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Vorwort  

Seit einigen Jahren sind die deutschen Länder – mit einer Zeitverzögerung von etwa 
5 Jahren gegenüber den Gemeinden/Gemeindeverbänden – in Verwaltungsreform-
prozesse eingetreten. Sie haben inzwischen bedeutend an Tempo gewonnen, verwei-
sen in den einzelnen Ländern auf viele ähnliche Modernisierungszüge, aber auch auf 
spezifische Merkmale. Leider mangelt es bisher an aussagefähigen empirischen Ana-
lysen, Gesamtwertungen oder gar „Erfolgskontrollen“ der Reformprogramme. In 
Bezug auf Brandenburg kann mit der vorliegenden Studie erfreulicherweise ein Stück 
dieses Defizits reduziert werden.  

Seit dem Jahre 1999 hat die Brandenburger Landesregierung einen dynamischen 
Verwaltungsreformprozess in Gang gesetzt, der mittlerweile an die Modernisierungs-
vorhaben in einigen der alten Länder Anschluß gefunden hat. Einige Zwischenergeb-
nisse dieses Reformprozesses können durchaus positiv gewertet werden. Gleichwohl 
steht Brandenburg noch am Anfang eines langen Weges, bei dem immer wieder 
Weichen zu stellen sind: Führen die massiven Einsparzwänge des Landes zu einer 
Mobilisierung, ggf. Neuorientierung oder aber zu einer Blockierung der Verwal-
tungsreform? Werden im Ergebnis die Leistungsfähigkeit und Akzeptanz des öffent-
lichen Sektors gestärkt oder geschwächt? Wird es gelingen, einen Motivationsschub 
für die Beschäftigten zu erreichen oder verstärken sich gegenteilige Effekte?  

Die Einführung von Reformelementen ist kein Selbstzweck; man verspricht sich da-
von positive Wirkungen im Hinblick auf Effizienz, Politikeffekte und Qualität. Es 
wäre jedoch zu eng und falsch gesehen, würden die notwendigen Reformen als ein 
Mittel angesehen werden, mit dem „nun endlich“ die Sanierung der öffentlichen 
Haushalte gelingen müsse. Verwaltungsreformpolitik kann keine vernünftige Haus-
haltspolitik ersetzen; umgekehrt geht es aber ebenso wenig. In der Realität liegen 
immer wieder die Versuchungen sehr nahe, diese Unterscheidungen zu missachten. 
Es gehört andererseits durchaus zur Realität in den deutschen Ländern, dass die Mo-
dernisierungsmaßnahmen unter zum Teil drastischen Haushalts-Konsolidierungs-
zwängen realisiert werden müssen. „Anschubfinanzierungen“ sind rar, zum Teil feh-
len sie völlig, zum Teil muss sogar mit erheblich weniger Geld ausgekommen wer-
den. 

Diese komplizierte Situation prägt auch den Brandenburger Reformprozess, der in 
seiner ersten, bisherigen Phase vor allem durch Strukturveränderungen und durch die 
Umsetzung der Personalbedarfsplanung gekennzeichnet war. Zunehmend werden 
nun auch neue Steuerungselemente, Budgetierungsformen, Kosten-Leistungs-
Rechnung-Ansätze bereit gestellt, es werden neue Grundlagen für Benchmarking und 
für die Öffnung zum Wettbewerb geschaffen. Man wird diese Ansätze allerdings nur 
erfolgreich umsetzen können, wenn die Binnenmodernisierung der öffentlichen Ver-
waltung – weit über Strukturvereinfachungen hinaus – schneller vorankommt. Mit 
den erweiterten Möglichkeiten zu Wettbewerb und Benchmarking verliert die Politik 
nicht an Bedeutung, aber sie wird völlig neu herausgefordert. Hier stehen Lernpro-
zesse an, sind Defizite der Steuerungsfähigkeit des politischen Raumes abzubauen. 
Die Beschäftigten und ihr Engagement für die Reformprozesse zu erreichen, gehört 
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zu den wichtigsten, aber auch zu den schwierigsten Zielen jedes Verwaltungsmoder-
nisierungsprozesses. Hierzu bedarf es vor allem moderner, kooperativer Führungssti-
le. Andere Seiten der Verwaltungsmodernisierung wurden bisher – wenn überhaupt – 
nur in aller ersten Schritten angegangen: Bürgernähe und Bürgerpartizipation, die 
Gesamtbeziehungen zwischen Staat und Gesellschaft, Staat und Gemein-
den/Gemeindeverbänden, zwischen Landes-, Regional- und Kommunalebene. 

Begleitende wissenschaftliche Forschungen und Evaluierungsstudien sind dringend 
erforderlich, um die Möglichkeit zur Reflexion, zur Besinnung und Neubesinnung, 
zu rechtzeitigen Weichenstellungen zu bewahren. Indem die hier vorliegende Studie 
Verlauf, bisherige Ergebnisse, aber auch Probleme und Defizite des bisherigen Ver-
waltungsreformprozesses im Land Brandenburg beschreibt, fordert sie bewusst zur 
Diskussion heraus. Viele der aufgeworfenen Probleme konnten auf Grund des engen 
zeitlichen Rahmens, der für die Erarbeitung zur Verfügung stand, nur „angerissen“ 
und noch nicht auf eine tragfähige empirische Basis gestellt werden. Das wichtigste 
ist jedoch, dass diese Studie eine große Fülle an „Anregungspotenzial“ für den prak-
tischen Prozess der Verwaltungsreform in Brandenburg enthält, dessen weitere Dis-
kussion, differenzierte Vertiefung und Umsetzung sich lohnen würden. Zu Recht 
wird die Entwicklung von engagierter Mitarbeiterbeteiligung hierbei als eine der 
wichtigsten komplexen Herausforderungen dieser Reform herausgestellt, die an alle 
Seiten des Reformprozesses und auch für alle Beteiligten neue Anforderungen stellt. 

Seitens des KWI danken wir für die gewohnt sehr gute Kooperation dem Autor und 
dem Institut BISS e.V. Ferner sind wir sehr dankbar für die Unterstützung durch 
ver.di und die finanzielle Förderung seitens der Hans-Böckler-Stiftung. Ebenso ist 
den zahlreichen Gesprächs- und Interviewpartnern von Führungskräften innerhalb 
der Landesverwaltung Brandenburg und anderer Institutionen, von Personalräten zu 
danken, von deren Gedanken und Informationen diese Studie bereichert werden 
konnte. 

 

 

Prof. Dr. Christoph Reichard 
Geschäftsführender Direktor des Kommunalwissenschaftlichen Instituts und 
Inhaber des Lehrstuhls Public Management an der Universität Potsdam  
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0. Einleitung 

Brandenburg geht seinen Weg, auch auf dem Gebiet der Verwaltungsreform. Bran-
denburg gehörte nicht zu den ersten Ländern, die sich einen Weg durch das Labyrinth 
einer Verwaltungsreform suchten. Das Land begann spät damit, man könnte sagen, 
vor drei Jahren. Es hat mittlerweile ein rasantes Tempo vorgelegt, interessante Pro-
jekte und Erfahrungen hervorgebracht, aus denen auch andere Länder lernen können. 
Und Brandenburg kann ebenfalls manches hinzulernen – am meisten wohl, dass ge-
rade Verwaltungsreformen ihr Ziel verfehlen, wenn sie nicht „von unten“ aufgebaut 
und getragen werden.  

Die vorliegende Studie wurde auf Initiative der Vereinigten Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di, Landesbüro Brandenburg, initiiert. Es handelt sich um eine sozialwis-
senschaftliche Beschreibung und Wertung von Grundzügen des bisherigen Verwal-
tungsreformprozesses im Land Brandenburg. Ein besonderer Akzent liegt auf der 
Frage, welche Rolle die Beschäftigten in diesem Prozess spielen. Liegt ihr Stellen-
wert im Rahmen des Reformprozesses eher darin, dass sie Gegenstand, d.h. Objekt 
einer Personalbedarfsplanung mit jährlich sinkenden Beschäftigungszahlen sind oder 
können Bedingungen entstehen, unter denen Motivation, Beteiligung und Engage-
ment der Beschäftigten für die Reform wachsen, unter denen sie also selbst zum ent-
scheidenden Subjekt von Reformprozessen werden? Um dieser Frage näher zu kom-
men, genügt es nicht, im engeren Sinne Probleme der Mitarbeitermotivation, wie sie 
vor allem in der betriebswirtschaftlichen Literatur ausführlich dargelegt sind, zu erör-
tern. 

Es ist heute für viele Verwaltungsreformprozesse typisch, dass sie in einem ambiva-
lenten Verhältnis zur Situation der öffentlichen Haushalte stehen. Einerseits schrän-
ken finanzielle Krisensituationen die Reformmöglichkeiten ein und/oder drängen sie 
einseitig in die Richtung von Aufgaben- und Personalabbau. Andererseits zeigen die 
Erfahrungen aller entwickelten Industrieländer, dass die Anstöße für Reformprozesse 
der öffentlichen Verwaltungen maßgeblich aus Haushaltszwängen herrühren. In 
Brandenburg war dies ebenfalls einer der wesentlichen Anstöße. Mittlerweile hat sich 
jedoch eine dramatisch neue Situation entwickelt: Im September 2002 machte die 
Landesregierung öffentlich, dass es im Haushaltjahr 2002 ein Defizit von 755 Mio. 
Euro geben werde.1 Insgesamt sei für den Haushalt 2002/2003 ein Defizit von 1,4 
Mrd. Euro entstanden. Bisherige Perspektivabschätzungen über die möglichen Ein-
nahmen und Ausgaben des Landes, so im DIW-Gutachten vom Juli 20022, werden 
durch die Verschlechterung der Rahmenbedingungen neu zur Diskussion gestellt; 
vorweggenommene Pressemeldungen über ein neues Gutachten aus der Europa-

                                                 
1  Dies setzt sich zusammen aus 600 Mio. Euro Steuermindereinnahmen, sowie Zusatzausgaben von 

120 Mio. Euro für die Zusatzversorgung und 35 Mio. Euro für die Sozialhilfe. Von diesen insge-
samt 755 Mio. Euro ist die Summe 130 Mio. Euro abzurechnen, die bis Ende September 2002 im 
Rahmen der im Juni verhängten begrenzten Haushaltssperre zu erbringen war. Per Saldo betragen 
die zusätzlichen Mindereinnahmen und Minderausgaben 625 Mio. Euro. Vgl. Presseinformation 
MdF vom 1.10.2002. 

2  Vgl. D. Vesper: Landes- und Kommunalfinanzen in Brandenburg und ihre mittelfristigen Perspek-
tiven; Gutachten im Auftrag des DGB Berlin-Brandenburg, Juli 2002. 
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Universität Viadrina sorgten für politische Turbulenzen. Die Reaktionen aus der 
Landesregierung auf die neue Haushaltssituation deuten auf drastische Sparmaßnah-
men, auf einen tabulosen Rückbau von Ausgaben, Aufgaben und Standards, so im 
Bereich der Kitas, der Polizei, der Gemeindefinanzierung, der Gerichte, bei den Sozi-
alausgaben oder beim Umweltschutz. Die Lohnangleichung im öffentlichen Dienst 
des Landes – vorgesehen bis zum Jahre 2007 – müsse möglicherweise mit einem 
noch größeren Personalabbau bezahlt werden als dies bislang geplant ist.3 Aus der 
Landesregierung traten erste Töne über die Notwendigkeit betriebsbedingter Kündi-
gungen – entgegen den tariflichen Festlegungen der Rahmenvereinbarung zwischen 
Land und Gewerkschaften – in die Öffentlichkeit. Alles in allem ist davon auszuge-
hen, dass die Verwaltungsreformprozesse der kommenden Jahre noch viel stärker als 
bisher von diesem Finanzdruck beeinflusst sein werden. 

Das erste Kapitel widmet sich den Faktoren des Entstehungsprozesses der öffentli-
chen Verwaltung in Brandenburg. Obwohl im Mittelpunkt dieser Studie die öffentli-
chen Verwaltungen des Landes stehen, wird der Blick auch auf die Gemeindeebene 
gerichtet. Denn viele der Herausforderungen für eine Reform der Landesverwaltung 
erklären sich erst aus den Beziehungen bzw. aus einem bestimmten Spannungsver-
hältnis zwischen Land, seinen regionalen Teilräumen und den Gemein-
den/Gemeindeverbänden. Der Leser erhält in diesem Kapitel nicht nur einen Über-
blick über wesentliche historische Schritte des Aufbaus der Landes- und kommuna-
len Verwaltungen in Brandenburg, sondern soll sich diesbezüglich von Anfang an 
mit einer bewusst problematisierend angelegten Sichtweise auseinandersetzen. 

Das zweite Kapitel beschreibt Eckpunkte des bisherigen Verlaufs, der Ergebnisse und 
Defizite der Verwaltungsmodernisierung. Bei der Darlegung dieser Zusammenhänge 
kann nicht der Anspruch auf eine vollständige Beschreibung erhoben werden. Es 
bleibt dem Autor und damit einer spezifischen Sichtweise vorbehalten, mit einer 
Auswahl von Problemen gezielte Akzente zu setzen. Sie sollen informieren, soziale 
Prozesse beschreiben, anregen und/oder Widerspruch hervorrufen. Daneben sind die 
Auswahl und die Tiefe der Beschreibung auch durch den geringen Zeitumfang be-
grenzt, der für die Erarbeitung dieser Studie zur Verfügung stand. 

Das dritte Kapitel geht auf Fragen der Mitarbeiterbeteiligung ein, für die die „Rah-
menvereinbarung“ – zusätzlich zum Personalvertretungsgesetz – rechtliche Bedin-
gungen geschaffen hat. Problemorientiert werden heutige und zu erwartende Heraus-
forderungen an die Verbesserung von Mitarbeitermotivation und Mitarbeiterbeteili-
gung beschrieben. Sie werden nicht allein im engeren Sinne als Aufgaben modernen 
Personalmanagements gefasst, sondern als Anspruch an den gesamten Prozess der 
Verwaltungsmodernisierung. 

Das vierte Kapitel stellt anhand statistischer Daten die Personalausgaben und den 
Personalstand der brandenburgischen Landesverwaltung im Vergleich der deutschen 
Flächenländer dar. Anhand der neuesten statistischen Zahlen wird gezeigt, dass 
Brandenburg einem Vergleich der deutschen Bundesländer durchaus Stand hält, an-
dererseits in der Perspektive vor gravierende Probleme der Haushaltsbilanzierung 
                                                 
3  Vgl. u.a. das Interview mit der Finanzministerin D. Ziegler „Wir werden ganze Politikfelder nicht 

mehr finanzieren können.“ In: Potsdamer Neueste Nachrichten, 12.9.2002, S. 16. 
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gestellt wird, die die Frage nach der Zukunft des öffentlichen Sektors aufwerfen. Die 
Weichen, die zu Lösungen dieses Problems führen können, müssen mit den heutigen 
Verwaltungsmodernisierungsprozessen gestellt werden. 

Für die Ausarbeitung der Studie wurden Interviews in Ministerien und Behörden des 
Landes, bei Personalräten/Hauptpersonalräten und anderen Einrichtungen durchge-
führt. Dokumentarisches und Datenmaterial – aus der Landesverwaltung, von der 
Gewerkschaft ver.di und vom Statistischen Bundesamt – sowie vorangegangene ei-
gene wissenschaftlicher Arbeiten und vorliegende wissenschaftliche Veröffentli-
chungen wurden herangezogen. Als Verfasser der Studie bedanke ich mich für die 
aufgeschlossene Unterstützung bei allen Beteiligten. 

Dr. Frank Berg 



Frank Berg: Verwaltungsreform und Personal im Land Brandenburg 

KWI-Arbeitshefte 5 (2002) 

 

12 

1. Land, Regionen und Kommunen im Spannungsraum: Zur 
Genese der öffentlichen Verwaltung in Brandenburg 

1.1 Landesebene 

In der wissenschaftlichen Literatur finden sich ausführliche Darstellungen des institu-
tionellen Umbaus im ostdeutschen Transformationsprozess, darunter zur Bildung und 
Entwicklung der Landesinstitutionen.4 Sinn und Zweck dieses Abschnittes ist daher 
nicht die verkürzte Wiedergabe dieser Untersuchungen, sondern die Konzentration 
auf die Frage, welches „Erbe“ der Entstehungs- und Entwicklungsprozess der Lan-
desverwaltung für Herausforderungen der Verwaltungsreform hinterlassen hat. 

Die heutige Brandenburger Landesverwaltung ist nur aus ihrer Entstehungs- und 
Entwicklungsgeschichte heraus zu verstehen. Sie hat sich nicht, wie im früheren 
Bundesgebiet, über fünf Jahrzehnten hinweg entwickeln können, sondern wurde seit 
dem Ende des Jahres 1990 vom Nullpunkt an neu aufgebaut. Vorher bestehende 
Verwaltungsstrukturen und vorher bestehendes Verwaltungspersonal wurden zu gro-
ßen Teilen integriert, neu strukturiert und mit einem gänzlich neuen institutionellen 
Ordnungs- und Orientierungsrahmen versehen. Nach der Bildung der ostdeutschen 
Bundesländer5 gehörte es zu den ersten Handlungen der neuen Landesregierungen, 
eine Lösung für die noch bestehenden Verwaltungsorgane und Einrichtungen der 
DDR zu finden: Es gab (außerhalb der kommunalen Ebene) in den ostdeutschen 
Ländern insgesamt ca. 1.000 Verwaltungsorgane und Einrichtungen aus der DDR-
Zeit, davon waren 800 den Ländern zuzuordnen und 200 dem Bund – diese mussten 
entweder aufgelöst oder in die neuen Strukturen integriert werden. Die Entscheidung 
darüber erfolgte für jede der 1.000 Einrichtungen in der Regel bis Ende 1990, so auch 
in Brandenburg. Es bestand ein großer Zeitdruck, der zunächst dazu führte, das Per-
sonal der Einrichtungen, sofern sie dem Land zugeordnet wurden, komplett zu über-
nehmen, eine Auswahl kaum stattfinden und dies in den Folgejahren auch nicht 
nachgeholt werden konnte. Eine qualitative Auswahl des Personals war zu dieser Zeit 
nur sehr begrenzt möglich. Instrumente der Personalselektion waren damals eher 
„Warteschleifenregelung“, „Vorruhestand“, „Abfindungen“, in begrenztem Maße ein 
betriebsbedingtes Sonderkündigungsrecht (bis Ende 1993), weiterhin kamen die Sta-
si-Überprüfungen hinzu. Die Folgen dieser historisch bedingten Art des Personalauf-
baus wirken zum Teil bis in die Gegenwart hinein.  

Wie überall in den östlichen Bundesländern wurde das Führungspersonal in den 
Verwaltungen überwiegend mit Beamten aus den westlichen Bundesländern, hier 

                                                 
4  Vgl. z.B.: H. Wollmann: Institutionenbildung in Ostdeutschland: Neubau, Umbau und „schöpferi-

sche Zerstörung“. In: Kaase, M./Eisen, A./Gabriel, O. W./Niedermayer, O./Wollmann, H.: Politi-
sches System. Berichte zum sozialen und politischen Wandel in Ostdeutschland, Bd. 3, Opladen 
1996. 

5  Schon seit dem Frühjahr 1990 bestanden (unter Beteiligung der Partnerländer, also im Falle Bran-
denburgs unter Beteiligung Nordrhein-Westfalens) Arbeitsgruppen zur Vorbereitung der Bildung 
von 5 ostdeutschen Länder. Am 22.7.1990 wurde durch die Volkskammer das Ländereinfüh-
rungsgesetz verabschiedet, das zum 3. Oktober 1990 wirksam wurde. Die ersten Wahlen in den 5 
Ländern erfolgten dann am 14. Oktober 1990. 
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insbesondere aus Nordrhein-Westfalen und auch aus dem Westteil Berlins, besetzt.6 
Die Erfahrungen des Landes Nordrhein-Westfalen spielten eine besondere Rolle 
beim Aufbau der Landesverwaltung Brandenburg. Sie beeinflussten die Strukturent-
wicklung der Landesverwaltung und somit auch die Struktur des Personalbestandes. 
Der bereits erwähnte Zeitdruck zum Aufbau der Landesverwaltung führte dazu, dass 
nicht nur die Auswahlmöglichkeiten bei den „Indianern“, sondern auch bei den 
„Häuptlingen“, also beim Führungspersonal, eingeschränkt waren. Die Übernahme 
von Verwaltungsstrukturen aus NRW konnte nicht immer bedarfsgerecht umgesetzt 
werden. Im Unterschied zu Nordrhein-Westfalen wurden im Land Brandenburg auf 
Grund der dünnen Besiedlungsdichte jedoch keine Bezirksverwaltungen aufgebaut 
(trotz anfänglicher Vorschläge in diese Richtung seitens nordrhein-westfälischer Be-
rater7), was teilweise durch einen stärkeren bzw. differenzierteren Ausbau der Lan-
desverwaltung kompensiert wurde. Die Landräte trugen schon damals dazu bei, den 
Aufbau von Mittelinstanzen zu verhindern.8 

Bis zur Mitte der 90er Jahre und darüber hinaus wurde die Landesverwaltung weiter 
ausdifferenziert, entstanden neue Abteilungen und Referate sowie Landesbehörden – 
und dies unter voller Verantwortung der jeweiligen Minister für Personal- und Orga-
nisationshoheit, ohne durchgreifende zentrale Koordinierung.9 Einen sinnvollen Ge-
samtplan hierfür gab es nur bedingt; eine treffendere Charakteristik für den Aufbau 
der Landesverwaltung in der Anfangsphase wäre eher „Patchwork“.10  

Von der Absicht her wurde gerade der zweistufige Verwaltungsaufbau nicht zuletzt 
mit der Abgrenzung von den bisherigen zentralistischen Bezirksstrukturen der DDR 
begründet. Die auch in der brandenburgischen Verfassung verankerten weitgehenden 
direktdemokratischen Rechte, Staatsziele sowie der hohe Stellenwert, der dem 
„Wachsen“ der kommunalen Selbstverwaltung beigemessen wurde, unterstrichen 
ebenso wie Brandenburgs politischer Weg der parteiübergreifenden Toleranz eine 
Staatsorientierung, die zu Beginn und bis Mitte der neunziger Jahre keineswegs auf 

                                                 
6  Nach einer Untersuchung aus dem Jahre 1995 kamen zu diesem Zeitpunkt etwa 58 Prozent der 

Führungskräfte in der Landesverwaltung Brandenburg (Abteilungs- und Referatsleiter) in drei ex-
emplarisch ausgewählten Ministerien (Innenministerium, Umweltministerium, Sozialministerium) 
aus den westlichen Bundesländern (zum größten Teil NRW und Westteil Berlins). Der andere Teil 
der Führungskräften stammte überwiegend aus den drei ehemaligen Bezirksverwaltungen und de-
ren Einrichtungen der DDR, die den territorialen Rahmen für die Bildung des Landes Branden-
burg im Herbst 1990 hergaben. Im Bundesland Sachsen war der Anteil der Westbeamten an den 
Führungspositionen vergleichsweise noch höher als in Brandenburg (im Innenministerium Sach-
sens stammten zum Beispiel alle Abteilungsleiter aus dem Westen). Vgl. H. Damskis/B. Möller: 
Verwaltungskultur in den neuen Bundesländern, Frankfurt a.M. etc: 1997, S. 40. 

7  Vgl. G. Hoffmann: Die staatlichen Mittelinstanzen in den neuen Bundesländern. In: Die Öffentli-
che Verwaltung, (1992)16, S. 692. 

8  Auch in Sachsen ging von den Landräten Widerstand gegen die Einführung von Mittelinstanzen 
(Bezirksregierungen) aus; dort konnten sich diese Position aber nicht durchsetzen. In Sachsen-
Anhalt wurden Bezirksregierungen hingegen von Anfang eher unter dem Vorbehalt ihrer späteren 
Überprüfung und ggf. Abschaffung aufgebaut. 

9  Lediglich für die allgemeinen Rahmenbedingungen des Dienstrechts für Beamte lagen beim In-
nenministerium, für die Rahmenbedingungen des Tarifrechts (Arbeiter, Angestellte) beim Fi-
nanzministerium koordinierende Funktionen. 

10  Brachmann sprach in Bezug auf eine ähnliche Situation in Sachsen-Anhalt von einem „bunten 
Teppich“: „Alles in allem ist so beim Aufbau der Landesverwaltung... ein ziemlich bunter Teppich 
entstanden, der durch das Nebeneinander von allgemeiner Verwaltung und einer Vielzahl von 
Sonderbehörden und Einrichtungen gekennzeichnet ist.“ (R. Brachmann: Zum Stand der Verwal-
tungsreform in Sachsen-Anhalt. In: Landes- und Kommunalverwaltung, H. 2/1996, S. 35). 
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hierarchische Steuerungsmittel beim Aufbau des Landes gerichtet war. Sie war – im 
Gegenteil – eher subsidiär, moderierend, kooperativ und gegenüber traditionellem 
Verwaltungshandeln zum Teil auch unkonventionell11 orientiert. Persönlichkeiten wie 
Manfred Stolpe, Regine Hildebrandt und Alfred Ziel symbolisierten diesen Politik-
stil. Diese Orientierungsleistungen der politischen Landesinstitutionen gerieten je-
doch zunehmend in Widerspruch zu den tatsächlichen Mechanismen des Aufbaus der 
Landesverwaltung. 

Obwohl die Leitorientierungen zum Verwaltungsaufbau seitens der ersten Koalitions-
regierung (SPD, Bündnis 90, FDP) auf Prinzipien der Dezentralisierung und Kom-
munalisierung öffentlicher Aufgaben gerichtet waren und vor allem in der Zweistu-
figkeit des Verwaltungsaufbaus, aber beispielweise auch in einem weitergehend als 
bis dato in Landesverwaltungen üblichen Aufsichtsverfahren ihren Ausdruck fan-
den12, führte die praktische Umsetzung schrittweise zu einer erheblichen Zentralisie-
rung und Bürokratisierung im Sinne „klassischer Verwaltung“13. Die institutionelle 
Eigendynamik bürokratischer Behörden setzte sich seit Mitte der neunziger Jahre 
sukzessive weiter durch, schränkte damit administrativ (finanziell ohnehin) Freiräu-
me auf der kommunalen Ebene ein und konnte beispielweise die Entwicklung regio-
naler kooperativer Akteursbeziehungen (mit Ausnahme der Regionalplanung) gar 
nicht erst als politikfeldübergreifendes Ziel der Landesverwaltung entwickeln. In der 
Praxis stärkte zudem auch die fehlende Mittelbehörde bei gleichzeitig noch schwa-
cher kommunaler Ebene den Zentralismus des Verwaltungsaufbaus. Auf der kom-
munalen Ebene war die anfangs der 90er Jahre als „Wild-Ost-Phase“ beschreibbare 
Zeit mit ihren unkonventionellen Freiräumen endgültig vorbei und wich der Durch-
setzung von Regeln, Vorschriften und Normen, dem Durchgreifen staatlicher Fach- 
und Rechtsaufsicht, wie dies aus den westlichen Bundesländern bekannt ist. 

Dies um so mehr, da die Landesverwaltung in ihrer Grundstruktur bis etwa Ende 
1991 aufgebaut war, während vor der kommunalen Ebene zunächst noch eine Ge-
meindeverwaltungsreform (1991/1992) und Kreisgebietsreform (1993) – vgl. Ab-
schnitt 1.2 – standen. Die eigentlich zu Beginn bis Mitte der 90er Jahre im Land 
Brandenburg implizierte Politik zur Entwicklung dezentralisierter, kooperativer Steu-
erungsformen hatte von daher seitens der Landesverwaltung schon durch die Spezifik 
ihres Aufbauprozesses wenig Voraussetzungen.  

Einmal geschaffene Strukturen wurden bis zum Ende der 90er Jahre nur geringfügig 
wieder abgebaut.14 Und dies – obwohl eine Übertragung von Aufgaben auf die kom-
munale Ebene bereits mit der ersten Wahlperiode einsetzte – allerdings hinsichtlich 

                                                 
11  So übte man im Arbeits- und Sozialministerium (MASGF) zu Anfang der 90er Jahre längere Zeit 

Zurückhaltung beim Ausbau von Strukturen und Personal. Teilweise wurde statt regulären Perso-
nals ABM-Personal eingesetzt. 

12  So wurde durch die Einführung der „Sonderaufsicht“ nach der Brandenburger Kommunalverfas-
sung (§ 131 Gemeindeordnung) die Fachaufsicht nicht mehr mit Einzelweisungsrechten verbun-
den, was tendenziell einer Beschränkung auf Rechtsaufsicht nahe kommt. 

13  Vgl. K. König: Transformation einer real-sozialistischen Verwaltung in eine klassisch-europäische 
Verwaltung. In: W. Seibel/A. Benz/H. Mäding: Verwaltungsreform und Verwaltungspolitik im 
Prozeß der deutschen Einigung, Baden-Baden: Nomos 1993. 

14  Aufgelöst wurde das Landesamt für Ausbildungsförderung; weiterhin wurden die Straßenbauäm-
ter von 8 auf 6 und die Ämter für Agrarordnung von 6 auf 5 reduziert. 
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Aufgaben, die „normalerweise“ auch nicht in den Aufgabenbestand einer Landes-
verwaltung gehören.15 Die Aufgabenübertragung fand mit der Funktionalreform 1994 
bis 1996 einen vorläufigen Höhepunkt. Mit dem Einsatz von Regierungskommissio-
nen (die erste: Dezember 1993; die zweite: März 1995) und mit über vier (!) Funkti-
onalreformgesetzen (1994-96) waren die Absicht und der Versuch verbunden, den 
Aufgabenbestand der Landesverwaltung nach Möglichkeiten einer Kommunalisie-
rung (in der Regel als „Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung“) zu prüfen, 
Verwaltungsaufgaben orts- und bürgernah zu erfüllen, eine größtmögliche Bünde-
lung vor Ort anzustreben und den Grundsatz der Einräumigkeit dem Verwaltung bes-
ser zu entsprechen. Bereits durch das erste der vier Gesetze (Funktionalreformgrund-
sätzegesetz vom 30.6.1994) wurde festgelegt, dass der Aufgabenvollzug von unteren 
Sonderbehörden in der Regel auf die Landkreise und kreisfreien Städte übergehen 
soll. Es war noch einmal der Versuch der damaligen Landesregierung und insbeson-
dere des damaligen Innenministers A. Ziel, die Gewichte der Verwaltungsorganisati-
on von Land und Kommunen mehr auf die kommunale Seite zu verlagern, einen spe-
zifischen Typ der Demokratie voranzubringen, der mit Subsidiarität verbunden ist.  

Als Komplement dieser Politik wurde die Orientierung der „dezentralen Konzentrati-
on“ schon seit Beginn der 90er Jahre entwickelt und vorangebracht. Sie hatte eben-
falls um die Mitte der 90er Jahre ihre „Blütezeit“, konnte aber in wichtigen Punkten 
die in sie gesetzten Hoffnungen nicht erfüllen. Aus dem natürlichen geographischen 
Zentrum Berlin und dem Berliner Umland kamen nicht jene Impulse des Wirt-
schaftsaufschwungs, die in die Tiefe des Landes hätten ausstrahlen und in den dezen-
tralen Konzentrationspunkten verstärkt werden können. Eine polyzentrische Landes-
entwicklung, der Interessenausgleich zwischen Berlin, dem engeren Verflechtungs-
raum und dem äußeren Entwicklungsraum Brandenburgs fanden nicht statt. Seit dem 
Ende der 90er Jahre weicht die Position der dezentralen Konzentration immer mehr 
einer Politik, die auf Schwerpunktsetzungen auf das Umfeld von Berlin, auf Wirt-
schaftsschwerpunkte und größere Städte orientiert ist. Auch die beabsichtigte Novel-
lierung der Wahlkreise in Brandenburg zielt in diese Richtung. Neuerdings wird das 
Abgehen von der Politik der dezentralen Konzentration auch offiziell seitens der Re-
gierung aufgeworfen, allerdings einseitig unter dem Gesichtspunkt von „Abschmel-
zungen“ der Förderungen in den Teil- bzw. Randregionen des Landes und unter dem 
Gesichtspunkt von Einspareffekten.16 Das Abgehen vom bisher offiziell noch gülti-
gen Konzept der dezentralen Konzentration – auch wenn dies berechtigt und notwen-
dig ist – wurde bislang nicht durch neue, alternative Konzepte zur Regionalentwick-
lung und zur Erschließung endogener Potenziale in den Teilregionen des Landes er-
setzt. Hierin besteht ein schwerwiegendes Politikdefizit. Diesen Teilregionen – seien 
es die 5 Planungsregionen, die seit 2001 gebildeten 6 „Verwaltungsregionen“ (siehe 

                                                 
15  In der ersten Wahlperiode wurden ca. 30 einzelne Verwaltungsaufgaben, die zuvor bei der Lan-

desregierung angesiedelt waren, auf die kommunale Ebene übertragen, bis Ende 1996 ca. 8 weite-
re. Dazu zählten solche Aufgaben wie die Durchführung der land- und forstwirtschaftlichen Erhe-
bungen, die Aufsicht über die örtlichen Ordnungsbehörden in den Landkreisen, die Verwaltungs-
vollstreckung, die Fachaufsicht über die Standesbeamten u.v.a.m. Vgl. Ministerium des Innern des 
Landes Brandenburg (Hg.): Abschlußbericht der Landesregierung zur Umsetzung der Funktional-
reform im Land Brandenburg, Potsdam 1997. 

16  Vgl.: An den Rand gedrängt. Finanzministerin stellt die Förderung wirtschaftsschwacher Regio-
nen in Frage... In: Der Tagesspiegel, 4.10.2002, S. 15. 
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hierzu die Ausführungen weiter unten) oder die Sommer 2002 durch das Kabinett 
festgelegten und umstrittenen17 2 „EU-Förderregionen“ – werden raumplanerische, 
verwaltungsorganisatorische oder fördertechnische Funktionen seitens des Landes 
zugedacht, nicht aber ein Zuwachs an (Mit-)Entscheidungskompetenzen bei der Er-
schließung endogener Potenziale, bei der Förderung der wirtschaftlichen Infrastruk-
tur, des Arbeitsmarktes, der Verflechtung von Wissenschaft und technologischen 
Unternehmen, des Tourismus oder der Kultur, nicht also bei der Umsetzung der in 
den Regionalplänen (bzw. Regionalplanentwürfen) vorgezeichneten Entwicklungen. 
Brandenburg ist in seiner Regionalisierungspolitik – nachdem es in den 90er Jahren 
Vorbildliches aufzuweisen hatte – mittlerweile gegenüber anderen ostdeutschen Bundes-
ländern wie Sachsen (regionale Leitprojekte über die „Innovationsagentur“), Sachsen-
Anhalt (Landesinitiative „InnoRegio“) oder Mecklenburg-Vorpommern (arbeitsmarktpo-
litische Beiräte in den Planungsregionen) zurückgeblieben. 

Im Vergleich Brandenburgs und Sachsens drückte sich dies auch in einzelnen Ressorts und Poli-
tikfeldern wie zum Beispiel in der Umweltverwaltung oder in der Wirtschaftspolitik aus. In Bran-
denburg fanden die Leitorientierungen der Kommunalisierung und Dezentralisierung in der Um-
weltverwaltung darin ihren Ausdruck, dass ein Teil der Aufgaben relativ frühzeitig kommunali-
siert und damit zwischen kommunaler und staatlicher Ebene aufgesplittet wurde, während bei-
spielweise in Sachsen diese Aufgaben weitgehend beim staatlichen Landesumweltamt gebündelt 
wurden. In Sachsen entwickelte sich somit Anfang der 90er Jahre eine andere Art der Umwelt- 
und Raumordnungsverwaltung, die eher zu einem „zentralstaatlichen planerischen Zugriff auf die 
Planungsregionen“ führte.18 Ähnlich in der Wirtschaftspolitik: Während Sachsen bis fast zum En-
de der 90er Jahre eine Art „Leuchtturmpolitik“ betrieb und dabei endogene Regionalentwicklun-
gen vernachlässigte, wurden seit ca. 1999 andere Akzente gesetzt, die sich in weitaus stärkerem 
Maße auf die „Regionen mit besonderem Entwicklungsbedarf“ konzentrierten. In Brandenburg 
hingegen legte die Politik von Anfang an in den 90er Jahren mit ihrer Leitlinie der dezentralen 
Konzentration großen Wert auf der Verbesserung der Entwicklungsbedingungen in der Landestie-
fe. Erst später, nämlich gegen Ende der 90er Jahre wurde offenkundig, dass sich diese Unterschie-
de zwischen beiden Ländern umkehrten, nämlich dass sich in Brandenburg im Vergleich zu Sach-
sen ein Rückstand in der Regionalisierungspolitik aufbaute, der allerdings weniger durch die 
Raumordnungsverwaltung als durch die Regierungspolitik insgesamt und die verschiedensten 
Ressorts bedingt ist.19 

Brandenburg wird zwar – gerade in der Wirtschaftspolitik – zurecht als Gesamtregion 
gedacht (treffender noch als Gesamtregion Berlin und Brandenburg), könnte und 
müsste jedoch der Förderung der endogenen Potenziale in seinen Teilregionen weit-
aus größeres Gewicht schenken. Die Alternative zur „dezentralen Konzentration“ 
heißt nicht einfach „Gesamtregion“, „Schwerpunktsetzung“, „Einsparung“, sondern 

                                                 
17  Um die Chance zu erhalten, dass ein möglichst großer Teil Brandenburgs auch nach 2006 in den 

Genuss der Ziel-1-Förderung der Europäischen Union kommt, wurden im Juni 2002 durch das 
Kabinett eine „reiche“ Süd-West-Region und eine „arme“ Nord-Ost-Region als Fördergebiete 
festgelegt. Diese Entscheidung ist aus verschiedenen Gründen umstritten, unter anderem deshalb, 
weil sie die tatsächlich ärmeren und weniger armen Gebiete des Landes nicht hinreichend berück-
sichtigt. Verhandlungen zwischen dem Land und der EU waren bei Abschluss der Studie noch im 
Gange. 

18  Vgl. hierzu A. Eisen: Institutionenbildung im Transformationsprozeß. Der Aufbau der Umwelt-
verwaltung in Sachsen und Brandenburg 1990-1994. Baden-Baden: Nomos 1996; ders: Verwal-
tungstransformation und Institutionalisierung. Die Bildung administrativer Institutionen auf dem 
Gebiet der Umweltverwaltung in Sachsen und Brandenburg 1990-1994, Konstanz (Dissertation) 
1995, S. 177. 

19  Vgl. hierzu die DFG-Studie: M. Thomas/F. Berg/G. Pollach/M. Pöhler: Regionale Akteurkonfigu-
rationen und regionale Handlungsfähigkeit in Transformationsgesellschaften, Entwurfstexte, BISS 
e.V. – Brandenburg-Berliner Institut für Sozialwissenschaftliche Studien, 2002. 
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muss auch neue Chancen und neue Wege für die Entwicklung der Teilregionen des 
Landes aufbauen. 

Gegenwärtig gibt es in Brandenburg keine hinreichenden institutionellen Regelwer-
ke, die die Aufgaben der Entwicklung von Teilregionen des Landes wahrnehmen 
könnten. Prinzipiell sind hierfür sowohl staatliche Institutionen (so in anderen Län-
dern die Regierungspräsidien; in Brandenburg könnte es eine weitere regionale Bün-
delung der sonstigen unteren Verwaltungsbehörden sein) als auch kommunale Insti-
tutionen (durch diverse Kooperationsformen der Kreise und Anbindung von Gesell-
schaften) in der Lage. Die Kreise selbst sind derzeit in Brandenburg zu klein, um 
ihnen unmittelbar regionale Kompetenz zuzuordnen. 

Welchen der beiden Wege Brandenburg gehen wird, ist derzeit offen – dies vor allem 
vor dem Hintergrund, dass eine Regionalisierungsdiskussion im gegenwärtigen Ver-
waltungsreformprozess noch weitgehend fehlt. Der Aufbau von endogenen Potenzia-
len der Landesentwicklung muss aber maßgeblich auch über die Förderung von in-
novativen Akteursbeziehungen in den Teilregionen des Landes erfolgen. Hierbei sind 
kontroverse Gegebenheiten abzuwägen, auf die weiter unten detaillierter eingegangen 
wird: Verortet man die regionalen Aufgaben eher auf der kommunalen Ebene, müsste 
der Verwaltungsreformprozess stärker in die Richtung einer Kommunalisierung bis-
her staatlich wahrgenommener Verwaltungsaufgaben gehen, und zwar im Sinne einer 
„echten Kommunalisierung“ der Übertragung in den eigenen Wirkungskreis der 
Kreise/Kommunen. Dem steht oft entgegen, dass beim Spezialisierungsgrad hochin-
telligenter Verwaltungsaufgaben keine sachgerechte Wahrnehmung auf kommunaler 
Ebene (hier: Kreisebene) vorgehalten werden kann. Verortet man die regionalen 
Aufgaben hingegen stärker auf der staatlichen Ebene, hätte dies Konsequenzen in 
Richtung einer konsequenten regionalen Bündelung der sonstigen unteren Verwal-
tungsbehörden, bis hin zur Bildung von „Regionalämtern“20 (siehe hierzu die Aus-
führungen weiter unten in diesem Abschnitt). Schließlich ist auch eine Kombination 
beider Varianten denkbar. Was hingegen aus den Optionen ausscheidet, wäre ein 
Verzicht auf die Zweistufigkeit und die Einführung einer Dreistufigkeit des Aufbaus 
der Landesverwaltung. 

Diese Zweistufigkeit ist allerdings mit der Struktur von Obersten Landesbehörden, 
Landesoberbehörden und unteren Landesbehörden selbst nicht konsequent. Es ist 
durchaus denkbar, dass sich im Zuge der seit dem Ende der 90er Jahre angelaufenen 
Landesverwaltungsreform perspektivisch Strukturen herausbilden, die nur noch O-
berste Landesbehörden und Landesbehörden (mit entsprechenden Zweigstellen) ken-
nen. Auch deshalb könnte es in Brandenburg näher liegen, die Wahrnehmung von 
Regionalisierungsaufgaben aus der kommunalen Ebene her zu entwickeln, während 
die staatlichen regionalen Zuständigkeiten mit der Straffung der Organisationsstruk-
turen oder auch mit der Bildung von Landesbetrieben an Bedeutung verlieren wer-
den. Der Staat behält aber seine Verantwortung für die Rahmenbedingungen zur 
Entwicklung seiner Teilregionen: wahrzunehmen zunächst durch eine klare Ordnung 

                                                 
20  Gegenwärtig geht man von 6 Verwaltungsregionen aus. Eine weitere Konzentration auf nur 3 

Verwaltungsregionen wäre aus dem Prüfprozess nicht von vornherein auszuschließen, zumal sich 
dann die Regionen etwa den von der EU anvisierten NUTS-II-Größenordnungen nähern.  
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seiner Teilregionen, durch die Übertragung von Kompetenzen und Budgets in die 
Regionen, durch ein flexibles Herangehen an die Frage der Zentralisierung und De-
zentralisierung von Verwaltungsaufgaben, durch die gezielte Förderung von regiona-
len Akteursnetzwerken. 

Aus dieser Sicht der Relationen zwischen Land, Regionen und Kommunen ist die 
Frage nach der Kommunalisierung von staatlichen Verwaltungsaufgaben zu diskutie-
ren. Die realen Ansätze der Funktionalreform von 1994-1996 blieben begrenzt und 
konnten nicht verhindern, dass das Gewicht des Landes gegenüber den Kommunen 
weiter zunahm. Wird die heutige Verwaltungsreform hier neue Akzente setzen kön-
nen? Die damalige Funktionalreform war nur in wenigen Fällen mit der Auflösung 
von Landesstrukturen oder mit der Überleitung von Personal verbunden. Herausra-
gend war die Aufgabenübertragung auf die Kreise und kreisfreien Städte in den Be-
reichen Kataster- und Vermessungsämter, der unteren Bauaufsichtsbehörden, der 
unteren Wasserbehörden sowie im Bereich der Sozialhilfe. Mit der Funktionalreform 
wurden insgesamt 944 Landesbedienstete unmittelbar auf die Landkreise und kreis-
freien Städte übergeleitet (darunter 878 durch die Überleitung der Kataster- und 
Vermessungsämter, 49 durch die Übertragung der unteren Wasserbehörden und 17 
im Bereich der Sozialhilfe). Ein anderer Teil von Aufgabenübertragungen war nicht 
mit der Überleitung von Personal verbunden, sondern mit der Finanzierung von Per-
sonal auf der kommunalen Ebene. Auf diese Weise wurden nach Angaben des In-
nenministeriums im Zuge der Funktionalreform 1.200 Stellen auf der kommunalen 
Ebene durch das Land finanziert. 

Das Thema der Kommunalisierung bisher staatlich wahrgenommener Aufgaben ge-
hört zu den wichtigsten Bereichen jeder Landesverwaltungsreform. Erstinstanzliche 
Verwaltungsakte sind normalerweise bürgernah, auf kommunaler Ebene wahrzu-
nehmen. Vollzugsaufgaben gehören normalerweise nicht in den Bereich der Landes-
verwaltung, schon gar nicht in jenen der Landesoberbehörden. Die Frage nach einer 
weitgehenderen Kommunalisierung von Verwaltungsaufgaben wurde im bisherigen 
Verwaltungsreformprozess Brandenburgs nur zaghaft berührt.21 Schaut man sich 
allein die Vielzahl der zur Zeit abgeschlossenen, laufenden und weiterhin geplanten 
Projekte der Verwaltungsmodernisierung an, so sind es lediglich folgende Aufgaben, 
die unter dem Gesichtspunkt einer Kommunalisierung geprüft wurden bzw. wer-
den:22 

– Aufgaben des Landesjugendamtes (auch im Zusammenhang mit der beabsichtig-
ten Bildung eines gemeinsamen Landesjugendamtes mit Berlin); 

                                                 
21  Es ist zwar einzuräumen, dass durch die Zweistufigkeit der Brandenburger Landesverwaltung 

bereits in den 90er Jahren mehr Aufgaben als in anderen Bundesländern auf die kommunale Ebene 
übertragen worden sind. Seit dem relativen Abschluss der letzten Funktionalreform in Branden-
burg (1996) erfolgten jedoch nur noch wenige Aufgabenübertragungen und vor allem kaum sys-
tematische Prüfungen. In Hessen wurden – um ein anderes Beispiel zu nennen – im Jahre 1997 
durch die kommunalen Spitzenverbände 262 Vorschläge zur Aufgabenverlagerung und sonstigen 
Verwaltungsvereinfachung vorgelegt, die danach Schritt um Schritt abgearbeitet wurden. In Sach-
sen-Anhalt wurde eine Vielzahl von Aufgaben für eine neue „Welle“ der Kommunalisierung fest-
gelegt. Ähnlich geht man auch in anderen Bundesländern vor. 

22  Vgl. Projektliste zur Aufgabenkritik in der Landesverwaltung, Ms., Staatskanzlei des Landes 
Brandenburg, Stand vom 22.11.2001.  
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– Kommunalisierung von Aufgabenteilen des „Brandenburgischen Landesamtes 
für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum“; 

– Einige Aufgaben des Landesamtes und der Ämter für Soziales und Versorgung 
und der Ämter für Soziales (z.B. Heimbetreuung); 

– Aufgaben der Ämter für Flurordnung und ländliche Entwicklung. 

Abgesehen von diesen eher „zaghaften“ Kommunalisierungsansätzen, die in weiteren 
Projektlisten nicht einmal mehr ausdrücklich erwähnt werden und zum Teil bereits 
von den Ministerien zurückgewiesen23 wurden, soll über das Innenministerium res-
sortübergreifend geprüft werden, welche Möglichkeiten sich für eine sachliche und 
räumliche (regionale!) Konzentration von Vollzugsaufgaben der unteren (staatlichen) 
Verwaltungsebene ergeben, die evtl. zur Einrichtung von regionalen Landesämtern 
führen könnten.24 Ein solcher Schritt wird offenkundig in Anschluss an die Bildung 
von „Verwaltungsregionen“ erwogen, ist jedoch zur Zeit noch völlig ergebnisoffen. 
Dies umso mehr, da die Landesregierung stets vehement den „Verdacht“ von sich 
weist, sie wolle doch noch eine Mittelstufe der Verwaltung einführen. 

Es versteht sich von selbst, dass die Kommunalisierung bisher staatlich wahrgenom-
mener Verwaltungsaufgaben nur dann sinnvoll ist, wenn damit Wirkungs- und mög-
lichst auch Kostenvorteile verbunden sind und wenn diese Aufgaben überhaupt sach-
gerecht auf der kommunalen Ebene wahrgenommen werden können.  

So erwies sich offenbar eine Kommunalisierung der Aufgaben der Ämter für Flurneuordnung und 
ländliche Entwicklung, wie sie vom Ausschuss für Verwaltungsoptimierung25 vorgesehen war, 
nicht als sinnvoll. Abgesehen davon, dass es hierfür auch aus der kommunalen Ebene keine Zu-
stimmung gab, verfolgt das Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung ei-
nen alternativen Ansatz, der neben binnenorganisatorischen Veränderungen der Ämter auch durch 
die Nutzung von Drittmitteln (EAGFL) kostengünstiger ist. Dies setzt organisatorisch eine Über-
tragung (Outsourcing) von Teilaufgaben der Flurbereinigungsbehörden auf den Verband für Lan-
dentwicklung und Flurneuordnung (Körperschaft des öffentlichen Rechts) voraus, wäre aber bei 
einer Kommunalisierung nicht möglich. 

Mit der Übertragung staatlicher Aufgaben auf die kommunale Ebene sollten kommu-
nale Eigenverantwortlichkeit nicht durch Überfrachtung eingeschränkt, sondern die 
Erweiterung eigener Handlungsspielräume gestärkt werden.26 Es kann sinnvoll sein, 
Aufgaben zu zentralisieren (diskutiert u.a. in Bezug auf Clearing-Stelle für Auslän-
derrecht, Kreisstraßen, Denkmalschutz27) oder zwischen dezentralem Vollzug von 
Verwaltungsaufgaben und zentralen Datenbeständen zu unterscheiden (Liegenschaf-
ten, Kataster). Zunehmend verlangen Verwaltungsaufgaben hochspezialisierte 
Kenntnisse, die eben nicht vierzehn Mal, sondern nur einmal vorgehalten werden 
können. Deregulierungen und dezentrale Strukturen sind nur sinnvoll, wenn sie leis-
                                                 
23  Bei den Fortschreibungen der Projektliste (7.12.2001; 25.4.2002) werden diese Prüfaufträge zu 

Kommunalisierung nicht mehr ausdrücklich erwähnt, statt dessen die Prüfung von Kommunalisie-
rungen im Bereich des Arbeitschutzes. 

24 Hierbei handelt es sich in der „Projektliste“ zur Verwaltungsmodernisierung um den Prüfauftrag 
MI-108. 

25  Siehe dazu ausführlich Kapitel 2. 
26  In Bayern läuft diesbezüglich ein Modellprojekt zur Einführung von Experimentierklauseln, zum 

Abbau staatlicher Zustimmungs- und Genehmigungspflichten, zur Reduzierung von staatlichen 
Standards im Interesse der Stärkung kommunaler Eigenständigkeit. 

27  Die Organisation des Denkmalschutzes wurde auf Beratungen des AVO und des Beirates im Sep-
tember 2002 gesondert diskutiert. 
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tungsfähig sind. Entscheidend ist die sachgerechte, kosteneffiziente Wahrnehmung 
dieser Aufgaben. Regelungen für die Überleitung von Personal und Kosten bei Auf-
gabenübertragungen sind neu zu durchdenken. Dies alles systematisch zu bearbeiten, 
setzt aber voraus, die Frage nach einer Neuverteilung zwischen staatlicher und kom-
munaler Daseinsfürsorge wie überhaupt einer Überprüfung der Aufgabenverteilung 
zwischen Staat, Kommunen und Gesellschaft unter Einbeziehung der Regionalisie-
rungsaufgaben in einem breiteren als bisher angelegten Dialog systematisch zu bear-
beiten. Es genügt nicht, wie dies bisher der Fall ist, diese Fragen allein innerhalb der 
Ministerialbürokratie oder bestenfalls unter später Hinzuziehung von Stellungnahmen 
kommunaler Spitzenverbände zu bearbeiten. Im übrigen gewinnt unter dem Thema 
„Funktionalreform“ nunmehr auch die (Mitte der 90er Jahre vernachlässigte) Frage 
einer Aufgabenverlagerung von der kreislichen Ebene auf die Ebene der kreisangehö-
rigen Gemeinden an Gewicht – zumal mit der Gemeindegebietsreform (siehe Ab-
schnitt 1.2) die Voraussetzungen hierfür durch die Bildung leistungsfähigerer Ge-
meinden gestärkt worden sind. 

Die Tabelle 1 zeigt, dass insgesamt trotz einiger Aufgabenübertragungen auf die 
kommunale Ebene die quantitativen Personalrelationen nicht zugunsten der kommu-
nalen Ebene verschoben wurden. Im Gegenteil: Während die Anzahl der auf der 
Landesebene Beschäftigten in den 90er Jahren im wesentlichen konstant blieb, redu-
zierte die kommunale Ebene fortlaufend auf gravierende Weise. Insgesamt spreizte 
sich im Verlaufe der 90er Jahre die Schere des Personalbestandes zwischen der Lan-
des- und der kommunalen Ebene immer weiter (vgl. Tabelle 1). 

Auch finanziell spreizte sich die Schere zwischen Land und Kommunen seit dem 
Ende der 90er Jahre weiter. Obwohl die kommunale Ebene Brandenburgs noch im-
mer über vergleichsweise günstige finanzielle Zuweisungen für investive Zwecke 
verfügen kann, hat das Land in den letzten Jahren einen Teil seiner Konsolidierungs-
lasten auf die Gemeinden abgewälzt. Während das Land seine Ausgaben von 1996 
bis 2001 um über 2% kürzte, mussten die brandenburgischen Gemeinden im gleichen 
Zeitraum ihre Ausgaben um 10% kürzen.28 Neuerdings stellt das Land (mit dem Ge-
meindefinanzierungsgesetz 2002/2003) die Mittel des kommunalen Finanzausgleichs 
verstärkt ungebunden, also ohne Zweckbindung zur Verfügung.  

                                                 
28  Vgl. D. Vesper 2002, a.a.O., S. 7 und 48. 
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Tabelle 1: Anzahl der Beschäftigten auf der Landes- und auf der Gemeindeebene in den 90er 

Jahren 

Jahr Landesebene* Gemeindeebene** 
1993 71.266 80.130 
1994 73.540 71.177 
1995 73.452 63.431 
1996 73.823 58.180 
1997 73.303 54.036 
1998 72.580 51.282 
1999 70.796 49.844 
2000 70.641 47.612 
2001 69.303 45.161 

*  Voll- und Teilzeitbeschäftigte; nur Landesverwaltung (Behörden, Gerichte) im unmittelbaren öffentli-
chen Dienst, ohne Eigenbetriebe (rechtlich unselbständige Einrichtungen und Unternehmen des Landes, 
Landeskliniken);   

**  Voll- und Teilzeitbeschäftigte; Beschäftigte in Kreisen, kreisfreien Städten, amtsfreien Gemeinden, 
Ämtern und Gemeinden; ohne Einrichtungen mit kaufmännischer Rechnungsführung wie kommunale 
Eigenbetriebe und kommunale Krankenhäuser. 

Quelle:  Zusammenstellung nach Daten des LDS. 

Da sich jedoch – trotz dieser jüngsten Bemühungen für einen flexibleren Umgang mit 
der Gemeindefinanzierung – insgesamt bisher sowohl die personellen als auch die 
finanziellen Relationen zuungunsten der kommunalen Ebene verschoben, da weder 
strukturell (im Verhältnis zu den Kommunen) auf der Landesebene wesentlich rück-
gebaut wurde und die bisherigen Aufgabenübertragungen im Rahmen des traditionel-
len („klassischen“) Verwaltungsmodells blieben, konnten insgesamt keine entspre-
chenden Anregungen für eine strukturelle Neuorientierung der Landesverwaltung, die 
eine Neusetzung zu mehr deregulierten Steuerungsformen und von daher auch zu 
einer Förderung deregulierter Regionalentwicklung und der Stärkung kommunaler 
Selbstverwaltung ermöglicht hätte, wahrgenommen werden. Die Reform der Landes-
verwaltung Brandenburg würde ihre Ziele verfehlen, wenn sie nicht einschlösse, die 
Handlungsspielräume der kommunalen Ebene zu erweitern, die Funktionen der 
staatlichen Ebene auf Kernfragen und hochspezialisierte Fachaufgaben zu konzent-
rieren sowie die Gesamtrelationen zwischen Land, Teilregionen und Krei-
sen/Kommunen neu auszutarieren.  

Mit der Funktionalreform Mitte der 90er Jahre war der Höhepunkt einer „Gewichts-
verlagerung“ zugunsten der kommunalen Ebene erreicht, aber auch nur so weit, dass 
damit endgültig die transformationsbedingte „Überlast“ an Verwaltungsaufgaben, die 
eben in den Anfangsjahren noch bei der Landesebene angesiedelt war, „abgeschüt-
telt“ war und somit im Verwaltungsaufbau etwa das Niveau einer typischen „klassi-
schen Verwaltung“ nach westdeutschem Modell erreicht wurde. Allerdings auch dies 
nur zum Teil: Der „erhöhte Besatz mit Landesoberbehörden“29 wurde vorerst nicht 
abgebaut; die landesorganisatorische „Kopflastigkeit“30 – gestützt auf eine Vielzahl 
von Landesoberbehörden und unteren Landessonderbehörden – blieb ebenso wie eine 

                                                 
29  Vgl. H. Wollmann 1996, a.a.O. 
30  Vgl. H. Köstering: Vier Jahre Verwaltungsaufbau im Lande Brandenburg - Rezeption, Evolution 

oder Innovation? In: Verwaltungsrundschau, Heft 3, S. 83-89. 
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säulenartig, nach Geschäftsbereichen abgeschottete Verwaltungskultur.31 Beide Phä-
nomene sind jedoch problematisch für eine auf endogene Faktoren gestützte Ent-
wicklung von Regionen und Kommunen innerhalb des Landes: Die „Kopflastigkeit“ 
wegen ihres permanenten institutionellen Soges zur Zentralisierung; die „Abschot-
tung“, weil Regionalentwicklung per se auf eine ressortübergreifend koordinierte 
institutionelle Steuerung angewiesen ist. Die nunmehr eingeleitete Verwaltungsre-
form auf der Landesebene müsste dies berücksichtigen und korrigieren. Von der Ziel-
richtung her kann es hierbei in dieser Diskussion nicht allein um eine Verringerung 
der Kosten gehen, sondern auch um Sachgerechtigkeit der Aufgabenwahrnehmung, 
um optimale Erschließung endogener Potenziale, um die Förderung kreativer, inno-
vativer Akteursnetzwerke vor Ort und um Bürgernähe. 

1.2 Kommunale Ebene 

Die politisch-administrativen Institutionen Brandenburgs unterlagen auf der kommu-
nalen Ebene in den 90er Jahren mehreren „Reformwellen“, während auf der Landes-
ebene erst zum Ende der 90er Jahre „vorsichtige“ strukturelle Reformprojekte einge-
leitet wurden (vgl. Abschnitt 2.1). Allein dieses Missverhältnis in den Beziehungen 
zwischen kommunaler und Landesebene war stets ein latenter Spannungsraum, der 
vor allem seit der zweiten Hälfte der 90er Jahre zunehmend artikuliert wurde. Dabei 
waren Landes- und Gemeindeebene zu Beginn der 90er Jahre tatsächlich in einer 
unterschiedlichen Situation: Während die Landesebene der Verwaltung neu aufge-
baut wurde, wurden auf der kommunalen Ebene die aus der DDR-Zeit überkomme-
nen kommunalen Gebietsstrukturen (Gemeinden, Kreise, kreisfreie Städte) zunächst 
fortgeführt. Es war jedoch klar, dass der Aufbau einer rechtsstaatlichen kommunalen 
Selbstverwaltung nur mit den bisherigen Strukturen nicht kompatibel war.  

Zunächst wurde deshalb in den Jahren 1991-93 eine Gemeindeverwaltungsreform 
durchgeführt. Im Gefolge der Gemeindeverwaltungsreform wurden – anlehnend an 
das Schleswig-Holsteinische Amtsmodell – in den Jahren 1992/93 158 Ämter mit 
1.640 amtsangehörigen Gemeinden gebildet (Amtsordnung vom 19.12.1991). 56 
Gemeinden blieben amtsfrei. Die Anwendung des Amtsmodells für die kleinen Ge-
meinden entsprach sowohl der geringen Einwohnerdichte des Landes Brandenburgs 
– vor allem in seinen Randgebieten; sie war aber auch Ausdruck des damaligen 
„Brandenburger Weges“, der in Abgrenzung zu den jahrzehntelangen Erfahrungen 
von Entmündigungen der Gemeinden und Zwangsvereinigungen (z.B. bei den LPG) 
in der Zeit der SED Herrschaft auf die Wiederbelebung der kommunalen Selbstver-
waltung setzte. Bewusst ging man daher zu diesem Zeitpunkt in Brandenburg nicht 
den Weg der Fusionierung von Gemeinden (wie etwa in Sachsen), sondern wählte 
das Amtsmodell, das den Fortbestand der kleinen Gemeinden sicherte und gleichzei-
tig deren Verwaltungskapazität bündelte. Das spätere Abrücken von diesem Prinzip 
im Zuge einer Gemeindestrukturreform (seit dem Jahr 2000 – siehe unten) spiegelte 
einerseits neue Erfordernisse wider, war andererseits aber auch Ausdruck des Abge-

                                                 
31  Vgl. W. Ruckriegel: Neubau der Verwaltung in Brandenburg. In: Oertzen, H.J. von (Hg.): Rechts-

staatliche Verwaltung im Aufbau II. Sonderbehörden und Einheit der Verwaltung, Baden-Baden: 
Nomos, S. 52-59. 
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hens von diesem ursprünglich begründeten „Brandenburger Weg“, letzter Ausdruck 
eines schon vorher eingeleiteten „Modellwechsels“: von der früheren partizipations-
orientierten Ausgleichsorientierung hin zu einer effizienzorientierten, auf Schwer-
punkte setzenden Wettbewerbsorientierung. 

Bei den Kreisen folgte 1992/93 eine Kreisgebietsreform, um die überkommene klein-
teilige Kreisstruktur, die in der DDR im Jahre 1952 als Ausdruck des „demokrati-
schen Zentralismus“ zum Zwecke des wirksameren zentralistischen „Durchgreifens“ 
auf die kommunale Ebene geschaffen worden war, zu überwinden. Im Jahre 1993 
wurden die ursprünglich 38 Landkreise im Land Brandenburg zu 14 Landkreisen 
zusammengefasst und die ursprünglich 6 kreisfreien Städte auf 4 kreisfreie Städte 
reduziert (Kreisgebietsreformgesetz vom 16.12.1992). Besonders große Differenzen 
und Probleme traten bei der Namensgebung der Kreise und bei der Festlegung des 
Kreissitzes auf. Angestrebt war bei der Großkreisbildung, die neuen Kreisstädte nicht 
nach dem Prinzip zu wählen, welches der bisherigen Kreisstädte die „größte“ oder 
„attraktivste“ Stadt sei, sondern nach dem Prinzip der „dezentralen Konzentration“ 
wurden in der Regel gerade die ferner liegenden oder eher benachteiligten Städte als 
neue Kreisstädte mit der Hoffnung favorisiert, dass dadurch neue Entwicklungsim-
pulse entstehen könnten. Tatsächlich traten diese erhofften Entwicklungsimpulse 
jedoch im Gefolge der 90er Jahre kaum ein. 

Der Entwurf einer Funktionalreform mit einer umfassenden Verlagerung von Aufga-
ben von der staatlichen auf die kommunale Ebene zu Mitte der 90er Jahre hatte eher 
nachholende als vorausschauende Aufgabenverteilungen zu lösen (siehe Abschnitt 
1.1). Eine zukunftsorientierte Weiterentwicklung gab es nicht. Zudem fanden in der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre binnenorganisatorischen Reformprozesse – vor 
allem jene der Einführung von „Neuen Steuerungsmodellen“, von strukturellen Neu-
organisationen, des Aufgaben- und Personalabbaus – beinahe ausschließlich auf der 
kommunalen Ebene, kaum auf der Landesebene statt. Dies konnte nicht ohne Aus-
wirkungen für das Spannungsverhältnis von Land und Gemeinden bleiben, das sich 
in den alljährlichen Verteilungskämpfen um die kommunale Finanzausstattung fort-
setzte.32 

Die Landräte spielten in diesem Verhältnis eine besondere Rolle. Waren sie einerseits 
institutionell Bestandteil der kommunalen Ebene, fungierten sie zugleich als untere 
staatliche Behörde. Durch die Bildung der Großkreise und das Fehlen einer mittleren 
staatlichen Verwaltungsebene (Regierungspräsidien) nahmen die Landräte und ihre 
Interessenorganisation Landkreistag maßgeblichen direkten Einfluss auf die Kom-
munalpolitik der Landesregierung. Sprichwörtlich kursierte das Wort von der „Repu-
blik der Landräte“. Obwohl es in Brandenburg keine Direktwahl der Landräte gibt, 
war und ist die Stellung der Landräte stark. Im Zuge der Funktionalreform von 1994 
bis 1996 wurde die Ebene der Landkreise durch Aufgabenübertragung von der Lan-
des- auf die Kreisebene weiter gestärkt, während von der Kreis- auf die Gemeinde-
ebene weniger Aufgaben übertragen wurden. Gemeinsame Interessen der Landräte 

                                                 
32  Vgl. zur Gemeindefinanzierung in Brandenburg auch F. Berg: Personalausgaben und Personal-

bestand auf kommunaler Ebene. Eine Analyse zu den deutschen Flächenländern mit Fokus Bran-
denburg, Studie im Auftrage der ver.di-Bundesverwaltung, Oktober 2002, Manuskript. 
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kamen unter anderem in ihrer Tendenz zur Überwindung der kleinteiligen Gemeinde-
strukturen sowie in der Interessenwahrnehmung zur Gemeindefinanzierung zum 
Ausdruck. Für das Innenministerium spielte daher stets die Einholung von Unterstüt-
zung seitens des Landkreistages und der Landräte eine zentrale Rolle, wenn es um 
die Konzipierung und Umsetzung von kommunalpolitischen Vorhaben ging. Umge-
kehrt mussten sich die Landräte der Unterstützung durch das Innenministerium versi-
chern, waren sie doch als untere staatliche Verwaltungsbehörde direkt abhängig von 
den Entscheidungen des Innenministeriums. Sie benötigten aber auch die Unterstüt-
zung der Gemeinden, der Kreistage, der Wählerinnen und Wähler. 

Die starken Einflussmöglichkeiten wie auch Abhängigkeiten der Landkreise (und der 
Landräte) waren jedoch mit einer Interessenlage verbunden, die nicht unbedingt auf 
kreisübergreifende, also regionale Interessenwahrnehmung zielt. Gerade dies wäre 
notwendig, um die endogenen Potenziale der Landesregionen zu erschließen. Um 
beispielsweise eine Region wie die Lausitz zu erschließen und als Region nach außen 
hin zu repräsentieren, bedarf es gemeinsamer Aktivitäten von mindestens drei Land-
kreisen und einer kreisfreien Stadt; darüber hinaus länderübergreifender Kooperation 
mit einer Reihe sächsischer Lausitz-Landkreise. Mit Ausnahme der Verpflichtung zur 
regionalen Raumplanung gibt es aber für die Wahrnehmung überkreislicher regiona-
ler Interessen keine belastbare institutionelle Struktur. Die Landkreise können ihre 
Interessen gegenüber dem Land nur direkt und unmittelbar, also weitgehend separat 
vertreten. Auf andere Weise würden sie mangels überkreislicher regionaler Struktu-
ren nicht von der Ministerialverwaltung des Landes wahrgenommen und „bearbei-
tet“. Die Landkreise und nicht die Regionen konkurrieren untereinander um Ressour-
cen bei Fördermitteln, um Prioritätensetzungen des Landes bei der Entwicklung der 
Infrastruktur. So ist die institutionelle Situation, die unter dem Gesichtspunkt von 
Regionalentwicklung eher kontraproduktiv ist, sofern sie von den Akteuren nicht 
selbst durch bewusstes Handeln aufgehoben wird. Hierfür bedürfte es seitens des 
Landes einer Unterstützungsstrategie, die regionales Handeln besser als bisher er-
möglicht. Ob sie darin liegen könnte, die Kompetenzen der Regionalen Planungsge-
meinschaften zu erweitern, ihnen beispielweise Beiräte zur Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktentwicklung beizuordnen, die über Prioritätensetzungen mitentscheiden 
können, wäre weiter zu diskutieren. Denkbar wäre alternativ auch die Unterstützung 
anderer kreisübergreifender Kooperationsformen und Kompetenzzuweisungen, etwa 
zwischen den Kreisen, die den Verwaltungsregionen „gegenüberstehen“. Das Prob-
lem liegt zunächst darin, dass diese Fragen gar nicht erst diskursiv ausgelotet werden. 
Dies betrifft auch die kreislichen Strukturen. Die gegenwärtigen kreislichen Struktu-
ren stehen zwar auf absehbare Zeit nicht in Frage – eine neue Kreisgebietsreform, 
etwa auf der Grundlage der 6 Verwaltungsregionen wird gegenwärtig nicht vorge-
schlagen und wäre wohl auch politisch (noch?) nicht durchsetzbar. Um so mehr be-
darf es einer besseren Unterstützung für überkreisliche Kooperation. Politikansätze in 
diese Richtung sind seitens der Regierung bisher kaum wahrnehmbar. Vielleicht 
bringt die regionale Bündelung von „sonstigen“ unteren Verwaltungsbehörden in den 
neuen Verwaltungsregionen – verbunden mit einem „Schub“ an institutionellen De-
regulierungen innerhalb der Ressorts – auch neue Anregungen für eine regionale, 
kreisübergreifende Interessenwahrnahme auf der kommunalen Ebene. 
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Widersprüchlich sind auch die Signale, die von der gegenwärtigen Gemeindegebiets-
reform ausgehen: Einerseits ermöglicht sie eine Stärkung der bisher sehr kleinteiligen 
gemeindlichen Ebene und entspricht von daher objektiven Erfordernissen. Anderer-
seits ist die Art und Weise, wie diese Reform durchgeführt wurde, ein Ausdruck der 
Verstärkung zentralistischer und hierarchischer Steuerungselemente und somit alles 
andere als der Ausweis moderner Steuerungstechniken, wie sie eine Verwaltungsre-
form eigentlich ausprägen sollte. Die folgenden Ausführungen sollen dies kurz um-
reißen. 

Aus der Erkenntnis heraus, dass die kleinteiligen Gemeindestrukturen im Land Bran-
denburg auf Dauer kontraproduktiv würden,33 begann das Innenministerium in Über-
einstimmung mit dem Landkreistag seit dem Jahre 199634 verstärkt dieses Thema 
anzusprechen und damit – vorerst indirekt – gesetzlich Gemeindefusionen in Aus-
sicht zu stellen. Nach einem öffentlichen „Aufschrei“ aus der Gemeindeebene und 
auch aus allen Parteien, betonte das Innenministerium die Freiwilligkeit der beabsich-
tigten Veränderungen. Aus heutiger Sicht kann dieser „Rückzug“ als eines der letzten 
Zeichen der Brandenburger Regierung angesehen werden, den einst begonnenen 
„Brandenburger Weg“ (Moderationssteuerung statt konfliktorientierte Steuerung; 
Orientierung auf Subsidiarität, bürgerschaftliche Demokratie und kommunale Selbst-
verwaltung, dezentrale Konzentration, politische Toleranz) auch für die Lösung neu 
herangereifter Strukturprobleme einzusetzen, obwohl sowohl im Innenministerium 
als auch aus der Ebene der Landräte heraus bereits ein schnelleres, entschlosseneres 
Vorgehen als notwendig erachtet wurde. 

Trotz finanzieller Anreize blieben die freiwilligen Gemeindezusammenschlüsse ge-
ring. In den Jahren zwischen 1995 und 1997 verminderte sich die Anzahl der Ge-
meinden im Lande nur um sieben. Bis Mitte 1998 waren insgesamt 50 Zusammen-
schlüsse mit ca. 200-300 beteiligten Gemeinden in der Diskussion.35 

Da dieser Weg offenkundig zu langsam zu Veränderungen führte, aber auch, um eine 
solidere Entscheidungsgrundlage für notwendige Reformen zu erhalten, setzte der 
Landtag im Jahre 1997 eine Enquetekommission ein, die Vorschläge für die Entwick-
lung zukunftsfähiger Gemeindestrukturen im Land Brandenburg entwickeln sollte. 
Im Ergebnis wurde mit dem „Amtsgemeindemodell“ – anlehnend an die zweistufige 
Gemeindeorganisation der Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz oder der Samt-
                                                 
33  Am 1. Januar 1997 hatten von den insgesamt 1.696 Gemeinden noch 1.091 Gemeinden eine Ein-

wohnerzahl unter 500. Die Ämter bündelten zwar Verwaltungskraft, jedoch (bis auf Pflichtaufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung wie zum Beispiel im Brandschutz) nur soweit dies die Gemein-
den freiwillig auf die Amtsebenen übertrugen. In vielen Ämtern gab es nach wie vor Schulen, 
Kindergärten, Bauhöfe, Gewerbehöfe, Friedhöfe, die nicht auf die Amtsebene übertragen wurden 
und zunehmend schwieriger allein von der betreffenden Gemeinde zu halten waren. Investitionen 
konnten nur dann gebündelt vorgenommen werden, wenn sich die Gemeinden freiwillig darauf ei-
nigten. Finanzzuweisungen für Gemeindefinanzierungen waren von der Größe der Einwohnerzah-
len abhängig, ebenso auch Bundeszuweisungen für die Gemeindefinanzierung im Land Branden-
burg. Viele der Kleinstgemeinden waren – so die Voraussicht – auf Dauer nicht lebensfähig; von 
kommunaler Selbstverwaltung konnte oftmals nicht mehr die Rede sein. Eine positive Entwick-
lung nahmen die Ämter in der Regel dort, wo die amtsangehörigen Gemeinden auf freiwilliger 
Grundlage alle Aufgaben von ortsübergreifender Relevanz auf die Amtsebene übertrugen. 

34  Auftakt hierfür war die Rede von Innenminister A. Ziel auf dem Kommunaltag der Friedrich-
Ebert-Stiftung im Mai 1996. 

35  Vgl. F. Berg/B. Möller: Freiwillige Gemeindezusammenschlüsse in Brandenburg. Stand, Proble-
me, Perspektiven. Berlin/Potsdam 1998. 
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gemeinden in Niedersachsen – ein Vorschlag unterbreitet, der einerseits eine gesetz-
liche Konzentration von Aufgaben auf der Amts(-gemeinde)ebene, andererseits den 
Fortbestand der bisherigen kleinen Gemeinden ermöglichte. Der Landkreistag legte 
hierzu ausdrücklich Vorbehalt ein, aus dem hervorging, dass der Übergang zu Ein-
heitsgemeindestrukturen für effektiver und sinnvoller gehalten wurde. Diese Position 
der Landräte konnte sich damals jedoch noch nicht durchsetzen, weil sowohl die al-
leinregierende SPD als auch das Innenministerium noch nicht zu einem solchen Kurs 
bereit waren, der mit dem entschiedenen Widerstand eines Großteils von Gemeinden, 
der CDU wie auch der PDS und allgemein aus der Öffentlichkeit hätte rechnen müs-
sen. Und es standen im Herbst 1999 die nächsten Landtagswahlen in Brandenburg 
bevor... 

Bei diesen verlor die SPD die absolute Mehrheit (SPD 39,3%, CDU 26,6%, PDS 
23,3%, DVU 5,3% der Stimmen). Die neue Koalitionsregierung aus SPD und CDU 
und die neue Landtagsmehrheit nahmen unter maßgeblichem Einfluss von J. Schön-
bohm, der es schaffte, die vormals reformblockierende Haltung der CDU um 180 
Grad zu drehen,36 Anlauf zu einer erneuten Reformwelle auf der kommunalen Ebene. 
Die brandenburgische Landesregierung verabschiedete am 11. Juli 2000 „Leitlinien 
für die Entwicklung der Gemeindestruktur im Land Brandenburg“. Sie wurden im 
September 2000 vom Landesparlament (mehrheitlich zustimmend) zur Kenntnis ge-
nommen. In den Leitlinien wurden Kriterien vorgegeben, nach denen zahlreiche Äm-
ter37 in amtsfreie Gemeinden umzuwandeln sind. Am 13. März 2001 beschloss der 
Landtag das „Gesetz zur Reform der Gemeindestruktur und zur Stärkung der Verwal-
tungskraft der Gemeinden im Land Brandenburg“. Ämter sollten demnach regelmä-
ßig nicht mehr als 6 amtsangehörige Gemeinden haben; die Mindesteinwohnerzahl 
von Gemeinden wurde auf 500 festgesetzt.38 

Nicht die gesetzlichen Veränderungen, sondern die Art und Weise der Umsetzung 
der „Leitlinien“ – insbesondere die Frage, unter welchen Bedingungen Ämter in 
amtsfreie Gemeinden umzuwandeln sind – bestimmten im weiteren die Debatten und 
Auseinandersetzungen. Das Innenministerium wich während der umfangreichen Dis-
kussionen in den Gemeinden und trotz gegenteiliger Bürgerentscheide „nicht einen 
Millimeter“ von seinen Kriterien für Zusammenschlüsse ab – von einem „Verhan-
deln“ über sachdienliche Ausnahmen von der Regel konnte keine Rede sein. Obwohl 
sowohl im Vorfeld der Reform als auch während des Reformprozesses zahlreiche 
Diskussionen zwischen dem Minister oder Vertretern des Innenministeriums einer-
seits, der Gemeindeebene andererseits durchgeführt wurden, gab es im Endeffekt 
keinerlei Abweichen von einem starken, hierarchischen government-Stil39 der Steue-

                                                 
36  Vor den Wahlen sprach sich die CDU vehement für den Erhalt der kleinen Gemeinden in Bran-

denburg aus, war aus diesem Grunde auch strikt gegen den „Amtsgemeinde“-Vorschlag der En-
quetekommission. Nach den Wahlen, vor allem unter dem Einfluss von Schönbohm, änderte sich 
diese Position grundlegend, wurde das CDU-geführte Innenministerium unter Schönbohm zum 
Protagonisten für eine Gemeindestrukturreform.  

37  Im wesentlichen sind es 3 Kriterien nach denen regelmäßig Ämter in amtsfreie Gemeinden um-
zuwandeln sind: 1. engerer Verflechtungsraum; 2. Zentralorte ab Grundzentrum mit Teilfunktio-
nen eines Mittelzentrums; 3. Amtsmodell Typ II.  

38  Das Landesverfassungsgericht bestätigte dies im August 2002 als rechtmäßig. 
39  Unter „government“ wird in der sozialwissenschaftlichen Literatur ein institutionalisiertes staatli-

ches Regulierungssystem verstanden, das durch verbindliche Normen, hierarchisches Handeln, 
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rung, der insgesamt sowohl in der SPD als auch in der CDU mehrheitlich unterstützt 
und als „erfolgreich“ gefeiert wurde. Nach dem Ende der Freiwilligkeitsphase (März 
2002) hatte sich die Anzahl der Gemeinden im Lande mittlerweile auf 850 reduziert, 
bis Ende August auf 789 – noch ca. 250 „Widerspenstige“ sollten laut Gesetzentwurf 
dann „zwangsvereint“ werden. Bei Abschluss der Studie war das Gesetzgebungsver-
fahren noch im Gange. 

Mit dieser Reform wurde offenkundig, dass sich die Landesregierung vom ehemals 
überwiegend moderierenden Steuerungsmitteln auf eine starke „government-
Steuerung“ umgestellt hatte, von der man sich allein die erfolgreiche Durchsetzung 
überfälliger Strukturreformen versprach. Zwar wurde bei der Gemeindereform bis 
zum März 2002 eine „Freiwilligkeitsphase“ veranschlagt, die auch bis dahin noch mit 
finanziellen Förderungen für Gemeindezusammenschlüsse verbunden war, jedoch 
unter der klaren „Androhung“: Wer sich nicht entsprechend der „Leitlinien“ zusam-
menschließt, muss nicht nur auf finanzielle Förderung verzichten, sondern auch mit 
gesetzlichem Zusammenschluss rechnen.  

Insgesamt sind mit dieser Reform die (zivilen) Zwangselemente der Steuerung des 
Landes gegenüber den Gemeinden stärker in den Vordergrund getreten – und zwar 
„erfolgreich“, mit Unterstützung der beiden Regierungsparteien und mit Unterstützung 
der Landräte. Von vielen Seiten wird hervorgehoben, dass auf anderem Wege die Ge-
meindereform keinen Erfolg hätte haben können. Dennoch darf gefragt werden, ob 
dieser Politikstil – selbst wenn damit berechtigte, notwendige oder überfällige Struktur-
reformen durchgesetzt werden sollen – einen optimalen Erfolgsweg verspricht. Misst 
man den „Erfolg“ allein an den Veränderungen von Strukturen (hier: an der Reduzie-
rung der Anzahl der Gemeinden)? Welche Wirkungen gehen für die Selbstverwaltung 
der Gemeinden, der Ortsteile, für das ehrenamtliche Engagement aus? 

Die Frage der Politikstile gehört – ebenso wie jene der Führungsstile – in den Kernbe-
stand von Verwaltungsreformprozessen. Bislang wurde dies jedoch kaum im Rahmen 
des Verwaltungsreformprozesses thematisiert. Nicht nur die Politik- und Führungsstile 
innerhalb der Brandenburgischen Verwaltung, sondern auch jene, die auf das Land und 
seine Kommunen zugreifen, sind davon betroffen. Allgemein gesprochen, ist die 
Durchsetzung von Reformvorhaben über hierarchische Politik- und Führungsstile ein 
Widerspruch in sich. Gefragt ist durchaus ein starker, zielsetzender (und nicht nur 
„moderierender“) politischer Steuerungsrahmen; er sollte aber unbedingt die Entwick-
lung von Motivation, Wettbewerb, Eigeninitiative, Flexibilität für Einzelfalllösungen 
ermöglichen und fördern. Dies gewinnt auch auf der Ebene der Landesverwaltung 
und ihrer Reformprozesse an Bedeutung. 

                                                                                                                                        
durch die staatliche Umsetzung von Zielen und durch die Steuerung über verbindliche politische 
und administrative Entscheidungen bzw. über die Durchsetzung von Interessendominanz gekenn-
zeichnet ist. Im Gegensatz dazu wird unter „governance“ ein Regulierungssystem zur Steuerung 
kollektiven Handelns verstanden, das auf sozialer, nicht-hierarchischer Koordination, auf Selbst-
organisation regionaler Akteure und Interessenausgleich beruht. Vgl. hierzu auch D. Fürst: 
Regional governance zwischen Wohlfahrtsstaat und neo-liberaler Marktwirtschaft, Manuskript, 
2001. 
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2. Ergebnisse und Defizite des bisherigen 
Modernisierungsprozesses der Landesverwaltung 

2.1 „Eckpunkte“ des Reformprozesses im zeitlichen Verlauf 

Die nachfolgenden Ausführungen stellen keine „Chronologie“ des bisherigen Ver-
waltungsreformprozesses dar. Absicht ist es vielmehr, wesentliche „Eckpunkte“ des 
bisherigen Verlaufs herauszugreifen und in ihrem zeitlichen wie systematischen Zu-
sammenhang darzustellen. 

„Vorspiel“ 1997-99 

Für das Regierungskabinett und die Verwaltungsspitzen wurde in erster Linie auf 
Grund der komplizierter werdenden Finanzlage (und weniger oder überhaupt nicht 
auf Grund der in Kapitel 1 dargelegten Reformbedarfe) seit dem Ende der 90er Jahre 
immer deutlicher, dass grundlegende Reformprozesse in bezug auf seine Verwaltun-
gen ausgearbeitet werden müssen. Daneben spielte eine Rolle, dass nunmehr – nach-
dem die kommunale Ebene bereits vorher mit Reformprozessen der Binnenorganisa-
tion begonnen hatte – schrittweise in allen Bundesländern Modernisierungen der 
Landesverwaltungen eingleitet wurden. Bereits am 22. April 1997 beschloss die Lan-
desregierung, eine Untersuchung der obersten Landesbehörden sowie der nachgeord-
neten Behörden und Einrichtungen mit dem Ziel einer Optimierung der Landesver-
waltung einzuleiten. Hierzu wurde eine Verwaltungsstrukturkommission eingesetzt 
(VSK), die unter Vorsitz des Präsidenten des Landesrechnungshofes stand und neben 
externen Experten jeweils zwei Vertreter aus den Ministerien (vorwiegend die Leiter 
der Z-Abteilungen der obersten Landesbehörden) einschloss. Diese Zusammenset-
zung der Kommission wurde am 24. Juni 1997 durch die Landesregierung beschlos-
sen, am 19. August 1997 fand die konstituierende Sitzung statt. Die Vertretung aller 
Ministerien in der VSK brachte von vornherein das Problem hervor, dass deren Inte-
ressen in Fragen der Bestandswahrung von Organisationsstrukturen und des Perso-
nals zu Lasten übergreifender Reformerfordernisse der Landesverwaltung im Vor-
dergrund standen. Dies hätte nur durch einen starken übergreifenden politischen Wil-
len von Parlament und Regierung kompensiert werden können. Zu diesem Zeitpunkt 
wurde jedoch weder seitens des Parlamentes noch seitens der Regierung ein ent-
schlossener Wille deutlich, tatsächlich einen Verwaltungsreformprozess auf der Lan-
desebene einzuleiten. Statt dessen wurde die Frage von Reformprozessen erst einmal 
auf die VSK delegiert. Zwei Jahre später, im April 1999, legte die VSK einen aus-
führlichen Bericht für die Landesregierung vor.40 In ihm sind – wenngleich in vielen 
Punkten mit kontroversen Stellungnahmen der Kommissionsmitglieder versehen – 
insgesamt doch weitgehende Reformvorschläge und Empfehlungen für eine 
Verschlankung der Aufbauorganisation der Landesverwaltung sowie zu den Berei-
chen Personalmanagement, Serviceaufgaben der obersten Landesbehörden, IT-

                                                 
40  Kommission zur Überprüfung und Optimierung der Verwaltungsstruktur der brandenburgischen 

Landesverwaltung (Verwaltungsstrukturkommission – VSK), Bericht, Potsdam 1999. 
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Strategie Brandenburg, Flexibilisierung in Haushaltsrecht und im Haushaltsvollzug 
u.a.m. enthalten. Allerdings beschränkt sich der Bericht weitgehend auf Vorschläge 
im Bereich der obersten Landesbehörden und geht auch nur wenig auf die möglichen 
Verfahren für einen Umbau der Landesverwaltung ein. 

Fast ein Jahr später, als mittlerweile erste vorbereitende Reformschritte durch die 
Landesregierung eingeleitet waren, mahnte der Bund der Steuerzahler mit seinem 
Gutachten zur Regierungs- und Verwaltungsreform („Hesse-Gutachten“) noch drasti-
scher als der VSK-Bericht die Notwendigkeit einer Verwaltungsreform an. Ähnlich 
umfangreich und noch „radikaler“ (zum Teil aber recht undifferenziert begründet und 
einseitig in den Schlussfolgerungen) sind die Vorschläge dieses Gutachtens.41  

Dabei hatte in Regierung und Verwaltung mittlerweile die Überzeugung an Boden 
gewonnen, dass es nunmehr der Suche nach praktischen und pragmatischen Wegen 
bedarf, dass hierbei an Details zu arbeiten ist und weitere „Globalkonzeptionen“ – so 
sehr sie mit dem VSK- und dem Hesse-Gutachten auch eine initiierende bzw. ver-
stärkende Wirkung hatten – vorerst nicht notwendig sind. Nur so konnte schrittweise 
ein Optimierungs- bzw. Reformprozess in Gang gesetzt werden. 

Schaffung eines institutionellen Steuerungsrahmens Mitte 1999 

Das Kabinett wollte mit diesem eingeleiteten Diskussions- und Erkenntnisprozess, 
wie er sich zunächst im VSK-Gutachten vom April 1999 niedergeschlagen hatte, 
weiter umgehen und konnte hinter diesen vorgetragenen Erkenntnisstand auch nicht 
mehr zurück. Um so weniger, da das Land immer schärfer unter einem finanziellen 
Einsparungsdruck stand und zugleich in anderen Bundesländern die Verwaltungsre-
formprozesse Fortschritte machten. Deshalb wurde am 18. Mai 1999 durch die Lan-
desregierung die Bildung eines Ausschusses für Verwaltungsoptimierung (AVO) auf 
Staatssekretärsebene beschlossen. Der AVO sollte keinen neuen Bericht erstellen, 
sondern ihm wurde die Aufgabe übertragen, den Prozess zur Optimierung der Lan-
desverwaltung praktisch fortzusetzen (eigentlich: einzuleiten), zu steuern und zu ko-
ordinieren. Den Vorsitz im AVO übernahm zunächst der damalige Staatssekretär des 
Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur, ab Herbst 2000 dann der 
Staatskanzleichef. Die Bedeutung des AVO wurde damit symbolisch gestärkt und 
sollte sicher auch dem teilweise in den Ministerien bestehenden Eindruck eines 
„nicht gerade starken Führungsinstrumentes AVO“42 entgegentreten. 

Am 20. Juli 1999 hatte die Landesregierung beschlossen, zur Unterstützung des AVO 
eine Zentrale Projektgruppe für Verwaltungsoptimierung (ZPG) bei der Staatskanzlei 
einzurichten, die zu Ende 1999 ihr Arbeitskonzept vorlegte. Sie sollte als „operativ 
arbeitende Ebene“ den AVO unterstützen. Der Projektgruppe wurden eher konzepti-
onelle, beratende und koordinierende Kompetenzen übertragen; sie sollte methodi-
sche Ansätze vorgeben, Umsetzungsmöglichkeiten aufzeigen und Reformen unter-
stützend begleiten. Die ZPG hatte somit ein umfangreiches Aufgabenfeld, wurde 
jedoch in ihrem Handlungsrahmen von vornherein begrenzt und dazu angehalten, 
                                                 
41  Vgl. Joachim Jens Hesse: Regierungs- und Verwaltungsreform in Brandenburg, Gutachten im 

Auftrag des Bundes der Steuerzahler Brandenburg e.V., Februar 2000. 
42  So die Position eines Interviewpartners. 
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sich in schwierigen Begleit- und Aushandlungsprozessen gegenüber den Ressortinte-
ressen der Ministerien zu behaupten. Im Juni 2001 wurde der Name „ZPG“ in 
„Stabsstelle für Verwaltungsmodernisierung“ (StV) umgewandelt, angebunden wei-
terhin beim Chef der Staatskanzlei. 

Innerhalb der Ministerien sowie in nachgeordneten Behörden wurden jeweils ressort-
interne Projektgruppen geschaffen, die in der Regel unter hochrangiger Leitung und 
maßgeblicher Mitwirkung der Organisationsreferate43 standen (stehen), in denen 
zugleich alle Querschnitts- und Fachbereiche sowie Personalrat, Gleichstellungsbe-
auftragte, Behindertenbeauftragte vertreten waren (sind). Das von der ZPG 
vorgeschlagene und im „Konzept zur Aufgabenkritik“44 durch die Landesregierung 
im Mai 2000 bestätigte Anliegen, in die Zusammensetzung der ressortinternen 
Projektgruppen nicht nur Organisationsfachleute und Führungspersonal 
einzubeziehen, sondern auch Personen, „die dazu neigen, kritische Fragen zu stellen 
und konstruktive Anregungen zu geben“, wurde in den wenigsten Fällen realisiert. 
Statt dessen wurden die Projektgruppen zum Teil erst einmal aus den 
Abteilungsleitern zusammengesetzt. Die Beteiligung der Personalräte ist nach 
Einschätzung von Interviewpartnern insgesamt gegeben, im konkreten jedoch recht 
unterschiedlich entwickelt (vgl. Kapitel 3). Noch im Juli 1999 hatte die Landesregierung mit den Gewerkschaften ÖTV, DAG, 
GEW und GGVöD eine Rahmenvereinbarung zum Prozess der Verwaltungsoptimie-
rung beschlossen45 (im Juni 2002 aktualisiert und verlängert – s.u.). Vom Charakter 
her ist sie eine Art Tarifvertrag mit verbindlichen Ansprüchen und Verpflichtungen. 
Zum Zeitpunkt der Unterzeichnung war Brandenburg das einzige ostdeutsche Bun-
desland, das über eine solche Rahmenvereinbarung verfügte. Sie formulierte das Ziel, 
die Beschäftigten und ihre Vertretungen in den Prozess der Verwaltungsoptimierung 
einzubeziehen und zugleich hierbei den Schutz der Beschäftigten verbindlich festzu-
legen. Sie wurde ein wichtiges, grundlegendes Dokument für den gesamten weiteren 
Prozess der Verwaltungsoptimierung. Sie legte u.a. fest, „dass kein Arbeitnehmer den 
Wegfall seiner Beschäftigungsmöglichkeit in der Landesverwaltung befürchten 
muss“ (Abschnitt II, Punkt A), legte hierfür differenzierte Wege fest, formulierte 
Kriterien für Arbeitsplatzwechsel, sah Maßnahmen für Qualifizierung und die Schaf-
fung einer Stellenbörse vor.  

Die Rahmenvereinbarung legte auch fest, dass der AVO (Staatssekretärsausschuss) 
durch einen Beirat beraten und unterstützt wird. Der Beirat konstituierte sich im No-
vember 1999. Mitglieder des Beirates sind die Ministerin für Finanzen, der Minister 
des Innern sowie drei Vertretern von Interessenorganisationen der Beschäftigten 
(ÖTV bzw. jetzt ver.di, DAG, DBB). Der Beirat sollte an der Entscheidungsfindung 
der Landesregierung zur Verwaltungsoptimierung beteiligt werden. Unter anderem 
waren laut Rahmenvereinbarung sämtliche Empfehlungen des AVO an die Landes-

                                                 
43  Formell werden diese Projektgruppen von den Staatssekretären geleitet, in der Praxis werden die 

Arbeiten der Projektgruppe jedoch i.d.R. von den Leitern der Z-Abteilungen bzw. der Organisati-
onsreferate koordiniert. 

44  Konzept zur Aufgabenkritik in der brandenburgischen Landesverwaltung, Staatskanzlei Branden-
burg, Mai 2000. 

45  Rahmenvereinbarung zum Prozess der Verwaltungsoptimierung vom 7. Juli 1999, Amtsblatt für 
Brandenburg Nr. 42 vom 20.10.1999. 
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regierung auch dem Beirat vorzulegen. Der Beirat konnte eigene Voten hierzu abge-
ben, hierzu auch die Kompetenzen der ZPG (jetzt: Stabsstelle für Verwaltungsmo-
dernisierung StV) nutzen, wobei die Entscheidung laut Rahmenvereinbarung letztlich 
bei der Landesregierung liegen sollte. Insgesamt wurden damit die Kompetenzab-
grenzungen und vor allem die Verfahrenswege der Kooperation zwischen AVO und 
Beirat in der Rahmenvereinbarung recht zurückhaltend beschrieben, was sich dann 
aber später in der praktischen Arbeit „einspielte“. Dem AVO mit seinen drei Staats-
sekretären (Chef der Staatskanzlei, Innenministerium, Finanzministerium) waren von 
Anfang die entscheidenden Steuerungsfunktionen bei der Organisation der Verwal-
tungsmodernisierung zugeordnet worden – natürlich über die Ressorts, für die die 
Organisations- und Personalhoheit nicht eingeschränkt wurde. In den Folgejahren 
gewann der AVO tatsächlich an Handlungsfähigkeit und auch an Akzeptanz. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass AVO-Empfehlungen durch die Ministerien sämtlich 
„hingenommen“ werden.46  

Neben den bereits erwähnten Institutionen gehört zu den wesentlichen übergreifen-
den Beratungs- und Steuerungsinstanzen auch die Einrichtung einer „Koordinie-
rungsstelle für Personalmanagement“ (KPM) bei der Staatskanzlei. Ihre Bildung war 
bereits in der „Rahmenvereinbarung“ von 1999 vorgesehen; am 18.4.2000 beschloss 
die Landesregierung ihre Konstituierung und noch im Herbst des gleichen Jahres 
begann sie mit ihrer Arbeit: So die Ausarbeitung von Leitlinien für das Personalma-
nagement (Neueinstellungen, Beförderungen, Arbeitskräfterotation usw.), zur Auf-
stellung einer „Stellenbörse“ und eines Personalinformationssystems. Auch eine 
Fortbildungskonzeption u.v.a.m. wird von der KPM – in Kooperation mit dem In-
nenministerium – erarbeitet. Seitens der Gewerkschaften wurden von Anfang an der-
artige ressortübergreifende Maßnahmen des Personalmanagements begrüßt. Die Ein-
richtung einer „Stellenbörse“ gehörte zu den wesentlichen gewerkschaftlichen Forde-
rungen im Verhandlungsprozess um die Rahmenvereinbarung.  

Konstituierung der Koalitionsregierung Herbst 1999 

Die Bildung der Koalitionsregierung zwischen SPD und CDU (Herbst 1999) setzte 
wichtige Akzente für die praktische Einleitung des Verwaltungsoptimierungsprozesses, 
nachdem zuvor schon die wesentlichen institutionellen Steuerungsinstrumente (AVO, 
Beirat, Rahmenvereinbarung, ZPG) geschaffen waren. Es kam aber auch zu unter-
schiedlichen Vorstellungen und internen Diskussionen der beiden Regierungspartner 
über das Anliegen und vor allem über die Verfahren und institutionellen Steuerungen 
im Prozess der Verwaltungsoptimierung. Da der Weg und bestimmte institutionelle 
Formen der Verwaltungsoptimierung bereits am Ende der Alleinregierung der SPD 
eingeleitet worden waren, musste mit den CDU-Ministern nach der Regierungsumbil-
dung ein Verständigungsprozess hergestellt werden. Hinzu kamen ein Wechsel von 

                                                 
46  So hat das MLUR in seinem Bericht zur Verwaltungsmodernisierung vom August 2002 deutlich 

gemacht, dass das Ministerium einer Reihe von Empfehlungen des AVO nicht für sinnvoll hält 
und ihnen daher nicht folgen wird. Hierbei geht es um eine Umwandlung der Landesanstalt für 
Großschutzgebiete zu einem neuen Landesamt (bei gleichzeitig weiteren Aufgabenkonzentratio-
nen), um die Frage der Kommunalisierung von Aufgaben der Ämter für Flurordnung und ländli-
che Entwicklung und um deren anschließende Integration in des Landesamt für Verbraucherschutz 
u.a.m. 
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Führungskräften und Organisationsveränderungen in einer Reihe von Ministerien im 
Zusammenhang mit der Regierungsneubildung, so dass dadurch eine Zeitlang die Dis-
kussionen um Verwaltungsoptimierung und die Tätigkeit des AVO überlagert wurden. 

Die Koalitionsvereinbarung der neu konstituierten SPD-CDU-Landesregierung vom 
Herbst 1999 beinhaltete eine Reihe von Festlegungen zum „Modernisierungs- und Opti-
mierungsprozess“ – so die offizielle Sprachweise, die vorerst noch den Begriff „Reform“ 
zurückhaltend behandelt.47 Die Koalitionsvereinbarung stellte u.a. das Ziel, die Ministe-
rialverwaltung von Vollzugsaufgaben zu entlasten, eine Aufgabenkritik zu entwickeln, 
das Haushaltsrecht zu flexibilisieren und Veränderungen der Personalstruktur auf der 
Grundlage der Rahmenvereinbarung zu erreichen. Die bisher von Ministerien wahrge-
nommenen nicht ministeriellen Aufgaben sowie die von Landesoberbehörden wahrge-
nommenen Vollzugsaufgaben sollten so weit wie möglich auf den nachgeordneten Be-
reich übertragen werden. Staatliche Aufgaben sollten, wo möglich, kommunalisiert oder 
privatisiert werden. Die Abteilungsstruktur der Ressorts sollte gestrafft werden. In einem 
erstem Schritt war vorgesehen, die Anzahl der Abteilungen von 54 auf 45 zu senken.  

Weiterhin wurde in der Koalitionsvereinbarung das Ziel festgelegt, bei der Ausstattung 
der Landesverwaltung auf Grund der abzuschätzenden Finanzentwicklung bis zum 
Jahre 2005 eine Zahl von 55.000 Plan-/Stellen zu erreichen, wobei davon ausgegangen 
wurde, dass dies einem Abbau von ca. 8.000 Stellen gleichkäme.48 Tatsächlich war der 
damals zugrundeliegende Ausgangswert nicht realistisch. Erst in der Praxis der Perso-
nalbedarfsplanung legte man seit dem Jahre 2000 (beschlossen durch das Kabinett am 
1.4.2001) einen realistischen Ausgangswert für die angestrebten Personaleinsparungen 
zugrunde, der zusätzlich zu den 61.786 Stellen des Haushaltsplanes 2000 weitere Be-
schäftigungspositionen (MBJS, MLUR), weitere Lehrerstellen, Kommunales Personal 
der Schulämter (ab 1.1.2002 für das Land übernommen), geplante Stellenzuwächse 
und EU-finanzierte Stellen mit einbezieht. Damit kam die Personalbedarfsplanung auf 
eine Zahl von 66.253 Stellen, Planstellen und Beschäftigungspositionen, die als (nun-
mehr seriöser) Ausgangswert der zu erzielenden Einsparungen bis Ende 2005 diente 
und damit deutlich machte, dass das ursprünglich in der Koalitionsvereinbarung anvi-
sierte Ziel von 55.000 Haushaltsstellen bis zum Jahre 2005 nicht zu erreichen ist. In der 
Praxis der Personalbedarfsplanung und in den nachfolgenden Rechtsakten wurde denn 
auch eher die angestrebte Zahl von ca. 8.000 Stelleneinsparungen bis zum Jahre 2005 
maßgebend als die im Koalitionsvertrag fixierte Zielstellung von 55.000 Stellen. Spä-
ter wurde die Personalbedarfsplanung bis auf das Jahr 2006 auf 9.300 Stellenredukti-
onen erweitert (siehe unten). 

                                                 
47  In dem hier vorliegenden Text wird jedoch weitgehend auch der Begriff „Verwaltungsreform“ 

gebraucht, weil die tatsächlichen Inhalte der „Verwaltungsoptimierung“ den Reformbegriff insge-
samt rechtfertigen. Auch in der Koalitionsvereinbarung von SPD und CDU werden unter Punkt 
5.4 Aufgaben einer „Verwaltungsreform“ behandelt. 

48  Dieses Ziel sollte generell auf drei Wegen erreicht werden: a) „normale Fluktuation“ (Übergang in 
planmäßigen oder vorfristigen Ruhestand) – man rechnete mit maximal 5.000 Stellen, die auf die-
se Weise wegfallen könnten; b) Aufgabenkritik (siehe hierzu nachfolgende Texte); c) personal-
wirtschaftliche Maßnahmen, so z.B. Zeitarbeit (hierfür wurde bisher kaum aktiv geworben), „gol-
dener Handschlag“ (hierfür gibt es mittlerweile eine entsprechende Regelung für das freiwillige 
Ausscheiden von Beschäftigten – einschließlich Abfindungsregelungen). 
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Konzept Aufgabenkritik und Haushaltsstrukturgesetz (Mai/Juni 2000) 

Das Ziel, bis zum Jahre 2005 ca. 8.000 Stellen abzubauen, wurde am 29.02.2000 
durch Beschluss der Landesregierung und im Juni 2000 durch Beschluss des Parla-
ments (Haushaltsstrukturgesetz49) bekräftigt. Bereits zuvor (im Dezember 1999) kur-
sierte ein im Finanzministerium entstandenes Papier („Giftliste“), das im Sinne einer 
Aufgabenkritik 110 mögliche Maßnahmen für eine strukturelle Entlastung des Haus-
haltes aufzeigte. Ende Februar 2000 wurde im Kabinett von der Finanzministerin (bei 
vorausgehender Zuarbeit der ZPG) der Gesetzentwurf des Haushaltsstrukturgesetzes 
vorgelegt und gebilligt. In ihm wurde ein aufgabenkritischer Stellenabbau in der 
Landesverwaltung fixiert. Entscheidend ist, dass hierzu ein Verfahren der Aufgaben-
kritik mit dem Ziel sowohl der Zweckkritik als auch der Vollzugskritik vorgesehen 
war, die in eine bis zum Jahre 2005 geltende Aufgaben- und Personalbedarfsplanung 
münden sollte.  

Das Haushaltsstrukturgesetz schloss in diese Einsparungszielstellung nicht nur Stel-
len und Planstellen, sondern auch Beschäftigungspositionen für nichtplanmäßige 
Dienstkräfte ein. Die nunmehr gesetzlich vorgesehene Erstellung einer Aufgaben- 
und Personalbedarfsplanung konnte im weiteren als Grundlage von Haushaltsaufstel-
lungen dienen.  

Obwohl im Haushaltsstrukturgesetz eine aufgabenkritische Personalreduktion vorge-
sehen ist, war doch gleichzeitig offensichtlich, dass die haushaltspolitische Steuerung 
der Personalbedarfsplanung handlungswirksamer sein würde. Für die Jahresscheiben 
2000 bis 2005 wurden im Gesetz degressiv fallende Höchstbeträge für Personalaus-
gaben festgelegt.50 Die jährlich fallenden Finanzmittel für Personal wurden auf die 
Ressorts aufgeschlüsselt und spiegeln sich heute in den Personalbudgets wider. Diese 
reichen aber nicht aus, um die Stellen laut Personalbedarfsplanung finanzieren zu 
können. Deshalb sind in den Personalbudgets „globale Minderausgaben“ bei Perso-
nalkosten eingeschlossen, die in den Jahren 2000 und 2001 (mit Ausnahme je eines 
Ministeriums) auch erfüllt und gleichzeitig sogar noch Rücklagen gebildet werden 
konnten.51 Hinzu kam die Vorgabe von KW-Vermerken für die einzelnen Ressorts. 
Beginnend mit dem Jahr 2000 sollte die haushaltspolitische Steuerung der Ressorts 
nicht mehr allein über Stellenzahlen erfolgen (bislang war dies im Haushaltsrecht 
noch so vorgegeben), sondern schrittweise über die Vorgabe von Budgets.52 Statt 
über den „Stellen-Haushalt“ sollte die Steuerung über „Personalkostenbudgets“ er-
folgen. Hierbei wurden auch erste Erfahrungen gesammelt. Zunächst unklar blieb 
zum Beispiel, welche Konsequenzen es haben könnte, wenn das eine oder andere Mi-
nisterium mit den vorgebebenen Personalbudgets am Ende des Jahres nicht auskommt. 
Auch bestanden noch Möglichkeiten, Personalausgaben (haushaltstechnisch: Gruppe 
                                                 
49  Gesetz zur Beseitigung des strukturellen Ungleichgewichts im Haushalt (Haushaltsstrukturgesetz 

2000 – HStrG 2000) vom 28. Juni 2000, Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg 
Teil 1, 2000, S. 90ff. 

50  Jahr 2000: 4.716 Mio. DM, 2001: 4.557 Mio. DM, 2002: 4.416 Mio. DM, 2003: 4.326 Mio. DM, 
2004: 4.212 Mio. DM, 2005: 4.100 Mio. DM. 

51  Dies geht andererseits nur durch den Verzicht auf Neueinstellungen bei freien bzw. frei geworde-
nen Stellen. 

52  Dies bedeutet noch keine Budgetierung, die an dezentrale Ressourcenverwaltung und Kosten-
Leistungs-Rechnung gebunden ist, könnte aber eine Voraussetzung hierfür sein. 
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4) in anderen Haushaltsgruppen (und somit verdeckt) auszuweisen, ohne hierbei tat-
sächlich über Auslagerungen oder personalwirtschaftliche Maßnahmen (wie z.B. 
aktive Teilzeitwerbung) mittelfristig eine Senkung der Personalkosten zu erreichen. 
Konsequenzen hatte die schrittweise Einführung der Personalkostensteuerung aber 
von Beginn an insofern, dass mitunter Beförderungen (laut Beamten-Dienstrecht) 
ausgesetzt werden mussten. Grundlegendere und zum Teil auch in Öffentlichkeit und 
Medien reflektierte Kürzungs- und Auslagerungsdebatten fanden beispielweise in 
bezug auf die Bereiche Landwirtschaft (Forst), Bau, Wissenschaft/Kultur, LDS und 
Vermessungsbereich, Zusammenlegung von Finanzämtern u.a.m. statt. Von zuneh-
mender Bedeutung wurde es daher, diese Diskussionsprozesse nunmehr durch einen 
Prozess der Aufgabenkritik zu ergänzen, um die Ausgabenkürzungen weder nach 
Willkür, noch einfach nach gleichen Prozentsätzen in den Ressorts, sondern in einem 
transparenten Verfahren aufgabenbezogen zu realisieren. 

Die Gewerkschaften unterstützten die „Zielstellung 8.000“ (bzw. später dann 9.300 bis 
zum Jahre 2006) nicht ausdrücklich, akzeptierten sie aber unter dem Gesichtspunkt, das 
die Reduktion nicht nach „Rasenmäherprinzip“, sondern auf der Grundlage von Auf-
gabenkritik erfolgen sollte. Außerdem stand dieses Ziel nunmehr auf gesetzlichen 
Grundlagen. Am 1. April 2001 konnte die Landesregierung dann die von AVO und 
ZPG gemeinsam mit den Ressorts erarbeitete Personalbedarfsplanung bis zum Jahre 
2005 beschließen. Dem lag eine umfangreiche Arbeit zugrunde, so vor allem die Erfas-
sung aller Aufgaben der Landesverwaltung, somit eine nach Politikfeldern, Aufgaben-
bereichen und Ressorts differenzierte Personalbedarfsplanung bis zum Jahre 2005.  

Mit Unterstützung der ZPG bzw. StV wurden seitens des AVO Kritikbögen mit Prüf-
aufträgen formuliert,53 die im Ergebnis der Diskussion zu der erwähnten Personalbe-
darfsplanung vom 1.4.2001 führte. Die „Prüfaufträge“ – später wurden sie als „Zielstel-
lungen“ formuliert und in einer Projektliste zusammengefasst – waren ein erster Schritt 
zur Aufgabenkritik. Vom zeitlichen Ablauf her war es jedoch faktisch kaum möglich, 
die Personalbedarfsplanung durch eine solide Aufgabenkritik zu untersetzen. Allerdings 
war es nicht nur der Zeitfaktor, der hierbei eine Rolle spielte. In der praktischen Steue-
rung des Reformprozesses durch AVO standen nicht Fragen der Aufgabenkritik, son-
dern Fragen der Personalreduktion von Anfang an im Mittelpunkt.54  

Bei allem, was man kritisch zum Prozess der Personalbedarfsplanung diskutieren 
kann (siehe die Ausführungen weiter unten), kann nicht übersehen werden, dass 
hiermit ein transparentes und berechenbares Instrument für die weiteren Verwal-
tungsreformprozesse geschaffen wurde. Sie hatte zumindest den Versuch zur Grund-
lage, Personalbedarfsplanungen auf der Basis von Aufgabenkritik durchzuführen – 
allerdings blieb es wohl vorerst weitgehend bei diesem Versuch. Im Vergleich der 
deutschen Bundesländer dürfte dieses Herangehen dennoch zu den wenigen Positiv-
beispielen gehören.  

                                                 
53  Eine Übersicht über die Prüfaufträge findet sich in: Landtag Brandenburg, DS 3/1398. 
54  So ging ein Rundschreiben des Chefs der Staatskanzlei (gleichzeitig AVO-Vorsitzender) an alle 

Ministerien (18.10.2000) über die Erstellung einer Konzeption zur Aufgaben- und Personalbe-
darfsplanung bis zum Jahre 2005 nur auf Wege der Personalreduktion und nicht auf andere Fragen 
der Verwaltungsoptimierung oder etwa der qualitativen Aufgaben- und Personalbedarfsplanung 
ein. 
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Die ZPG arbeitete bereits seit Anfang des Jahres (2000) an einem Konzept zur Reali-
sierung von Aufgabenkritik. Es wurde zunächst vom „Beirat“ – also mit Unterstüt-
zung von Gewerkschaften und Beamtenbund – verabschiedet und dann der Landes-
regierung zur Beschlussfassung vorgelegt (Beschluss am 9.5.2000). Dabei stieß das 
Konzept in einer Reihe von Ministerien und auch beim Koalitionspartner CDU zu-
nächst nicht auf ungeteilte „Gegenliebe“, es stellt aber einen transparenten, aufga-
benorientierten Verfahrensweg zur Bewältigung erster Schritte der Verwaltungsopti-
mierung und des anvisierten Zieles der Stellenreduktion dar. 

Das Konzept der Aufgabenkritik war ein wichtiger Schritt in die Richtung von Re-
formprozessen. Es sollte pauschale Personalkürzungen verhindern und die Stellen-
kürzungen an den Aufgaben des Landes und deren Überprüfung orientieren. Wird 
das Konzept der Aufgabenkritik umgesetzt, könnte man davon ausgehen, dass damit 
auch die Tür für weitergehende Modernisierungs- und Reformschritte der Landes-
verwaltung, darunter für eine gezielte Personalentwicklung und Verbesserung der 
Motivation der Beschäftigten aufgestoßen ist. Außerdem – diese Überlegung findet 
bislang seitens der Regierung noch kaum Beachtung55 – kann und muss eine solide 
betriebene Aufgabenkritik unweigerlich auch zu Erkenntnissen darüber führen, in 
welchen Bereichen ein Stellenzuwachs notwendig erscheint, wenn die Zukunftsauf-
gaben des Landes bewältigt werden sollen. Diese beiden Seiten im Auge zu behalten, 
wird bisher ausschließlich von der Gewerkschaftsseite so eingefordert, die zugleich 
von Anfang an die Entwicklung von Aufgabenkritik in der Landesverwaltung unter-
stützte. 

Das Konzept zur Aufgabenkritik legte eine detaillierte Zeittafel für das Jahr 2000 
fest: Zunächst mussten die Aufgabenbereiche erfast werden. So wurden Aufgabener-
fassungsbögen – getrennt nach Fachaufgaben und Querschnittsaufgaben (unterteilt 
weiter in ca. 200 Kern- und 1.000 Unteraufgaben) – in die Ministerien (dort an die 
ressortinternen Projektgruppen) gegeben. Hierzu sollten die ressortspezifischen Pro-
jektgruppen alle Aufgaben ihres ministeriellen Ressorts wie auch das Personal zu-
ordnen. Eine Zuordnung sollte auch unter den Gesichtspunkten „Vollzug“ oder „Auf-
sicht“ gemacht werden. Es war absehbar, dass die Aufgaben mit „Vollzug“ im weite-
ren einer besonders kritischen Prüfung dahingehend unterliegen mussten, ob es noch 
zu rechtfertigen ist, diese auf der Ebene der obersten Landesbehörden wahrzuneh-
men. Absehbar war auch dort eine kritische Reflexion, wo bestimmte Aufgaben 
gleichzeitig auf mehreren Ebenen wahrgenommen werden.  

Im weiteren Zeitplan des Konzeptes zur Aufgabenkritik war u.a. vorgesehen, bis An-
fang November 2000 die Ergebnisse der ressortinternen Überlegungen zur Aufga-
benkritik im AVO und im Beirat zu beraten und bis Ende Dezember an die Landes-
regierung einen Bericht sowie ein Konzept zum Stellenabbau vorzulegen. 

Dieser Zeitplan war knapp bemessen, setzte ehrgeizige Ziele. Wenn man voraussetzt, 
dass institutionelle Strukturen immer über ein ausgeprägtes Verharrungsvermögen 

                                                 
55  So ist nach der politikfeldbezogenen Personalbedarfsplanung 2000-2005 (Stand vom 1.4.2001) 

lediglich in den Politikfeldbereichen (a) Verfassungsschutz, (b) EDV-Service MdJE, in geringfü-
gigem Maße auch (c) bei einigen zentralen Steuerungsaufgaben in der Staatskanzlei und (d) bei 
der Aus- und Fortbildung von Landesbediensteten eine Erhöhung der Stellenzahl vorgesehen. 
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verfügen, so auch in den Ressorts, wird die Aufgabe des operativen Managements in 
dem Maße immer schwieriger, wie die Fixierung konkreter struktureller Maßnahmen 
in Aussicht steht und die Ressorts (Ministerien) dieser Entwicklung immer weniger 
ausweichen können. Trotz dieser objektiven Schwierigkeiten kam ein Prozess in 
Gang, bei dem die Ministerien – ohne ihre Personal- und Organisationshoheit auf-
zugeben – schrittweise an einer Mitwirkung am Optimierungsprozess interessiert 
wurden. Mit den Rahmenbedingungen „Haushaltsstrukturgesetz“, „Konzept zur Auf-
gabenkritik“ (und dessen Umsetzung über konkrete „Aufgabenerfassungsbögen“, 
„Personalzuordnungsbögen“, „Kritikbögen“) wurden Instrumente geschaffen, denen 
man sich nicht mehr generell verschließen konnte, zumal ansonsten über das Haus-
haltsstrukturgesetz Pauschalkürzungen der Personalhaushalte in Aussicht stünden. 
Gerade dies sollte aber mit dem aufgabenkritischen Verfahren vermieden werden. Bis 
Anfang 2001 wurden anhand der Vorgaben ca. 7.200 reduzierbare Stellen (bis zum 
Jahre 2005) aus den Ressorts gemeldet. Die übrigen rund 800 Stellen wurden in wei-
teren Gesprächsrunden, unter Zuhilfenahme von Benchmarking und bei Berücksich-
tigung politisch gesetzter Schwerpunkte (Hochschulbereich, Justiz, Finanzämter, 
Polizei) festgelegt. Während in einigen Aufgabenbereichen, z.B. bei Lehrern auf 
Grund sinkender Schülerzahlen (hier musste aber auch ein Einstellungskorridor ge-
währleistet werden), bei der Landeshauptkasse, beim Landesamt zur Regelung offe-
ner Vermögensfragen u.a. von vornherein klar absehbar war, dass perspektivisch 
weniger Personal gebraucht würde, bedurfte es in anderen Aufgabenbereichen inten-
siver Diskussionen und Vergleiche. 

Parallel hierzu wurde – ergänzend zu bereits umfänglich genutzten Vorruhestands- 
und Altersteilzeit-Regelungen – am 1. Februar 2001 eine Abfindungsregelung einge-
führt, um von dieser Seite her das Ziel der Personalbedarfsplanung zu unterstützen. 
Sie wurde in den folgenden anderthalb Jahren (bis 31.7.2002) von 270 Angestellten 
genutzt.56 

Rahmenkonzept Verwaltungsmodernisierung und Personalbedarfsplanung April 
2001 

Die Aufgabenkritik wurde von Anfang an durch die Personalbedarfsplanung überla-
gert, dominiert und dadurch in ihrer Entfaltung eingeschränkt. Erst mit Vorlage der 
ersten Personalbedarfsplanung (1.4.2001) entstanden wieder günstigere Vorausset-
zungen, um einen Prozess der Aufgabenkritik aufzubauen. Gleichzeitig mit der Per-
sonalbedarfsplanung (mit einem Einsparungsziel von exakt 8.032 Stellen bis zum 
31.12.2005) legte das Kabinett ein „Rahmenkonzept zur Verwaltungsmodernisierung 
im Land Brandenburg“ vor.57 In diesem Rahmenkonzept wird die Verwaltungsmo-

                                                 
56  Die Vorruhestandsregelung besteht seit November 1997. Von ihr machten bis Ende Juli 2001 

insgesamt 2.325 Mitarbeiter der Landesverwaltung Gebrauch. Von der Altersteilzeit machten seit 
Mai 1998 bis Ende Juli 2002 insgesamt 4.756 Mitarbeiter Gebrauch. Zur Abfindungsregelung: 
Angestellte und Arbeiter erhalten eine Abfindung bis zu 31.000 Euro, wenn sie ihr Beschäfti-
gungsverhältnis mit dem Land bis zum 31.12. 2002 auflösen und bis spätestens 30.6. 2003 aus 
dem Dienst ausscheiden. Die Zahlungen errechnen sich aus dem bisherigen Einkommen und den 
Jahren der Beschäftigungszeit. Vgl. Pressemitteilung des MdF vom 2.9.2002. 

57  Landtag Brandenburg, DS 3/2765 vom 9.5.2001. Veröffentlicht auch in: I. Bericht des Ausschus-
ses für Verwaltungsmodernisierung im Land Brandenburg, Stand: 18. Dezember 2001.  
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dernisierung als eine permanente Aufgabe beschrieben. Das Rahmenkonzept be-
stimmt das gemeinsame Leitziel, die grundlegenden Ziele und Methoden der Verwal-
tungsmodernisierung, die Prinzipien und Verfahrensregeln sowie die institutionellen 
Steuerungsmittel. Den Ressorts (Ministerien) wird die Aufgabe zugewiesen, dieses 
Rahmenkonzept zu konkretisieren und in ihren Zuständigkeitsbereichen umzusetzen. 
Als Leitziel wird definiert:  

„Das Erreichen des gemeinsamen Leitziels, unsere Landesverwaltung modern und effizient zu ge-
stalten, um damit den Anforderungen einer modernen Dienstleistungsgesellschaft schrittweise 
mehr entsprechen zu können, muss weiter im Mittelpunkt aller Vorhaben der Verwaltungsmoder-
nisierung stehen. Die Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ihre Einbeziehung in 
diesen Prozess ist dabei von zentraler Bedeutung.“58 

Ohne an dieser Stelle auf alle Einzelheiten dieses Dokuments eingehen zu können, 
sei doch darauf verwiesen, dass es sich hierbei um ein sehr wichtiges, rahmensetzen-
des Papier handelt, mit dem die Regierung nach einer ersten Anlaufphase des Moder-
nisierungsprozesses nunmehr zusammenfassend Akzente setzte, den weiteren Re-
formprozess orientierte und strukturierte. Allerdings – und dies ist typisch für den 
gesamten bisherigen Reformprozess –: Der Landtag wurde von dieser Vorlage offi-
ziell „unterrichtet“, nahm also keinen Einfluss auf deren Entstehung. Und die in der 
„gemeinsamen Leitidee“ beschworene Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wird ad absurdum geführt, wenn Leitideen per Beschluss verkündet statt in den 
Dienststellen „bottom up“ als Lernprozess entwickelt werden. 

Parallel wurde die Liste für Projekte der Verwaltungsmodernisierung („Projektliste“) 
fortlaufend weiterentwickelt, vervollständigt und präzisiert – ein Prozess, an dem 
ständig weiter gearbeitet wird. Die Projektliste fand Eingang in den I. Bericht des 
AVO zur Verwaltungsmodernisierung (Stand: 18.12.2001). Sie umfasste zu diesem 
Zeitpunkt 155 Projekte, geordnet nach Ressorts, ressortübergreifenden Projekten, 
Projekten mit oder ohne zentraler Begleitung und Pilotprojekten. Es handelt sich 
hierbei um Prüfaufträge (Zielstellungen), die die Durchsetzung konkreter Moderni-
sierungsvorhaben bestimmen. Die Projektliste ist das Ergebnis von Vorschlägen und 
Vorhaben sowohl aus den Ressorts als auch aus AVO und Stabsstelle.  

Bestandteil der Orientierungen des Rahmenkonzeptes ist die nunmehr klar ausge-
sprochene ordnungspolitische Ausrichtung, dass die Landesverwaltung schlank sein 
und sich auf den „Kernbereich“ staatlicher Aufgaben konzentrieren solle, dass die 
Aufgabenerfüllung und -verlagerung auf Kommunen und Dritte gegenüber der un-
mittelbaren Aufgabenerfüllung durch die Landesverwaltung Vorrang genießen (siehe 
hierzu Ausführungen im Abschnitt 2.3).  

Erster AVO-Bericht und weiterentwickeltes Konzept zur Aufgabenkritik (Dezember 
2001) 

Im Dezember 2001 (veröffentlicht im Februar 2002) legte der AVO ein weiterfüh-
rendes Konzept zur Aufgabenkritik vor, das auf einem hierzu erarbeiteten Material 

                                                 
58  Erster Bericht des Ausschusses für Verwaltungsmodernisierung, a.a.O., Anlage 1: Konzept zur 

Verwaltungsmodernisierung, S. 94. 
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der Universität Potsdam beruht.59 Das Konzept stellt neben einer inhaltlichen Be-
gründung der Aufgabenkritik zugleich eine konkrete Handreichung für die Ressorts 
dar, wie die Aufgabenkritik praktisch realisiert werden kann. Damit liegt einerseits 
eine wertvolle konzeptionelle und praktische Hilfestellung für dieses wichtige In-
strument der Verwaltungsoptimierung vor, zugleich dürften einige der zentralen E-
lemente dieser Konzeption weiterer Diskussion bedürfen: 

– Eines der grundlegenden Anliegen wird darin gesehen, die Personalbedarfspla-
nung nach den Grundsätzen und Zielen der Aufgabenkritik zu vollziehen, wie 
dies bereits im Haushaltsstrukturgesetz vom Juni 2000 festgelegt war. Abgesehen 
davon, dass dieses Ziel bisher noch nicht erreicht wurde – in der Praxis liegt der 
Personalbedarfsplanung bislang noch keine geregelte, transparente Aufgabenkri-
tik zugrunde – ist diese Zielstellung selbst zu diskutieren: Mit ihr wird Personal-
bedarfsplanung (Personalreduktion auf Grund haushaltspolitischer Erfordernisse) 
zum Ziel und Aufgabenkritik zum Mittel, mit dem dieses Ziel erreicht werden 
soll, eingestuft. Deutlich wird dies, wenn im AVO-Konzept zur Aufgabenkritik 
dargelegt wird, dass es in den kommenden Jahren darum gehe, „den Aufgabenbe-
stand der Verwaltung an die geänderte Personalsituation“ anzupassen. (S. 6) Das 
klingt realistisch: Verringertes Personal bedürfe auch verringerter Aufgaben. A-
ber wird nicht das Pferd vom Schwanze aufgezäumt? Warum steht nicht die Fra-
ge nach den Aufgaben im Mittelpunkt der Diskussion und dann hieraus abgeleitet 
die Frage danach, mit welchem Personal dies zu realisieren ist? So heranzuge-
hen, müßte nicht zwangsläufig bedeuten, von der Zielstellung, 9.300 Stellen bis 
2006 einzusparen, abzugehen. 

– Und hier wird das Hauptproblem des gegenwärtigen Konzeptes zur Aufgabenkri-
tik deutlich: Sie ist einseitig – man könnte sogar sagen: ausschließlich – auf den 
Abbau von Aufgaben orientiert. Bereits die Definition von „Aufgabenkritik“ wird 
darauf gerichtet, den Aufgabenumfang (auf das Notwendige und Wichtige) zu 
reduzieren (S. 9). Im Kern wird „Aufgabenkritik“ als eine „Reduzierung des 
Aufgabenumfangs auf Kernaufgaben“ verstanden (S. 6). Was aber sind „Kern-
aufgaben“? Handelt es sich hierbei allein um „hoheitliche Aufgaben“? Oder han-
delt es sich um jene 200 „Kernaufgaben“, von denen weiter oben die Rede ist? 
Weiter heißt es: „Begründungen für die Notwendigkeit oder den Erhalt von Auf-
gaben und Vorschriften sind weder von Interesse noch erwünscht.“ (S. 17) Sofern 
es hierbei um einen Abbau von verzichtbaren Vorschriften, Normen, Standards, 
Verfahren geht oder um die Trennung von Gewährleistungs- und Vollzugsver-
antwortung, um Reduzierungen von „Verwaltung der Verwaltung“ ist dies ein 
notwendiger und sinnvoller Prozess. Im Grunde – das ist eine viel schwierigere 
Herausforderung als sie bislang formuliert wird – müsste dieser Abbau schneller 
gehen als dies von der Personalreduktion her notwendig ist. Denn nur so können 
aus den freigesetzten Potenzialen neue Aufgabenfelder erschlossen werden: zur 
Bewältigung von E-Government, zur Verbesserung von öffentlichen Leistungen 
für Bürgerinnen und Bürger, für Unternehmen, für Gemeinden und Gemeinde-

                                                 
59  Ausschuss für Verwaltungsoptimierung des Landes Brandenburg: Aufgabenkritik in der Landes-

verwaltung Brandenburg. Erarbeitet in Zusammenarbeit mit der Universität Potsdam, Potsdam 
Februar 2002. 
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verbände. Wenn mit der Aufgabenkritik nur eine Reduktion von Aufgaben ver-
bunden sein soll, ist das ein verengendes, wenig zukunftsfähiges und zudem auch 
wenig mobilisierendes Konzept. Sinnvoll wäre statt dessen eine offenere Diskus-
sion über den Aufgabenwandel der Landesverwaltung, die im Kern auf eine Ver-
besserung und Erweiterung von öffentlichen Leistungen abzielt, und zwar – das 
muss man bei einer realitätsnahen Betrachtung der Finanzlage einräumen – mit 
insgesamt (im Gesamtbestand des Landes) weniger Personal. Unnötige bürokrati-
sche Aufgaben und Strukturen müssen so schnell abgebaut werden, dass Raum 
für bessere öffentliche Leistungen und gleichzeitig im Gesamtbestand des Landes 
für Personaleinsparungen besteht. Die Akzente der Aufgabenkritik im Land 
Brandenburg müssten schon um einiges verschoben werden, wenn sie diesem 
Ziel näher kommen wollten.  

Fortschreibung der Personalbedarfsplanung, der Rahmenvereinbarung und der Pro-
jektliste (Mitte 2002) 

Seit Anfang des Jahres 2000 bis zum Ende des Jahres 2001 wurden insgesamt 2.965 von 
66.253 Stellen sozialverträglich abgebaut. Bis zum Jahre 2005 soll die Stellenzahl bei 
62.594 liegen, zum Ende des Jahres 2006 wiederum bei 1.270 Stellen weniger.60 Bereits 
seit dem zweiten Halbjahr 2001, verstärkt mit Beginn des Jahres 2002 wurde an einer 
Fortschreibung der Personalbedarfsplanung 2005 bis zum Jahr 2006 gearbeitet. Das Ziel, 
neben den 8.032 einzusparenden Stellen bis zum 31.12.2006 weitere 1.270 Stellen einzu-
sparen (darunter ca. 740 bei Lehrern), galt seitens der Landesregierung als gesetzt, wurde 
aber von den Vertretern der Gewerkschaften und des Beamtenbundes kritisch hinterfragt. 
Kritisiert wurde von Gewerkschaftsseite, dass sich das bisherige Verfahren der jährlichen 
Personalreduktion, wie es bis zum Jahre 2005 gesetzlich festgelegt wurde, nunmehr ein-
fach fortgeführt wird, und zwar ohne hierbei vorab eine hinreichende Aufgabenkritik 
zugrunde zu legen, ohne ausreichende Klarheit über das Verhältnis von Lehrer- und 
Schülerzahlen, über Vorgaben für die einzelnen Ressorts.61 Mit ungerechtfertigtem Zeit-
druck würden Zahlen vorgelegt, deren Plausibilität weithin unklar bleibe. Man solle hier-
zu weitere Diskussionen führen und die Transparenz der beabsichtigten Kürzungen bis 
zum Herbst 2002 verbessern. Aus den Ressorts wurden zum Teil harsche Kritiken laut, 
die darauf hinwiesen, dass die einzusparenden Stellen für die Beschäftigten mit über die 
Schmerzgrenze hinausgehenden Besorgnissen und Arbeitsverdichtungen verbunden ist.62 

Die Landesregierung hatte schon im Zuge ihrer ersten Personalbedarfsplanung (April 
2001) beschlossen, die Personalbedarfsplanung bis zum Jahre 2006 fortzuschreiben. 
Durch eine Ergänzung des „Gesetzes über die Grundsätze und Vorgaben zur Optimierung 
der Landesverwaltung“ wurde im Dezember 2001 die jährliche Fortschreibung nunmehr 
auch gesetzlich vorgeschrieben.63 Sie soll dem Parlament jeweils spätestens mit dem 
                                                 
60  Eingeschlossen ist hier der gesetzlich vorgeschriebene Mehrbedarf von 163 Stellen (53 Stellen 

Sicherheitspaket, 110 Stellen Justizbereich). 
61  Eine ressortbezogene Verteilung der Stellenkürzungen im Jahre 2006 wurde dem Kabinett vom 

AVO im Mai 2002 vorgelegt, zunächst in drei Varianten. 
62  So in einem Schreiben des MLUR-Hauptpersonalrates an den Ministerpräsidenten des Landes 

vom Dezember 2001. 
63  Gesetz über Grundsätze und Vorgaben zur Optimierung der Landesverwaltung vom 28. Juni 2000, 

(GVBl. I/00, S.90), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezember 2001 (GVBl. 
I/01, S. 316, 317). 
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Entwurf des Haushaltgesetzes zugeleitet werden. Die Fortschreibung Personalbedarfspla-
nung bis 2006 wurde vorerst in verschiedenen Varianten vorgelegt, die weiter diskutiert 
werden, ohne allerdings am Ziel der Einsparung von weiteren 1.270 Stellen „zu rütteln“.  

Kritisch wird die Fortschreibung der Personalbedarfsplanung teilweise auch in den 
Behörden, darunter im Leitungspersonal, gesehen. Dies vor allem mit dem Argu-
ment, dass die Personalbedarfsplanung nicht in Übereinstimmung mit der perspekti-
vischen Finanzplanung steht, also bis zum Jahre 2005 jährlich globale Minderausga-
ben bei den Personalbudgets der Ressorts enthalten sind, mit denen die Ressorts „zu-
recht kommen“ müssen. Ob dabei die Zahlen der Personalbedarfsplanung überhaupt 
erreicht werden können oder ob die Ressorts (durch Verzicht auf die Besetzung der 
noch wenigen freien Stellen, Verzicht auf Neueinstellungen etc.) weiter darunter ge-
hen müssen, ist nicht gesichert. Seriöser sei ein Weg, der den Ministerien Budgets 
vorgebe und diese dann selbst damit umgehen müssten, ohne dass „von außen“ Stel-
lenvorgaben gemacht werden, die von vornherein nicht ausfinanziert sind.  

Maßgebend für die weitere Reduktion der Personalstellen nach 2005 ist die perspek-
tivische Finanzplanung, nach der im Jahre 2006 weitere 52,3 Mio. Euro Personalkos-
ten strukturell eingespart werden müssen, um langfristig die Handlungsfähigkeit der 
Landesverwaltung zu bewahren.64 Damit ist aber noch längst nicht „das Ende der 
Fahnenstange“ erreicht (vgl. hierzu Kapitel 4), so dass sich von Jahr zu Jahr zum 
einen die Frage zuspitzen wird, ob weitere Reduktionen noch „sozialverträglich“ zu 
lösen sind, zum zweiten, ob mit den geplanten Strukturveränderungen tatsächlich 
relevante Einspareffekte erzielt werden und zum dritten, ob bei immer weiteren 
Struktur- und Personalreduzierungen die Handlungsfähigkeit der Landesverwaltung 
nicht eher eingeschränkt als verbessert wird. Dabei haben in Ostdeutschland die Per-
sonalreduktionen auf der Seite des öffentlichen Dienstes schon deshalb eine andere 
Wirkung als in den meisten westlichen Bundesländern, weil sie im privaten oder 
„dritten“ Sektor in der Regel nicht durch die Schaffung neuer Erwerbsmöglichkeiten 
kompensiert werden können. Sie führen also dauerhaft zu einer Verminderung der 
Erwerbsmöglichkeiten. 

Um diese Fragen finden zunehmend Auseinandersetzungen statt. Alternativen müss-
ten auch auf die Einnahmeseite zielen – und diese hängt sehr stark von den bundes-
gesetzlichen Rahmenbedingungen ab. Seitens der Gewerkschaften wird unter diesem 
Gesichtspunkt die letzte große Unternehmenssteuerreform des Bundes kritisiert, die 
maßgeblich zu den erheblichen Mindereinnahmen der Länder geführt hat. Vorge-
schlagen werden eine Wiedereinführung bzw. Neuregelung der Vermögenssteuer und 
Anhebung der Erbschaftssteuer sowie – auch im Zusammenhang mit einer Reform 
der Gemeindefinanzen – Neuregelungen in anderen Steuerbereichen (Körperschafts-

                                                 
64  Diese 52,3 Mio. Euro sind bis zum Jahre 2005 noch in den Einzelplänen als „globale Minderaus-

gabe“ angegeben. Sie beschreibt die Lücke zwischen Personalbedarfsplanung und Personalbud-
gets der Ressorts. Bis zum Jahre 2005 können also die Zahlen der Personalbedarfsplanung nur in 
dem Maße ausgeschöpft werden, wie die Personalbudgets hierfür reichen. Da die Personalbudgets 
hierfür unzureichend ausgestattet sind, legten die meisten Häuser schon in den Jahren 2000 und 
2001 Rücklagen aus ihren Personalbudgets an, die dann zum Ausgleich dieser Lücke eingesetzt 
werden können. Inwiefern dieser Weg bis zum Jahre 2005 durchzuhalten ist, bleibt fraglich. Für 
das Jahr 2006 soll die Finanzierungslücke von 52,3 Mio. Euro von vornherein durch die Einspa-
rung der 1.270 Stellen geschlossen werden. 



Frank Berg: Verwaltungsreform und Personal im Land Brandenburg 

KWI-Arbeitshefte 5 (2002) 

 

41 

steuer, Modernisierung der Gewerbesteuer, Verteilungen der Anteile beim Aufkom-
men der Umsatzsteuer und der Einkommenssteuer, Schließung von „Schlupflöchern“ 
für Steuerentzug u.a.m. – siehe auch Abschnitt 4.1). Erwartet wird, dass die Landes-
regierung auf der Bundesebene und in der Öffentlichkeit für eine strukturelle Verbes-
serung der Einnahmen Brandenburgs bzw. der ostdeutschen Länder initiativ wird.  

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass zumindest bis zum Ende des Jahres 2006 
nach mehreren Verhandlungsrunden zwischen Landesregierung und Gewerkschaften 
im Juni 2002 die Rahmenvereinbarung (mit leichten Modifizierungen – siehe hierzu 
Abschnitt 3.1) verlängert werden konnte; ansonsten wäre sie zum 30. Juni 2003 aus-
gelaufen. Damit gilt auch der Kündigungsschutz für die Beschäftigten bis zu diesem 
Zeitpunkt weiter. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist dies eine Voraussetzung dafür, 
dass sich die Beschäftigten motiviert und mit Engagement am Optimierungsprozess 
beteiligen können. 

Um für die Dienststellen und Personalvertretungen eine ausführlichere Hilfestellung 
zur Einbeziehung der Personalvertretungen in den Prozess der Verwaltungsmoderni-
sierung zur Verfügung zu stellen, wurde zu Beginn des Jahres 2002 im Beirat ein 
„Eckpunktepapier“ vereinbart. Das Papier auf der Grundlage der „Rahmenvereinba-
rung“ und des Personalvertretungsgesetzes geht vor allem auf das vorgelagerte Ver-
fahren der Projekt- und Gremiumsarbeit ein. So zum Beispiel darauf, dass die Dienst-
stellen zu gewährleisten haben, dass in sämtlichen Projekt- und Teilprojektgruppen 
sowie sonstigen Arbeitsgruppen die Einbindung und entsprechende Informationszu-
gänge der zuständigen Personalvertretung zu gewährleisten sind. Festgeschrieben 
sind auch Schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen der in die Gremien entsandten 
Mitglieder der Personalvertretung zu Fragen der Verwaltungsmodernisierung, Quali-
fizierungsmaßnahmen beim Wechsel von Arbeitsplätzen u.a.m.  

Die „Projektliste“ wurde weiter fortgeschrieben. Mit Stand vom 25. April 2002 be-
fanden sich in dieser Liste insgesamt 154 Projekte. Nicht alle Projektvorschläge, die 
aus den Ministerien entworfen werden, sind durch den AVO akzeptiert worden. Um-
gekehrt wurden nicht alle AVO-Vorschläge durch die Ministerien akzeptiert. So gab 
es im MASGF die Überlegung (Projektvorschlag), die Ämter für Arbeitsschutz zu 
einem Landesamt zusammenzufassen, was vom AVO zurückgestellt wurde, weil dort 
eher daran gedacht wird, die Aufgabenbereiche des Arbeits- und des Immissions-
schutzes strukturell zusammenzufassen. Im Juni und August 2002 fasste der AVO 
Beschlüsse über die Zusammenführung der Immissionsschutz- und der Arbeits-
schutzverwaltung; eine entsprechende Kabinettsvorlage wird durch die StV erarbei-
tet. Die neue Organisationsstruktur soll von Anfang an auf der Grundlage von Ziel-
vereinbarungen und unter Nutzung von Elementen des Neuen Steuerungsmodells 
arbeiten. 

2.2 Bisherige und geplante Ergebnisse 

Insgesamt steht die Reform der Landesverwaltung in Brandenburg noch am Anfang, 
und für die Fortführung gäbe es in wichtigen Punkten Herausforderungen, die neu zu 
durchdenken wären, die bisher noch nicht hinreichend konzipiert sind (vgl. Abschnitt 
2.3). Dennoch kann man einschätzen, dass zum ersten Mal in der Geschichte der 
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Landesverwaltung Brandenburgs ein ernsthafter Reformprozess der Aufbau- und 
(noch weniger) der Ablauforganisation der Landesverwaltung eingeleitet wurde, der 
bereits jetzt beachtenswerte positive Ergebnisse hervorgebracht hat und sich mittler-
weile im Vergleich der deutschen Bundesländern sehen lassen kann.65 Ungeachtet 
des eher gemäßigt angegangenen Reformaufbruchs ist ein Prozess in Gang gekom-
men, der schrittweise eine konstruktive Eigendynamik entwickelt. Im Unterschied zu 
früheren Reformbekundungen ist dieser eingeschlagene Modernisierungspfad jedoch 
nicht mehr umkehrbar. Gleichwohl sind die konkreten Richtungen, in denen er fort-
geführt wird, noch nicht deutlich genug und weithin offen. Besonders die Frage da-
nach, ob man sich tatsächlich auf Verwaltungsoptimierungsprozesse konzentriert 
oder lediglich in einem Prozess der Personalstellenreduktion verharrt, ist durch die 
Praxis noch nicht beantwortet. 

Das wichtigste Ergebnis des bisherigen Reformprozesses besteht darin, dass der Ge-
danke von der Notwendigkeit einer Reform der öffentlichen Verwaltung im Regie-
rungskabinett und in den Führungsetagen der Ministerialverwaltung Fuß gefasst hat. 
Davon konnte man vor 5 Jahren noch nicht ausgehen. 

Alle Ressorts und zentralen Verwaltungseinheiten leisteten – wenngleich in unter-
schiedlichem Maße – einen Beitrag zur Modernisierung der Landesverwaltung. Im 
folgenden können in diesem Sinne nur einige der wichtigsten Ergebnisse aufgezählt 
werden: 

Ressortübergreifende Ansätze 

Ressortübergreifende Ansätze der Verwaltungsreform gewinnen zunehmend an Be-
deutung. Sie können entweder von einzelnen Ressorts oder durch interministerielle 
Arbeitsgruppen (IMAG) oder aber durch eine Kombination beider Verfahren koordi-
niert werden. Obwohl die bisher eingeleiteten ressortübergreifenden Ansätze nicht 
ausreichend sind (siehe Abschnitt 2.3), sind doch einige sehr wichtige auf den Weg 
gebracht worden. 

Hierzu zählen insbesondere die Einführung von Personal- und Verwaltungsbudgets 
sowie die sukzessive Einführung der Kosten-Leistungs-Rechnung (KLR). Nachdem 
zunächst über einige Jahre Erfahrungen mit einer Globalsummensteuerung der Per-
sonalausgaben gesammelt worden waren, sind nunmehr bei allen Einzelplänen des 
Haushaltes die Personalausgaben und die sächlichen Verwaltungsausgaben wie in-
vestiven Beschaffungen zu Personal- und Verwaltungsbudgets pro Einzelplan zu-
sammengefasst. Innerhalb des Einzelplanes (und nicht mehr nur innerhalb der einzel-
nen Kapitel) wurde eine Deckungsfähigkeit hergestellt. Die beiden Haushalts-
Hauptgruppen 4 (Personalkosten) und 5 (Sachkosten) sind in sich deckungsfähig; 
darüber hinaus können nicht verwandte Mittel aus der Hauptgruppe 4 in die Haupt-
gruppe 5 übertragen werden (aber nicht umgekehrt). In den Hauptgruppen 4 und 5 
können darüber hinaus Rücklagen für das Folgejahr gebildet werden. So hatten mit 

                                                 
65  Vgl. zur Darstellung der Bundesländer auf dem Gebiet der Verwaltungsmodernisierung: Aktivitä-

ten auf dem Gebiet der Staats- und Verwaltungsmodernisierung in den Ländern und beim Bund, 
hrsg. vom Unterausschuss Allgemeine Verwaltungsorganisation des Arbeitskreises VI der Innen-
ministerkonferenz, Magdeburg 2001. 
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Ausnahme je eines Ressorts in den Jahren 2000 und 2001 alle anderen Ressorts für 
das Folgejahr aus den Personalbudgets Rücklagen bilden können. Dies bestätigt, dass 
die Ministerien auf die Besetzung offener Stellen verzichten, um dadurch Rücklagen 
einzustellen. Brandenburg geht damit Wege, wie sie auch in anderen europäischen 
Ländern und anderen deutschen Bundesländern beschritten werden.66 

Daneben wurden z.T. Globalhaushalte eingeführt, und zwar ab Jahr 2002 für 5 
Hochschulen und für die Landesforstverwaltung. Globalhaushalte ermöglichen den 
betreffenden Einrichtungen formal67 noch mehr Freiräume beim Einsatz der Mittel 
als die vormalige Budgetierung. 

Erklärtes Ziel der Landesregierung ist es, mit der schrittweisen Einführung der KLR 
in dafür geeignete Verwaltungsbereiche die Mittelzuweisungen nicht mehr nach dem 
klassischen Haushaltsverfahren, sondern durch Benchmarking zu betreiben. Dabei ist 
sich die Landesregierung dessen bewusst, dass auch in Zukunft ein großer Teil der 
Landesausgaben nach politischen Prioritäten (und nicht nach Benchmarking) bestrit-
ten werden muss.68 Benchmarking kann immer nur ein grobes Orientierungsraster 
sein, das eigenständige qualitative Analysen zu den Ursachen unterschiedlichen 
Aufwandes und zu Möglichkeiten eigener Effizienz- und Wirkungsverbesserungen 
nicht ersetzen darf. KLR ist ein wichtiges Hilfsinstrument zur Steuerung des Verwal-
tungshandelns, nicht mehr und nicht weniger. Im Jahre 2002 wurden insgesamt 15 
Pilotprojekte zur Einführung der KLR in verschiedenen Stufen69 geführt. 

Die Gewerkschaft ver.di in Brandenburg sieht die Einführung der KLR zurecht als 
eine „schwerwiegende Weichenstellung im Prozess der Verwaltungsoptimierung“, 
die sie grundsätzlich mitträgt, zugleich eine Reihe eigenständiger Positionen bzw. 
Forderungen einbringt: Dies betrifft besonders die Beteiligung der Beschäftigtenver-
treter in die Arbeitsgruppen zur KLR, die Erarbeitung von Personal- und Finanzkon-
zepten sowie eines Qualifizierungsplanes für die jeweiligen Piloteinrichtungen, die 
Festlegung von Qualitätsstandards für die jeweiligen Leistungen (statt einseitiger 
Orientierung auf sparsamen Mittelverbrauch), die Ablehnung von Orientierungen, die 
die KLR einseitig auf Privatisierungsziele ausrichten und die Einbeziehung von Bera-
tern nach Wahl der Gewerkschaften zur Unterstützung der Arbeitnehmerpositionen 

                                                 
66  Prinzipiell orientiert sich die Personal- und Verwaltungsbudgets am Schweizerischen „Referenz-

modell“. Aber auch in anderen deutschen Bundesländern, wie zum Beispiel in Rheinland-Pfalz, 
wurde (bereits im Jahre 1997) flächendeckend die Personalausgabenbudgetierung eingeführt, seit 
2000 auch die Budgetierung der sachlichen Verwaltungs- und Investitionsausgaben. 

67  In der Realität hängen diese Freiräume sehr stark davon ab, wie hoch die zur Verfügung stehenden 
Mittel sind. Bei den Hochschulen muss man z.B. eher davon ausgehen, dass die zur Verfügung 
stehenden Mittel und somit die Freiräume tendenziell in den letzten Jahren geringer geworden 
sind. 

68  Auch in anderen Bundesländern geht man ähnliche Wege. In den Berliner Bezirken (vorgesehen 
auch in der Berliner Hauptverwaltung) wurde die Kosten-Leistungs-Rechnung (KLR) seit Anfang 
1999 flächendeckend eingeführt (vgl. www.berlin.de/senfin), auf deren Grundlage seit 2001 auch 
Budgetierungsverfahren eingesetzt werden, das heißt bisherige kamerale Globalsummen von Jahr 
zu Jahr zunehmend durch Budgets, die auf KLR basieren, ersetzt werden. In Bayern wurde bereits 
im Jahre 1998 eine flächendeckende dezentrale Budgetierung eingeführt, begleitet durch die 
Einführung der Kosten-Leistung. 

69  In den Bauämtern wurde die KLR z.B. seit dem Jahre 2000 auf einer relativ einfachen Stufe einge-
führt. Zur Zeit wird daran gearbeitet, auch den Aufgabenbereich der Liegenschaften mit KLR zu 
erfassen. 
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in der zentralen Projektgruppe KLR.70 Das Kabinett ging am 27. August 2002 – mit 
Ausnahme der zentralen Ausarbeitung von Personal-, Finanzierungs- und Qualifizie-
rungsplänen71 – auf diese Positionen weitgehend ein. 

Ein wichtiges ressortübergreifendes Ergebnis ist die Einführung von sechs Verwal-
tungsregionen (Kabinettsbeschluss vom Juli 2001; siehe auch Kapitel 1). Sie stellen 
die Zweistufigkeit der Landesverwaltung nicht in Frage, ermöglichen aber eine bes-
sere regionale Bündelung von Verwaltungsaufgaben auf der Ebene der „sonstigen“ 
unteren Verwaltungsbehörden. Eine noch weitergehende Entwicklung – nämlich die 
regionale Bündelung dieser verschiedenen sonstigen unteren Verwaltungsbehörden 
er verschiedenen Ressorts in einer Behörde – ist derzeit noch nicht vorgesehen, wohl 
aber Anliegen der Prüfung und wäre eine konsequente Fortführung der regionalen 
ressortübergreifenden Bündelung sowie der Einräumigkeit von Verwaltungsaufga-
ben.72 Dabei ist diese Entwicklung noch offen. Denkbar ist auch, dass die bisherige 
Hierarchie der Landesverwaltung in Oberste Landesbehörden, Landesoberbehörden 
und (allgemeine wie sonstige) Untere Landesbehörden durch ein neues Modell abge-
löst wird, bei dem es nur noch Oberste Landesbehörden und Landesbehörden (mit 
Zweigstellen) gibt. Dies würde eine Veränderung des derzeitigen Landesorganisati-
onsgesetzes voraussetzen. Gerade mit der fortschreitenden Umwandlung von Behör-
den in LHO-Landesbetriebe, aber auch mit der verstärkten Einführung von E-
Government könnten in den Strukturen der Landesverwaltung territoriale bzw. regio-
nale Zuständigkeiten an Bedeutung verlieren, ohne dass es hierbei zu Qualitätsverlus-
ten bei der Aufgabenwahrnehmung käme. Deshalb scheint in Brandenburg die Her-
stellung regionaler institutioneller Vernetzungen eher als Aufgabe der kommunalen 
Ebene (konkret: Kreisebene), wofür das Land allerdings entsprechende Bedingungen 
zu gewähren hat (vgl. Kapitel 1). 

Ressortübergreifendes Anliegen – jedoch ressortspezifisch umgesetzt – ist die Um-
wandlung von bisherigen Landesverwaltungen in (LHO-) Landesbetriebe dort, wo 
dies von der Spezifik der Aufgabenstellungen her sinnvoll ist. Umgewandelt wurden 
das Materialprüfungsamt, das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik sowie 
das Landesvermessungsamt. Bei weiteren Einrichtungen wird derzeit eine Umwand-
lung geprüft. Die Landesbetriebe bleiben nach § 13 des Landesorganisationsgesetzes 
rechtlich unselbständige, aber organisatorisch abgesonderte Teile der Landesverwal-
tung. Die Umwandlung von Behörden in Landesbetriebe ist in Brandenburg ein neuer 
Weg, der erst am Anfang steht. Da Landesbetriebe von vornherein auf eine betriebs-
wirtschaftliche Steuerung der Ressourcen eingestellt werden, kann vermutet werden, 
dass nach notwendigen „Einlauf- und Lernphasen“ günstigere Möglichkeiten als in 
traditionellen Behörden bestehen, Rationalisierungs-, Einspar-, Qualitäts-, Leistungs- 

                                                 
70  Vgl. ver.di-Büro Brandenburg: Stellungnahme zur Einführung der Kosten- und Leistungsrech-

nung, 6.8.2002. 
71  Hier sollen individuelle Ausgestaltungsmöglichkeiten in den Piloteinrichtungen bestehen. 
72  Die regionale Bündelung von Verwaltungsaufgaben setzt sich zunehmend in den deutschen Bun-

desländern durch. In Ländern, in denen es Regierungspräsidien gibt, geschieht dies in der Regel 
durch die Integration von Sonderbehörden in die Bündelungsbehörden (Regierungspräsidien) – so 
zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen oder auch in Sachsen. In Ländern mit zweistufiger Landes-
verwaltung kann alternativ hierzu eine Bündelung auf der Ebene der unteren Verwaltungsbehör-
den erfolgen. 
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und auch Motivationseffekte zu erschließen. Dies ist jedoch kein Automatismus. 
Derzeit sind aus den in Landesbetriebe umgewandelten Behörden noch keine Kos-
tenvorteile oder Leistungssteigerungen bekannt. Mit ersten zuverlässigen Bilanzen 
rechnet man im Jahre 2003. Prinzipiell haben Landesbetriebe mehr Handlungsfrei-
räume als öffentliche Behörden. Das betrifft z.B. die eigenverantwortliche Verwen-
dung von Rationalisierungsbemühungen und zusätzlichen Einnahmeeffekten, mehr 
Freiräume bei den Stellenplänen, weniger Zugriffsmöglichkeiten „von außen“ durch 
Haushaltssperren, Fach- und Dienstaufsicht, von Genehmigungsvorbehalten etc. Zu 
berücksichtigen ist, dass die Umwandlung in Landesbetriebe mit einem großen Ar-
beitsaufwand, mit der Lösung qualitativ neuartiger Fragen, mit strukturellen oder 
ablauforganisatorischen Veränderungen verbunden ist, der in den betroffenen Lan-
desbetrieben im Personal auch zu Irritationen, Unzufriedenheiten, Intransparenzen 
führte. Die Einführung neuer Kostenrechnungssysteme kann vorübergehend zu ei-
nem Mehraufwand an Kosten führen. 

Aus diesen und anderen Gründen treten verbreitet Einwände und Vorbehalte gegen-
über der Umwandlung von Behörden in Landesbetriebe auf – und dies mit verschie-
denen Begründungen: Zum einen sei am Anfang nicht abschätzbar, welche tatsächli-
chen Kostenvorteile hiermit entstehen bzw. ob überhaupt solche entstehen. Zum an-
deren würden Steuerungsinstrumente aus der Hand gegeben (beispielsweise sei das 
Instrument der Altersteilzeit eingeschränkt; die Personalräte hätten zu wichtigen Fra-
gen des Unternehmens kein verbindliches Auskunftsrecht). Und schließlich der Ein-
wand, dass die Freiräume, die ein Landesbetrieb hat, letztlich alle auch in einer öf-
fentlichen Behörde realisiert werden könnten.  

Das zuletzt genannte Argument ist nicht unbedingt falsch, würde aber eine grundle-
gende Veränderung des derzeit bestehenden öffentlichen Dienstes in Deutschland 
voraussetzen. Warum dann nicht mit Landesbetrieben anfangen?! Auch ist verständ-
lich, dass am Anfang der Umwandlung von Behörden in Landesbetriebe noch keine 
konkreten Kostenvorteile identifiziert werden können (dies wäre auch ein fragliches 
Herangehen, sollte es doch nicht einfach um Kostenvorteile, sondern um die Frage 
gehen, ob die neue Rechtsform für den konkreten Zweck sachgerechter ist, bessere 
Leistungs- und Motivationsreserven erschließen kann). Wichtig ist die Frage danach, 
ob mit der Umwandlung in die Rechtsform der Landesbetriebe neue Steuerungsin-
strumente notwendig sind, die eine mindest ebenso gute soziale Stellung und Beteili-
gung der Beschäftigten sichern wie in öffentlichen Behörden. In diesem Punkt wären 
offenbar Anpassungen im Personalvertretungsgesetz zu durchdenken. So spielen die 
Einsicht in die Kostenstruktur und entsprechende Mitentscheidungsrechte in Landes-
betrieben eine viel größere Rolle als in öffentlichen Behörden. Während dies in pri-
vaten Unternehmen mit der Bildung von Aufsichtsräten geregelt ist, sind entspre-
chende Möglichkeiten im Personalvertretungsgesetz derzeit noch nicht zwingend 
geregelt. Mit der Einführung von Personal- und Verwaltungsbudgets in den „norma-
len“ Behörden entsteht aber auch dort ein – bisher im Personalvertretungsgesetz nicht 
ausdrücklich geregelter – Mitbestimmungsbedarf bei Kostenfragen, zumal diese ent-
scheidenden Einfluss auf das Personalmanagement haben.  

Als ressortübergreifendes Anliegen werden schrittweise die Voraussetzungen für E-
Government verbessert. Seit dem Jahre 2001 wird verstärkt an einer E-Government-
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strategie für die Landesverwaltung gearbeitet – als Entwurf vorgelegt im April 2002, 
als Kabinettsvorlage im September 2002. Es wurde nicht nur das Internetportal des 
Landes grundsätzlich erneuert und verbessert, sondern wurden (unter Federführung 
des Innenministeriums) auch Pilot- bzw. Leitprojekte73 für die elektronische Realisie-
rung von Verwaltungsaufgaben entwickelt, technische Vorbereitungen für die Über-
mittlung von Signaturen, für die Durchführung von Wahlen (LDS) und (unter Feder-
führung des Justizministeriums) für die Schaffung eines zentralen elektronischen 
Grundbuches74 getroffen. Insgesamt sind bereits über 40 E-Government-Projekte 
realisiert oder befinden sich in der Pilotierung. Der LDS soll zu einem technischen 
Kompetenzzentrum für die Umsetzung der E-Government-Strategie avancieren. Über 
die KPM wurden erste Voraussetzungen geschaffen, zu einer Intranet-Unterstützung 
des Personalmanagements zu gelangen (Stellenbörse). Andere Personalangelegenhei-
ten, wie die Buchung von Weiterbildungskursen, Urlaubsanträge, Bewerbungen auf 
andere Stellen sind bisher in der Regel noch nicht möglich. Dennoch begibt sich 
Brandenburg erkennbar auf einen Pfad, der auch in anderen Bundesländern, so vor 
allem in Bayern, in Bremen, in Niedersachsen und anderen Ländern intensiv und mit 
Erfolg beschritten wird und unabdingbar für jede zukunftsfähige öffentliche Verwal-
tung ist. 

Qualitätsmanagement 

Die Diskussion über Qualitätsmanagement wurde maßgeblich mit auf Initiative der 
Gewerkschaften eingeführt und vorangetrieben. Bestehen doch ureigenste Interessen 
und Positionen der Gewerkschaften darin, die Leistungen des öffentlichen Dienstes 
nicht allein unter Kostengesichtspunkten, sondern auch unter dem Aspekt ihrer Qua-
lität zu bewerten und hierauf verstärkt die Fortbildungsmaßnahmen zu orientieren. 
Am 11.1.2001 wurde durch den DGB Technologieberatung e.V. im Beirat ein umfas-
sender Konzeptvorschlag zur Realisierung von Qualitätsmanagement in der Einheit 
von Produktqualität, Prozessqualität und Beziehungsqualität vorgestellt. Am 
21.2.2001 beschloss der Beirat auf Initiative von ver.di, dass die Einführung und Be-
achtung von Qualitätsmanagement künftig ein zentrales Anliegen bei der Fortsetzung 
der Verwaltungsreform in der nächsten Phase sein soll. Dies stimmt mit den heute in 
der Politik- und Verwaltungswissenschaft diskutierten Grundrichtungen der Verwal-
tungsmodernisierung überein, wonach Fragen des Qualitätsmanagements weiter in 
den Vordergrund rücken. 

Zunächst wurden Pilotprojekte im LDS (ab Januar 2002) und im Landesbauamt 
Cottbus75 etabliert; auch bei der Polizei und in der Forstverwaltung wurde Qualitäts-
management eingeführt.76 Im weiteren erklärten über 30 Behörden im Lande, sich an 
Aktivitäten des Qualitätsmanagements zu beteiligen. Es bildeten sich regionale 
                                                 
73  Z.B. Elektronischer Fördermittelantrag für Landwirte; Mobile Telearbeit in der Arbeitsschutzver-

waltung, Fördermittelbeschaffung, Geodatenserver u.v.a.m..  
74  Elektronische Grundbücher oder z.B. auch digitale Handelsregister wurden auch in anderen Län-

dern eingeführt, so in Sachsen-Anhalt, Thüringen, Hamburg und anderen. 
75  Die ursprüngliche Überlegung, im Geschäftsbereich des MdF ein Finanzamt als Pilotprojekt ein-

zuführen, wurde zurückgestellt, statt dessen wurde das Landesbauamt vorgeschlagen.  
76  Die genannten Bereiche waren zugleich Schwerpunkte für strukturelle Umwandlungen, was zum 

Teil durch die zeitlich parallele Einführung von Qualitätsmanagement die Einrichtungen überfor-
derte. 
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Teams mit geschäftsbereichsübergreifender Zusammensetzung. In zahlreichen Be-
hörden wurden Qualitätszirkel gebildet. Zunächst sollen deren operative Ziele defi-
niert werden.  

Als eine der Aufgaben des Total Quality Management (TQM) wird durch das In-
nenministerium und hier insbesondere über das „Verwaltungsreformreferat“ derzeit 
die Aufgabe in Angriff genommen, zu einer drastischen Verringerung von Normen 
und Standards zu gelangen. Zwar wird diese Aufgabe zunächst ressortintern begon-
nen, jedoch mit dem Ziel, auch ressortübergreifend die Reduzierung von Normen und 
Standards zu koordinieren (Projekt „Minus 50“). Für Oktober 2002 wird vom MI 
eine Kabinettsvorlage zum Abbau von Normen und Standards erarbeitet. Demnach 
wird es zunächst eine umfangreiche Aufgabe der Ressorts sein, in den nächsten Jah-
ren sämtliche neuen wie alten Verwaltungsvorschriften zu erfassen und weitgehend 
im Intranet bzw. Internet zu veröffentlichen. Parallel sollen die vorhandenen Gesetze, 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften auf ihre Qualität und auf ihre 
Notwendigkeit mit dem Ziel einer deutlichen Verringerung überprüft werden. Hierbei 
sollen auch die Positionen der kommunalen Spitzenverbände einbezogen werden. 
Andere Bundesländer, wie zum Beispiel Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
gehen ähnliche Wege und sind hier zum Teil schon weit vorangeschritten. Interessant 
ist zum Beispiel der im Saarland eingeschlagene Weg der zeitlich befristeten Geltung 
von Verwaltungsvorschriften. 

In vielen Bundesländern, so auch in Brandenburg, wird an einer Neukonzipierung 
des Facility-Managements gearbeitet. In Berlin wird neuerdings die Bewirtschaftung 
öffentlicher Bürodienstgebäude in einer privatrechtlichen Gesellschaft wahrgenom-
men. In Hamburg wurden schon im Jahre 1999 alle Büroimmobilien auf eine Objekt-
gesellschaft übertragen. In Mecklenburg-Vorpommern wurde ebenfalls ein neues 
Facility-Management aufgebaut (Gründung des Betriebes für Bau und Liegenschaf-
ten seit Anfang 2002). In Rheinland-Pfalz wurde im Jahre 1998 die Bau- und Liegen-
schaftsverwaltung in einen Landesbetrieb umgewandelt. 

Geschäftsbereiche 

Die folgenden Beispiele für Verwaltungsoptimierungsprozesse in den Ressorts bean-
spruchen keine Vollständigkeit, sondern heben lediglich einige zentrale Stichworte 
hervor: 

Im Ministerium des Innern (MI) wurde eine tiefgreifende Polizeireform eingeleitet, 
bei der im Ergebnis u.a. die Anzahl der Polizeipräsidien von 6 auf 3, jene der Schutz-
bereiche von 21 auf 15 reduziert, Führungsebenen gestrafft und die Vor-Ort-Präsenz 
der Polizei gestärkt wurden.77 Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik 
sowie das Landesvermessungsamt wurden in Landesbetriebe umgewandelt. Zahlrei-
che Punkte der inneren Reform des MI werden bearbeitet. 

                                                 
77  Seitens der Gewerkschaft der Polizei werden die bisherigen Ergebnisse der Polizeireform stark in 

Frage gestellt und kritisiert. Die Reform sei vor allem durch einen drastischen Abbau von 725 
Stellen geprägt. Das Reformziel „Mitarbeiterzufriedenheit“ sei verfehlt worden. (Vgl. Presseerklä-
rungen GdP vom 21.6.2002 und vom 1.7.2002. 
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Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) wurden 
strukturelle Veränderungen im Bereich der staatlichen Schulämter vorgenommen. 
Die Anzahl der staatlichen Schulämter wurde von 18 auf 6 (regional zuständige staat-
liche Schulämter) reduziert (analog zu den Verwaltungsregionen). Hiermit sind 
umfangreiche Aufgabenverlagerungen und Aufgabenveränderungen verbunden.  

Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung (MLUR) stand bisher die Forstreform im Mittelpunkt. Die Anzahl der unte-
ren Forstbehörden wird von 18 auf 10 reduziert, die Anzahl der Oberförstereien (jetzt 
„Regionalteams“) von 111 auf 72, jene der Reviere von 656 auf 504. Rund 30% des 
Personalbestandes soll bis zum Jahre 2005 sozialverträglich reduziert werden. In der 
Forstwirtschaft werden weitgehend moderne Steuerungsformen, darunter KLR, ein-
geführt. Die Forstreform fällt noch nicht in den Geltungsbereich der Rahmenverein-
barung. Jedoch besteht eine spezielle Dienstvereinbarung mit den Beschäftigtenver-
tretern. Weiterhin wurde mit Beginn des Jahres 2002 aus der Bündelung verschiede-
ner vorheriger Verwaltungsbereiche das Landesamt für Verbraucherschutz und 
Landwirtschaft eingerichtet. 

Im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz und für Europaangelegenheiten 
(MdJE) wurden die Gerichtsstrukturen gestrafft (weitere Reduzierung der Anzahl der 
Zweigstellen) und – so durch die Einrichtung von „Servicestellen“ – Ablaufprozesse 
verbessert. 

Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
(MWFK) wurde im Zusammenhang mit der bereits oben erwähnten Einführung von 
Globalbudgets eine ergänzende Kosten-Leistungs-Rechnung eingeführt. 

Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
(MASGF) wird an einer Umwandlung der Landeskliniken in alternative Rechtsfor-
men gearbeitet. Eine Geschäftsprozessanalyse der Apothekenüberwachung führte zu 
Verbesserungen in der Ablauforganisation auf diesem Gebiet. Weiterhin wurden die 
Aufgaben der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfürsorge zusammengeführt. 

Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft (MW) wurde neben der Zu-
sammenführung wesentlicher Wirtschaftsförderinstitute zur Zukunftsagentur Bran-
denburg (ZAB) eine Neuorganisation der Eichverwaltung und der Bergverwaltung 
eingeleitet. Laut AVO-Beschluss vom 21.6.2002 soll das Materialprüfungsamt zu 
Ende 2003 aufgelöst (und Teilbereiche veräußert) werden. 

Der Geschäftsbereich des Ministeriums der Finanzen (MdF) hat neben seinen oben 
erwähnten ressortübergreifenden Aufgaben eine Neuorganisation der Landeshaupt-
kasse und die Zusammenführung von Liegenschafts- und Bauverwaltung realisiert. 

Der Geschäftsbereich des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 
(MSWV) bemüht sich vor allem um eine Optimierung der Straßenbauverwaltung. 
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Die Staatskanzlei hat sich neben der Zuständigkeit für den Gesamtprozess der Ver-
waltungsoptimierung für die Einrichtung eines zentralen Fahrzeugpools im Objekt 
Heinrich-Mann-Allee 107 eingesetzt. 

2.3 Probleme, Herausforderungen, Defizite 

Geht man von den realen Prozessen aus, kann man weder die in Punkt 2.2 genannten 
„bisherigen Ergebnisse“ von Herausforderungen und Defiziten freisprechen, noch die 
im Abschnitt 2.3 zu behandelnden Punkte von positiv zu bewertenden Ergebnissen. 
Positiv zu veranschlagende Ergebnisse sind in der Realität mit Problemen und Defizi-
ten verknüpft, so dass eine Trennung beider Seiten in den Punkten 2.2 und 2.3 ledig-
lich systematisierenden Charakter hat. Mit den folgenden Punkten werden daher eini-
ge Fragen und Probleme herausgearbeitet, bei denen es aus der Sicht des Autors neu-
er Überlegungen und zusätzlicher Anstrengungen bedarf. 

Mangelnder Motivationsschub für Mitarbeiter 

Trotz zentraler Bemühungen um eine Verbesserung des Personalmanagements und 
konstruktiver Aktivitäten der Kontaktstelle für Personalmanagement (siehe Abschnit-
te 2.2 und 3.2) zielen die bisherigen Reformaktivitäten zu wenig auf eine Verbesse-
rung der Mitarbeitermotivation. Ein solches Ziel – dies sei an dieser Stelle hervorge-
hoben – ist bei weitem nicht allein und nicht einmal in erster Linie im engeren Sinne 
durch „Personalmanagement“ zu erreichen, sondern betrifft den Gesamtprozess der 
Verwaltungsoptimierung (vgl. auch Abschnitt 3.2): mangelnde Leitideen, Ergebnis-
orientierungen, Kunden- und Serviceorientierungen; ausbleibende Rückwirkungen 
auf eine Verbesserungen der Arbeitssituation und auf Leistungsanreize78, auf Verbes-
serungen der Führungsqualität u.v.a.m. Verwaltungsoptimierung bleibt in der Regel 
noch eine Angelegenheit von Dienststellenleitungen; zunehmend wird sie erfreuli-
cher Weise auch zur Angelegenheit der Beschäftigtenvertretungen. Dass der bisheri-
ge Verwaltungsoptimierungsprozess insgesamt noch keinen deutlichen Schub für die 
Mitarbeitermotivation in den Landesverwaltungen erbracht hat, ist wohl das größte 
und problematischste Defizit. Die einschränkende Einschätzung, die der Chef der 
Staatskanzlei in Bezug auf die bisherigen Aktivitäten der Verwaltungsoptimierung im 
Dezember 2001 fixierte, trifft auch heute noch zu: „Allerdings kann von einer wirkli-
chen Breitenbewegung noch nicht gesprochen werden.“79 

Dies ist jedoch der entscheidende Punkt für die Entwicklung eines Verwaltungsre-
formprozesses: Dass ihn die Beschäftigten, die Mitarbeiter und Führungskräfte in 
breitem Umfange tragen, in voranbringen, ihre Ideen einbringen, ihm „Leben einhau-
chen“. Die Bedingungen zu schaffen für eine „lernende Organisation“ – das geht nur, 
wenn die Beschäftigten hierfür motiviert sind, und dies müsste Weg und Ziel, Me-
                                                 
78  So wurde der Entwurf einer neuen Leistungsstufenverordnung zunächst nach traditionellem Mo-

dell entwickelt, ohne beispielweise einen Zusammenhang zum Instrument von Zielvereinbarungen 
herzustellen. 

79  Erster Bericht des Ausschusses für Verwaltungsoptimierung zum Stand der Verwaltungsmoderni-
sierung im Land Brandenburg, Stand: 18. Dezember 2001, Einleitung durch den Chef der Staats-
kanzlei des Landes Brandenburg und Vorsitzenden des Ausschusses für Verwaltungsoptimierung, 
Rainer Speer, Potsdam 2001, S. 5.  
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thode und eigentliches Hauptanliegen jedes Verwaltungsreformprozesses sein. Dass 
hiervon gegenwärtig noch keine Rede sein kann, wird deshalb an dieser Stelle als das 
hauptsächliche Defizit angesehen. Und dies ist nicht zu überwinden, wenn die Erfol-
ge der Verwaltungsmodernisierung vorerst auf Strukturvereinfachungen, Personal- 
und Kosteneinsparungen begrenzt bleiben. So wichtig diese Seiten der Verwaltungs-
reform sind, werden sie doch für die Masse der Beschäftigten nicht als Verbesserung 
erfahrbar. 

Der Verwaltungsoptimierungsprozess in Brandenburg wird von den Beschäftigten 
überwiegend noch als Prozess von kosmetischen oder nutzlosen Strukturveränderun-
gen und von Personaleinsparungen wahrgenommen. Bayern unterscheidet zwischen 
den strukturellen Eckpunkten der Verwaltungsreform und den sog. „inneren Refor-
men“, die die Motivation der Mitarbeiter betreffen.80 Personal(kosten)reduzierungen 
und Rationalisierungen standen zwar auch hier in den Anfangsschritten des Reform-
prozesses im Vordergrund; mittlerweile werden die Akzente aber viel stärker auf eine 
Verbesserung der Bürger- und Serviceorientierung gerichtet. 

Wesentliche Instrumente des Personalmanagements wie eine perspektivisch angeleg-
te Qualifizierungs- bzw. Fortbildungsplanung, strukturierte Auswahlverfahren, Er-
stellung von Anforderungsprofilen, Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräche, systemati-
sche Führungskräfteentwicklung, Mitarbeiter- und Führungskräfterotation, Mitar-
beiterbefragungen sind erst in Anfängen entwickelt und werden von Ressort zu Res-
sort sehr unterschiedlich gehandhabt. Eine grundsätzliche Austauschbarkeit von Be-
amten-, Angestellten- und Arbeiterstellen auf der Ebene gleicher Tätigkeit und Be-
wertung bzw. eine grundsätzliche Umstrukturierung von Stellen, wie sie in anderen 
Bundesländern (so Bremen, Nordrhein-Westfalen) praktiziert wird, ist noch nicht 
entwickelt. 

Eine relativ leicht zu entwickelnde Bedingung für die Entfaltung von Mitarbeitermo-
tivation wäre die Entwicklung eines Vorschlagswesens für die Vereinfachung und 
Verbesserung von Verwaltungsabläufen, so dass Vorschläge der Mitarbeiter (zumin-
dest ressortintern) für alle Mitarbeiter einsehbar sind und von behördenübergreifen-
den Gremien beurteilt und prämiert werden können. In Bayern wurden zu diesem 
Zwecke in den Behörden Innovationszirkel und bei der Staatskanzlei eine Innovati-
onszentrale geschaffen. Auch in Nordrhein-Westfalen wird das behördliche Vor-
schlagswesen neu geordnet und entbürokratisiert. 

Von den leistungsbezogenen Elementen der Dienstrechtsreform, die auch in Bran-
denburg prinzipiell möglich sind, wird bisher zu wenig Gebrauch gemacht (leis-
tungsbezogene Besoldungs- bzw. Vergütungselemente, Erprobungszeit bei Beförde-
rungen, Führungspositionen nicht nur auf Probe, sondern auch auf Zeit). 

Ressortübergreifenden Fragen der Personalentwicklung (Mobilität, Flexibilität, Rota-
tion, Motivation, Fort- und Weiterbildung, Potential-Analyse, Verwendungsplanung, 
Beförderungspolitik usw.) und der Personalführung (kooperative Führungsstile, Mit-
arbeitergespräche, Führungskräfte-Feedback etc.) gewinnen an Bedeutung. Hierfür 

                                                 
80  Vgl. hierzu http://www.bayern.de/Politik/Initiativen/Verwaltung/wasistvr.htm. 
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werden seitens der KPM in Kooperation mit den Ressorts Leitlinien und Hilfestel-
lungen entwickelt. 

Während in anderen Bundesländern nach anfänglichen Pilotphasen für alle Ressorts 
die Telearbeit – meist limitiert bis zu einer bestimmten Anzahl von Beschäftigten – 
freigegeben wird (so in Niedersachsen; Bezirksregierungen in Nordrhein-Westfalen, 
Innenministerium Rheinland-Pfalz), wird dieser Weg in Brandenburg vorerst noch 
zurückhaltend geprüft und vereinzelt getestet (eine Konzeption befindet sich in der 
Ausarbeitung).  

Mangelnde institutionelle Leitidee(n) 

Im Abschnitt 2.1 wurde das im „Rahmenkonzept zur Verwaltungsmodernisierung im 
Land Brandenburg“ formulierte „Leitziel“ der Verwaltungsmodernisierung im Land 
Brandenburg genannt. Bei institutionellen „Leitzielen“, „Leitideen“, „Leitorientie-
rungen“ – es soll hier nicht auf den Begriff ankommen – geht es aber nicht allein 
darum, einen Satz hierzu aufzuschreiben. Dies ist noch keine Leitidee. Institutionelle 
Leitideen entstehen in dem Maße, wie sie zu tatsächlichen, relativ stabilen Denk-, 
Orientierungs- und Verhaltensmustern institutionellen Handelns werden, und in dem 
Maße, wie sie von den Adressaten dieses institutionellen Handelns erkennbar sind 
und Akzeptanz finden. Institutionelle Leitideen steuern und integrieren bewusst und 
unbewusst das Handeln von Menschen in Organisationen. Leitideen tauchen nicht in 
„reiner Form“ auf, sondern konkurrieren miteinander, setzen sich gegenüber anderen 
Leitorientierungen in einem längeren Prozess durch. Hierbei kann es helfen, eine 
Leitidee bzw. ein Leitziel in ein Programm hineinzuschreiben. 

Wenn man den realen Prozess der Verwaltungsmodernisierung im Land Brandenburg 
untersucht, entsteht die Vermutung, dass sich gegenwärtig verschiedenen Ansätze 
von Leitorientierungen aufbauen: Seitens der Verwaltungsspitzen wird die Leitorien-
tierung aufgebaut, dass das Land seine Aktivitäten auf „Kernaufgaben“ beschränken 
müsse – was dies auch immer sei. Dies korrespondiert mit der Leitorientierung, dass 
die Verwaltungsoptimierung zu einer erheblichen Einsparung von Kosten führen 
müsse – zu realisieren vor allem über Stelleneinsparungen und Strukturvereinfachun-
gen. Demgegenüber ist das im o.g. „Rahmenkonzept“ dargelegte „Leitziel“81 zur Zeit 
eher von theoretischer als von praktischer Handlungsrelevanz. 

Daneben bauen sich Leitorientierungen auf, die auf eine Effektivierung von Verwal-
tungsabläufen, auf Mitarbeitermotivation und Kundenorientierung gerichtet sind. 
Wenn man zum Beispiel im Innenministerium die angelaufenen Projekte der „inne-
ren Reform“ betrachtet,82 so wird hier ein breites Spektrum in dieser Richtung aufge-
tan. Auch die zentrale AVO-Projektliste83 beinhaltet zahlreiche Modernisierungspro-
                                                 
81  Landesverwaltung modern und effizient gestalten, um damit Anforderungen einer modernen 

Dienstleistungsgesellschaft schrittweise mehr entsprechen zu können – hierfür seien Mitarbeiter-
motivation und Einbeziehung der Mitarbeiter von zentraler Bedeutung. Vgl. Erster Bericht..., S. 
94. 

82  Neben der Polizeireform sind dies zur Zeit ca. 21 Projekte, darunter solche interessanten Projekte 
wie zur „Corporate Identity“, zur Schaffung eines Vorschlagswesen, zur Bildung von Personal-
budgets in den Abteilungen und Referaten, zur Rotation, zur Fortbildung, zu Kundenbefragungen, 
zum Abbau von 50% der Normen und Standards usw. 

83  StV: Projektliste, Stand vom 25.04.2002. 
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jekte, die auf Ablaufprozesse gerichtet sind, so zum Qualitätsmanagement, zur Ein-
führung von Kosten-Leistungsrechnung und zum E-Government – weniger jedoch 
solche, die sich auf Mitarbeitermotivation und Kundenorientierung beziehen. 

Von Bedeutung sind auch die Leitorientierungen, die außerhalb der Verwaltung zur 
Verwaltungsreform entstehen, so im Landtag, in den Parteien und Verbänden und 
auch in den Gewerkschaften. Diese Leitorientierungen sind noch weniger aufgebaut 
als innerhalb der Verwaltung selbst, und es zeigen sich – auch innerhalb von Organi-
sationen – Widersprüche, Diskrepanzen zwischen einerseits Orientierungen, die auf 
Kostenfaktoren und Effizienz hinauslaufen, andererseits solchen, die einen leistungs-
fähigen, starken öffentlichen Sektor bei Verbesserung von Dienstleistungs- und Kun-
denorientierung anstreben. 

Leitorientierungen, Leitideen können sich nur verwirklichen, wenn sie zur Hand-
lungsgrundlage der Beschäftigten, darunter des Führungspersonals in den Verwal-
tungen werden. Sie können und sollten neben landesübergreifenden Orientierungen 
auch spezifische Gesichter in einzelnen Behörden (im Sinne von „corporate identi-
ties“) annehmen. Ohne die Einbeziehung der Beschäftigten in die Diskussion von 
Leitideen können sich keine Leitideen herausbilden. Dies setzt einen langen Diskus-
sionsprozess voraus: Was macht das „Image“ unserer Behörde aus und in welche 
Richtung soll es sich entwickeln? Was können wir hierzu tun? In anderen Bundes-
ländern ist dieser Prozess weiter vorangeschritten. In Ländern wie Sachsen-Anhalt 
oder Schleswig-Holstein wurde in den vergangenen Jahren ein zuvor mehr oder we-
niger diskutiertes Leitbild der modernen Verwaltung ausgearbeitet. In anderen Bun-
desländern – wie zum Beispiel in Bayern – wurde nicht nur für den Gesamtprozess 
der Reform ein Leitbild entwickelt, sondern auch die Geschäftsbereiche entwickelten 
Behörden-, Fach- und Ressortleitbilder. Im Saarland werden dienststellenspezifische 
Leitbilder auf der Grundlage von Mitarbeitergesprächen und Mitarbeiterbefragungen 
angestrebt. Verwaltungsreformprozesse ohne breit akzeptierte/s Leitbild(er) bleiben 
ohne Zielorientierung und können nicht die notwendigen Integrations- und Mobilisie-
rungseffekte auslösen. 

Haushaltspolitisch verengte Steuerung und fehlender gesetzlicher Gesamtrahmen 

In Brandenburg gibt es bisher keinen gesetzlichen Gesamtrahmen über die Ziele und 
Richtungen einer Landesverwaltungsreform. Das Gesetz über Grundsätze und Vor-
gaben zur Optimierung der Landesverwaltung (28.6.2000, zuletzt geändert am 
18.12.2001) beginnt in Artikel 1 sogleich mit „aufgabenkritischem Stellenabbau“ und 
ist auch sonst wesentlich auf eine Reduktion der Personalausgaben, auf Strukturver-
änderungen und Haushaltsfragen gerichtet. Mit diesen Vorgaben – man betrachte den 
umfassenden Titel des Gesetzes – wird die Optimierung der Landesverwaltung in 
ihren gesetzlich fixierten Zielen drastisch eingeengt. Für die Entwicklung von Leit-
ideen kann dies nur negative Wirkungen haben, wird doch die Verwaltungsreform 
vom Gesetzgeber bislang wesentlich auf Personalabbau und Strukturumwandlungen 
reduziert. Im Gegensatz zum Titel des Gesetzes kann im Land Brandenburg daher 
von einem gesetzlichen Gesamtrahmen der Verwaltungsmodernisierung nicht die 
Rede sein. 
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Über die Entwicklung eines gesetzlichen Gesamtrahmens würden Verwaltungsre-
formprozesse mehr Zielklarheit erhalten, ohne die laufende Prozess-Steuerung oder 
institutionelle Lernprozesse einzuschränken. Gleichwohl ist die Einführung von ge-
setzlichen Rahmenbedingungen („Vorschaltgesetze“, „Verwaltungsreformgesetze“) 
zur Steuerung von Verwaltungsreformprozessen nicht nur in Brandenburg, sondern 
auch in anderen Bundesländern umstritten, wird doch nicht selten unterstellt, dass 
damit nur ein recht allgemeiner, nicht hinreichend konkreter Rahmen geschaffen 
würde, der im Grunde nichts Konkretes bewirken könne oder gar kontraproduktiv 
sei. Die Differenzen ziehen hierbei quer durch die Parteien. So wird in Sachsen seit 
Jahren von der PDS- und von der SPD-Opposition gefordert, gesetzliche Rahmenbe-
dingungen für den Verwaltungsreformprozess zu schaffen, was aber von der CDU-
Mehrheit im Parlament wie auch von der Ministerialverwaltung abgelehnt wird. Un-
ter der SPD-PDS-Regierung in Mecklenburg-Vorpommern bevorzugte man bislang, 
Verwaltungsreformprozesse über konkrete Einzelprojekte zu bearbeiten und auf ei-
nen gesetzlichen Gesamtrahmen zu verzichten. In Bayern hingegen wurden mit CSU-
Mehrheit seit dem Jahre 1997 drei Verwaltungsreformgesetze verabschiedet, die sich 
jeweils zentralen Reformanliegen widmeten.84 In Sachsen-Anhalt wurden unter vor-
herigen (PDS-tolerierten) SPD-Regierung drei Vorschaltgesetze zu einer umfassen-
den Landesverwaltungsreform verabschiedet, die allerdings mit dem Wechsel zur 
CDU-FDP-Regierung (März 2002) teilweise wieder in Frage gestellt wurden. In Ber-
lin bildete ein „Verwaltungsreform-Grundsätze-Gesetz“ des damaligen CDU-SPD-
Senats (Mai 1999) die Grundlage für nachfolgende Reformschritte.85 

Durch die Landesregierung Brandenburg selbst, aber auch durch die Reformprozesse 
des öffentlichen Dienstes in anderen Bundesländern sind die Maßstäbe komplexer 
gesetzt, als sich nur an den Haushaltsprognosen zu orientieren: Sie erfordern die Ein-
leitung eines wesentlich tiefgreifenderen und längerfristigen Reformprozesses der 
Landesverwaltung, der das gesamte Bild der öffentlichen Verwaltung im Lande wan-
delt. In Brandenburg verläuft nicht nur die gesetzliche, sondern auch die praktische 
Steuerung der Verwaltungsmodernisierung unter eindeutiger Dominanz der Haus-
haltsplanung und – hieraus abgeleitet – unter dem vorrangigen Gesichtspunkt der 
Personalbedarfsplanung. Zunehmend werden jedoch in den Ressorts wie auch res-
sortübergreifend ergänzende Projekte initiiert, die nicht in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Haushalts- und Personalbedarfsplanung stehen. Von ihnen könnte 
die Chance ausgehen, dass Verwaltungsreformprozesse sowohl im Personal als auch 
in der Öffentlichkeit auf mehr Akzeptanz stoßen. 

Organisationsreform stärker durch Verbesserung der Binnensteuerung,  Prozessop-
timierung und Qualitätsmanagement ergänzen 

Positiv zu bewerten ist die angestrebte und zum Teil auch schon realisierte Reduzie-
rung der Abteilungen und Referate, die insgesamt zu einer Verschlankung der Orga-
nisationsstrukturen führt. Dabei gehen allein von den Strukturvereinfachungen noch 
                                                 
84  Im Mittelpunkt standen die Abschaffung bisheriger Widerspruchsverfahren und Vorverfahren bei 

aufsichtlichen Verwaltungsakten gegenüber Zweckverbänden. 
85  Dieses Gesetz wird allerdings häufig auch kritisch gesehen, da hiervon im weiteren wenig Re-

formwirkung ausging. 
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keine unmittelbaren Effizienz- und Qualitätsverbesserungen des Verwaltungshan-
delns aus, solange sie nicht mit Faktoren eines umfassenden Qualitätsmanagements 
verknüpft werden. Bei den Abteilungen war laut Koalitionsvereinbarung eine Reduk-
tion von 54 auf 45 geplant; im Prozessverlauf wurde dann eine Reduktion auf 42 an-
gestrebt und am 20. August 2002 durch die Landesregierung beschlossen.86 Bei den 
Referaten geht es vor allem um Zusammenführungen bei Kleinstreferaten (unter 5 
Beschäftigten), um eine Streichung von nicht mehr existierenden Referaten aus den 
Strukturlisten, um Korrekturen bei Referaten mit zwei Referatsleitern.87  

Daneben wurden und werden – wie teilweise bereits weiter oben dargestellt – inner-
halb der Ressorts Behörden und Dienststellen reduziert, die Gesamtstrukturen ge-
strafft, so  

– bei den Polizeipräsidien (Reduzierung von 6 auf 2), 
– bei den staatlichen Schulämtern (von 18 auf 6), 
– bei den unteren Forstbehörden (Ämtern für Forstwirtschaft) von 18 auf 10, bei 

den Oberförstereien (Regionalteams) von 111 auf 72, bei den Revieren von 656 
auf 504, 

– die Bündelung von Aufgaben im neuen Amt für Verbraucherschutz und Land-
wirtschaft, 

– die Schließung von Zweigstellen und Nebenstandorten bei Gerichten, 
– die Zusammenführung von Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfürsorge, 
– die Zusammenführung der Eichämter im Landesamt für Mess- und Eichwesen, 
– ähnlich die Zusammenführung von Bergämtern, 
– die Zusammenführung von Bau- und Liegenschaftsverwaltung, was mit einer 

Reduzierung von 9 auf 4 Ämter verbunden sein wird. 

Die Aufzählung ist damit nicht abgeschlossen. Gearbeitet wird nunmehr auch daran, 
Strukturvereinfachungen über Ressortgrenzen hinaus zu realisieren. Dies ist schwie-
riger als ressortinterne Strukturvereinfachungen, stößt auf Egoismen der Ministerien 
mit ihrer bisher uneingeschränkten Organisationshoheit. Ressortübergreifende Ansät-
ze in dieser Richtung werden zum Beispiel bei den Laborkapazitäten, bei den Fahr-
zeugpools, Bibliotheken diskutiert – zum Teil mit gegensätzlichen Auffassungen 
(Laborkapazitäten88).  

                                                 
86  Prinzipiell erbringen alle Ressorts einen Beitrag zur Reduzierung von Abteilungen. Nicht immer 

war dabei von vornherein einsichtig, ob die Einsparung von Abteilungen in jedem Falle einen Sinn 
ergibt (so im MdF). 

87  Insgesamt bestanden im Januar 2002 290 Referate, darunter 57 Kleinstreferate unter 5 Mitarbei-
tern/Mitarbeiterinnen. Die Anzahl der Referatsleiter betrug (im Zusammenhang mit einigen Dop-
pelbesetzungen) 297; vgl. Landtag DS 3/4035. 

88  Position des AVO war es, die Laborkapazitäten im Lande zu bündeln. Das MLUR bezog hierzu 
Mitte 2001 die Position, dass in der neuen Verbraucherschutzbehörde (Landesamt für Verbrau-
cherschutz und Landwirtschaft; konstituiert zu Beginn des Jahres 2002) nur alle verbraucher-
schutzbezogenen Aufgaben gebündelt werden sollten, während die umweltschutzbezogenen La-
boraufgaben weiterhin im Landesumweltamt wahrgenommen werden sollten. Statt des AVO-
Vorschlages sei ein landesweiter Laborverbund zielführender. Ein Jahr später (August 2002) hat-
ten sich die Positionen von MLUR und AVO in diesem Punkt angenähert: Einerseits ging der 
AVO auf die Forderung zur Bündelung der Laborkapazitäten aller Ressorts ein und visierte damit 
die Bildung eines neuen Landesbetriebes an. Andererseits verzichtete das MLUR auf die organisa-
torische Trennung der Laboraufgaben in LUA und LVL und sprach sich für die Bündelung der 
Laborkapazitäten in einer eigenen Einrichtung im Zeitraum der nächsten Legislaturperiode aus. 
Zugleich verweist das MLUR ausdrücklich darauf, dass die Errichtung eines Landesbetriebes nur 
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Eine Neuorganisation der innerbehördlichen Aufgabenverteilung zwischen obersten 
Landesbehörden/Landesoberbehörden und allgemeinen wie „sonstigen“ unteren 
Landesbehörden wurde noch nicht systematisch angegangen. Hier sind noch viele 
Aufgaben zu lösen. 

Auch gewinnen weitere Strukturfragen, an denen bisher noch nicht gearbeitet wird, 
an Bedeutung: Kann die traditionell arbeitsteilige Verwaltungsstruktur durch eine 
quer liegende, flexible Struktur an zeitweiligen oder auch längerfristig bestehenden, 
zielorientierten Projektgruppen ergänzt werden: mit eigenständigen Kompetenzen; 
ohne Weisungsrechte aus den Herkunftsstrukturen? Ist dies nur innerhalb von Minis-
terien oder auch ressortübergreifend möglich und sinnvoll?  

So wichtig Organisationsreformen sind, führen sie doch nicht automatisch zur Ver-
besserung von Ablaufprozessen, zu mehr Effizienz, zu besseren Wirkungen oder 
besserer Qualität des Verwaltungshandelns. Sie erscheinen – wie auch viele Inter-
views zu dieser Studie ergaben – oft als „Kosmetik“ oder als Selbstzweck und för-
dern von daher nicht die Motivation der Beschäftigten. Organisationsveränderungen 
ohne den gleichzeitigen Versuch zu einer Verbesserung von Verfahrensabläufen, 
ohne Prozessoptimierung und Qualitätsmanagement führen nicht zu den gewünschten 
Effekten. Und dies ist einer der gravierenden problematischen Punkte des gegenwär-
tigen Verwaltungsreformprozesses in Brandenburg. Zwar gibt es auch hier positive 
Beispiele (Apothekenaufsicht), überwiegend wird dieser Zusammenhang jedoch, der 
im übrigen zwingend die Einbeziehung der Ideen und Arrangements der Mitarbeiter/-
innen verlangt, nicht systematisch hergestellt. In anderen Bundesländern – so zum 
Beispiel in Sachsen – wird systematisch am „Baustein Prozessoptimierung“ als ei-
nem der zentralen Punkte der Verwaltungsreform gearbeitet. In Bayern besteht expli-
zit eines der Reformziele darin, die Aufgaben der obersten Landesbehörden auf stra-
tegisch-konzeptionelle Kernaufgaben zu konzentrieren, während die operativen Auf-
gaben auf den nachgeordneten Bereich delegiert werden. 

Leistungsvergleiche zwischen den Behörden sind eine der zentralen Methoden, die zu 
Verbesserungen sowohl der Aufbau- als auch der Ablauforganisation führen und 
zudem Mitarbeitermotivation befördern können. Für Leistungsvergleiche bzw. Wett-
bewerbs-Surrogate sind in Brandenburg noch keine Grundlagen geschaffen worden. 
Sie haben erst dann eine objektivierbare Grundlage, wenn eine klarere Transparenz 
bei Kosten, Qualitäts- und Wirkungszielen erreicht ist. In Brandenburg würde ein 
„Sprung“ in diese Richtung mit der vorgesehenen Verbreiterung der KLR geschafft – 
hinsichtlich der Transparenz bei Qualitäts- und vor allem bei Wirkungszielen sind 
allerdings bisher noch wenig Aktivitäten entwickelt worden (am ehesten werden der-
zeit diverse Ansätze für Qualitätsmanagement diskutiert und als Pilotprojekte einge-
führt). Die Arbeit mit Zielvereinbarungen ist noch nicht entwickelt, wurde aber durch 
AVO (Juni 2002) und Beirat (September 2002) auf der Grundlage von Ausarbeitun-
                                                                                                                                        

mit einer investiven Ertüchtigung der z.T. veralteten Laborbestände wirtschaftlich sinnvoll wäre. 
Weiterhin müssten auch aus den anderen Ressorts vorhandene Laborbestände angekoppelt wer-
den. Im September 2002 wurde das MLUR durch den AVO aufgefordert, die Bündelung der La-
borkapazitäten im eigenen Geschäftsbereich bis Anfang des Jahres 2004 in der Form eines Lan-
desbetriebes zu vollziehen, verbunden mit der Bitte, bis Ende März 2003 eine Kabinettsvorlage 
zur Umsetzung einer Laborkonzeption vorzulegen (Umwandlung in Landesbetrieb; Integration der 
Labore anderer Geschäftsbereiche; Standortkonzept; Investitionskonzept). 
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gen der StV als Kabinettsvorlage konzipiert. Binnenorganisatorisch verlaufen die 
Verwaltungsprozesse bisher noch weitgehend nach altem Muster. Für dezentrale 
Ressourcenverantwortung, Kontraktmanagement und Controlling gibt es erst wenige 
Ansätze. 

Aufgabenkritik fragwürdig orientiert und in der Praxis beeinträchtigt 

Wenngleich die Aufgabenkritik in Brandenburg von Anfang an zu den zentralen 
Punkten des Verwaltungsoptimierungsprozesses gehören sollte, sah es in der Praxis 
anders aus. Wie bereits im Abschnitt 2.1 dargelegt, geriet die Aufgabenkritik sehr 
schnell unter die Dominanz der Personalbedarfsplanung, verlor damit ihre eigenstän-
dige Bedeutung und wird auch heute noch eher auf die Umsetzung der Personalbe-
darfsplanung orientiert statt aus der Aufgabenkritik Schlussfolgerungen für Aufga-
benwahrnehmung, Strukturen und Personalbedarf abzuleiten.  

Aufgabenkritik wird schon im „Gesetz über Grundsätze und Vorgaben zur Optimie-
rung der Landesverwaltung“ (Fassung vom 18.12.2001) innerhalb § 1 Abs 2 wider-
sprüchlich dargestellt: zu Beginn als Instrument der Umsetzung von Personalbedarfs-
planung, am Ende des gleichen Absatzes als Voraussetzung für Aufgaben- und Per-
sonalbedarfsplanung. Das ist jedoch ein großer Unterschied. Würde die Aufgabenkri-
tik als Voraussetzung der Personalbedarfsplanung betrieben – was gegenwärtig we-
der praktiziert wird noch beabsichtigt ist – müsste die Aufgabenkritik neben der kon-
kreten Zuständigkeit der Ressorts – sofern grundsätzliche, rahmensetzende bzw. ü-
bergreifende Fragen der Aufgabenwahrnehmung durch die Landesverwaltung betrof-
fen sind – ergänzend auch von einem neutral oder breiter zusammengesetzten Gre-
mium wahrgenommen werden.89 Denn solange Aufgabenkritik allein innerhalb von 
Ressorts betrieben wird, kann es nur als Illusion angesehen werden, diese mit dem 
Ziel von Aufgabenreduzierungen und Stelleneinsparungen zu betreiben. Ob hierbei 
solche Vorgaben bzw. Handlungsempfehlungen helfen wie jene, dass für mindestens 
50% der untersuchten Aufgabenbereiche Vorschläge zu erarbeiten sind, die eine effi-
zientere Aufgabenwahrnehmung oder die Reduzierung der Aufgabe zum Gegenstand 
haben, kann bezweifelt werden.90 Allein aus den Ressorts heraus kann man zum Bei-
spiel nicht die Frage beantworten, ob es in einem Bereich sinnvoll ist, bei 75% der 

                                                 
89  Diese Handlungsempfehlung wird in dem bereits erwähnten (Abschnitt 2.1) Dokument zur Auf-

gabenkritik vom Dezember 2001 (veröffentlicht Februar 2002) formuliert (AVO, in Zusammenar-
beit mit Uni Potsdam). Dies könnten auch Gutachter sein, allerdings bedürften ihre Ergebnisse 
wiederum der Bewertung durch Politik- und ressortübergreifende Gremien. In Berlin wurden auf-
gabenkritische Vorschläge ebenfalls durch eine externe Kommission unterbreitet (Expertenkom-
mission „Staatsaufgabenkritik“; Abschlussbericht vom 23.11.2001), in Sachsen-Anhalt übernahm 
in der letzten Legislaturperiode eine Arbeitsgruppe der Parlamentsfraktionen SPD und PDS diese 
Aufgabe, gestützt auf den Verwaltungsreformausschuss. Hier waren die Ministerien zuvor zwar 
ebenfalls zu aufgabenkritischen Anstrengungen aufgefordert, deren Ergebnisse jedoch (erwar-
tungsgemäß) begrenzt blieben und durch die Parlamentsgruppe in der Regel deutlich revidiert 
wurden. In Berlin hat der Senat mittlerweile eine Liste von Aufgaben beschlossen, für deren Ü-
bernahme private oder andere Organisationen/Unternehmen Interessenbekundungen verlautbaren 
können. Voraussetzung ist eine Verbesserung von Leistungen, Qualitäts- und Kostenmerkmalen. 

90  In einer Reihe von Ministerien spielten Gutachten von Unternehmensberatungen eine herausra-
gende Rolle, um hieran anknüpfend über Struktur- und Aufgabenveränderungen nachzudenken. 
Dies trifft zum Beispiel auf Gutachten in Bezug auf die Polizeireform zu. Auch das Gutachten 
(Mummert & Partner) zur Straßenbauverwaltung, das diesem Bereich insgesamt „gute Noten“ 
ausstellt, spielt eine wichtige Rolle für die Umsetzung Modernisierungsprozesses. 
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Aufgaben eine Reduzierung zu erwägen, in einem anderen aber bei 75% eine Erwei-
terung der Aufgaben. Durch die Beschränkung der Aufgabenkritik auf die Ressorts 
können nicht zuletzt deshalb Verzerrungen, Disproportionen bei der Aufgabenwahr-
nehmung entstehen, weil die gegenwärtig bestehende Aufgabenverteilung zwischen 
den Ressorts neben Sacherwägungen auch durch den konkreten historischen Weg der 
Entwicklung der Landesverwaltung, durch den Einfluss von politischen und anderen 
Akteurskonstellationen begründet ist. 

Es stellt sich also die Frage, ob es dabei bleiben wird, die bereits beschlossenen Per-
sonalreduzierungen bis zum Jahre 200691 – sie sind auch strukturell bereits auf die 
Ressorts und Politikfelder aufgeteilt – aufgabenkritisch im Nachhinein noch „zu be-
gründen“ oder ob es gelingt, in den nächsten Jahren – gestützt auf die bisherigen Er-
fahrungen – einen Neuansatz der Aufgabenkritik aufzubauen, bei dem Zweck- und 
Vollzugskritik die Voraussetzung für eine Neubestimmung von Aufgaben, Aufgaben-
teilungen, Aufgabenwahrnehmung und Aufgabengewährleistung – letztlich auch von 
quantitativer und vor allem qualitativer Personalbedarfsplanung (z.B. Weiterbil-
dungsplanung92) – bilden. Eine solche Aufgabe muss in den Ressorts zwar verankert 
sein, fordert aber ergänzend auch ressortübergreifende Kompetenz, unter Einbezie-
hung des politischen Raumes und externer Sachverständiger. Dies trifft auch zu, 
wenn Aufgabenkritik perspektivisch auf Grundlage der Kosten-Leistungsrechnung 
und Benchmarking-Verfahren betrieben wird. Auch dann stellt sich die Frage, ob 
höhere Kosten in einem bestimmten Bereich von vornherein als negativ zu bewerten 
sind oder als akzeptable bzw. gewünschte Prioritätensetzung. Ohnehin wird die Kos-
ten-Leistungs-Rechnung nicht in alle Aufgabenbereiche eindringen können, bleibt die 
Notwendigkeit politischer Prioritätensetzungen. So wird sich begleitend die Frage 
nach der Zukunft des Staates und des öffentlichen Sektors stellen, nach einer mögli-
cherweise neuen Aufgabenteilung und Kooperation zwischen Staat, Kommunen und 
Gesellschaft, nach dem angestrebten und leistbaren Einsatz von öffentlichen Mitteln 
für bestimmte Aufgaben (vgl. hierzu die nachfolgenden Ausführungen).  

Defizitäre Rolle des politischen Raumes und ordnungspolitischer Orientierungen zum 
öffentlichen Sektor 

Auffällig ist in Brandenburg die stark defizitäre Rolle des politischen Raumes, insbe-
sondere des Parlaments, in Fragen der Verwaltungsmodernisierung. Dies muss schon 
erstaunen, handelt es sich doch bei der Landesverwaltung nicht nur um den mit Ab-
stand größten Arbeitgeber im Lande, um den mit Abstand größten, beeinflussbaren 

                                                 
91  Vgl. dazu auch Kapitel 3.1. 
92  Ein Eckpunktepapier zur beruflichen Fortbildung in der Landesverwaltung wurde von ver.di erar-

beitet. Es zielt u.a. auf eine Fortbildungsvereinbarung. Seitens der StV wurde ein Weiterbildungs-
bedarf in den nächsten zwei Jahren in Höhe von 3400 Teilnehmern ermittelt. Im Jahre 2001 gab es 
demgegenüber nur 460 Teilnehmer an Fortbildungsprogrammen. Zu seiner Realisierung sollen 
auch Dozenten aus dem Bereich der Landesverwaltung eingesetzt werden (Dozentenpool). Seitens 
des Innenministeriums wird an einer neuen Fortbildungskonzeption für die Landesverwaltung ge-
arbeitet, nachdem es bereits seit dem Jahre 2000 diverse Fortbildungskonzeptionen (Qualifizie-
rungskonzeptionen) gab. Seitens der Landesakademie für öffentliche Verwaltung und dem Innen-
ministerium wurde (Juni 2002) ein Konzept „Netzwerk Aus- und Fortbildung für den öffentlichen 
Dienst in Brandenburg“ entwickelt. Bei der Landesakademie (LAKöV) selbst wird eine Neuorga-
nisation geprüft (Beiratssitzung September 2002). 
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„Ausgabeposten“ im Haushalt sowie – nicht zu unterschätzen – um über 70.000 
Wählerinnen und Wähler, die hier beschäftigt sind. Das Parlament scheint aber bisher 
seine „landesreformerischen“ Aktivitäten weitgehend auf die Haushaltsplanung zu 
beschränken. Möglicherweise liegt dies sowohl daran, dass für die Abgeordneten die 
Probleme des eigenen Wahlkreises näher liegen oder dass die bisherigen fachlichen 
MdL-Zuständigkeiten wie auch Arbeitskreise und Ausschuss-Strukturen nach Poli-
tikfeldern segmentiert sind; möglicherweise handelt es sich auch um Kompetenzdefi-
zite.  

Die Verantwortung für Probleme der Landesverwaltungsmodernisierung fällt derzeit 
noch insbesondere auf den Hauptausschuss des Parlaments; die Einberufung eines 
Sonderausschusses zur Verwaltungsmodernisierung – wie dies beispielweise in Ber-
lin seit langem betrieben wird – wurde trotz eines entsprechenden Vorschlages des 
AVO noch nicht realisiert. Eine gemeinsame Beratung des Beirates mit Fraktionsvor-
sitzenden, die vom Beirat vorgeschlagen wurde, ebenfalls noch nicht. Von den Frak-
tionen im Landtag gingen eine ganze Reihe von („kleinen“ und „großen“) Anfragen 
an die Landesregierung zu Teilaspekten der Verwaltungsreform aus.93 Die Beschäfti-
gung mit Einzelaspekten der Verwaltungsreform ist andererseits damit verbunden, 
dass den Fraktionen (mehr noch den Landesverbänden der Parteien) die Gesamtzu-
sammenhänge der Verwaltungsreform auf der Landesebene zu wenig im Blick sind. 

Mit der defizitären Rolle der politischen Parteien und des Parlaments ist – bezogen 
auf das Land Brandenburg – die fehlende übergreifende Debatte verbunden, welche 
Aufgaben der Staat und im weiteren der öffentliche Sektor in Zukunft wahrnehmen 
sollen und welche Qualität diese Aufgabenwahrnehmung haben soll. Die gegenwär-
tig immer wieder aus den Ministerien dargelegte Position, der Staat müsse sich auf 
„Kernaufgaben“ beschränken, reicht nicht aus und ist noch nicht einmal dahingehend 
untersetzt, worin denn diese „Kernaufgaben“ heute und in Zukunft bestehen. Sie er-
scheint, so wie sie heute gebraucht wird, eher als nebulöses Argument und Pauschal-
legitimation für eine aus finanziellen Gründen für notwendig befundene, aber in ihren 
Konsequenzen letztlich nicht überschaubare Reduktionspolitik. 

Richtig ist zweifellos, in einer neuen übergreifenden Debatte nach einer neuen Ko-
operation und Aufgabenteilung zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen Öffentli-
chem und Privatem zu suchen, wobei die spezifische Situation im Osten Deutsch-
lands, der im Vergleich zum Westen Deutschlands noch weniger entwickelte Markt, 
weniger entwickelte private und intermediäre Sektor, eine noch weniger entwickelte 
Zivilgesellschaft und eine noch schlechtere Finanzsituation der Kommunen berück-
sichtigt werden müssen. Dennoch ist auch im Osten Deutschlands – sowohl im all-
gemeinen, dann jedoch im konkreten – die Frage nach einer neuen Verantwortungs- 
und Aufgabenteilung zwischen Staat und Gesellschaft (Staat – Private – Kommunen 
– Gemeinnützige – Public-Private-Partnerships), nach einer Unterscheidung von Ge-
                                                 
93  So eine Große Anfrage der PDS-Fraktion zur Forstreform (DS 3/4601), ein Entschließungsantrag 

der SPD- und der CDU-Fraktion zur Weiterführung der Funktionalreform (DS 3/4389), Kleine 
Anfragen der CDU-Fraktion zur „Scholz-Kommission“ bei der Berliner Verwaltungsreform (DS 
3/3887), zur Zusammenführung der Steuerabteilungen der Oberfinanzdirektionen Berlin und Cott-
bus (DS 3/4649) sowie zur Wasserschutzpolizei (DS 3/4200), Kleine Anfragen aus der PDS-
Fraktion zu den Strukturen der Abteilungen und Referate (DS 3/3795) sowie zur Bauabteilung in 
der Oberfinanzdirektion Cottbus (DS 3/3482) u.a.m. 
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währleistungs- und Vollzugsverantwortung, nach Bürger- und Gesellschaftsaktivie-
rung im Sinne auch der Entwicklung einer „zivilen Gesellschaft“, nach mehr Effekti-
vität (Wirkung) und Effizienz (Wirtschaftlichkeit) staatlichen Handelns und nicht 
zuletzt nach einer neuen Verantwortung für die Sicherung des Gemeinwohls und 
sozialen Ausgleichs zu stellen. Treffend wird hierfür der Begriff „kooperativer Staat“ 
oder – mit etwas anderem Akzent – „Gewährleistungsstaat“ gebraucht: Der Staat 
wird zum Gewährleister, „Enabler“ („Ermöglicher“), Regulierer öffentlicher Leistun-
gen und bleibt in neu zu bestimmender Weise auch deren Produzent.94 In der For-
schungskonzeption der Hans-Böckler-Stiftung werden diese Zusammenhänge wie 
folgt widergespiegelt: 

„Aus diesen Entwicklungslinien wird eine neue Rolle für den Staat abgeleitet, die mit sehr unter-
schiedlichen Begriffen wie ‚Kooperativer Staat’, ‚Verhandlungsstaat’, ‚vernetzter’, ‚moderieren-
der’, ‚aktivierender’ oder auch ‚Steuerungsstaat’ etikettiert wird. Alle diese Begriffe weisen jedoch 
einen gemeinsamen Bezugspunkt auf: Die Beobachtung, dass Politik und Verwaltung in vielen 
Aufgabenfeldern nur durch die Beteiligung von und die Zusammenarbeit mit anderen gesellschaft-
lichen Akteuren Probleme identifizieren, bearbeiten und lösen können. Der ‚kooperative Staat’ 
formuliert dabei Rahmenbedingungen, entwickelt Anreizstrukturen und organisiert Beteiligungs-
verfahren und Diskussionsprozesse, um wirksame, sozial akzeptable und sozial verträgliche Re-
sultate zu ermöglichen (Gemeinwohl; Vermeiden von ‚öffentlicher’ Armut und ‚privatem’ Reich-
tum).“95  

Zweifellos ist zu diesen Fragen ein Bedarf an öffentlicher und Expertendiskussion 
entstanden. Denn diese Konzepte sind nicht homogen, weisen in verschiedene Rich-
tungen, die in der Diskussion und in der Praxis auszufüllen sind. Im Gegensatz zu 
einer neoliberalen Auslegung ist zum Beispiel genauso eine Spezifizierung denkbar 
und gerade für die ostdeutschen Verhältnisse angebracht, nach der sich der Staat 
nicht einfach aus der eigenen Aufgabenwahrnehmung zurückzieht, sondern um eine 
bessere und wirtschaftlichere Aufgabenwahrnehmung als dies durch andere möglich 
scheint, ringt, kämpft. Er stellt sich dem Wettbewerb um öffentliche Dienstleistun-
gen, betrachtet dabei als Ziel nicht einen möglichst „schlanken“ oder gar schwachen 
Staat, sondern ein um vieles leistungsfähigeren und attraktiveren Staat, der sich nur 
dann vom eigenen Vollzug von Aufgaben entlastet und auf die „Gewährleistungs-
funktion“ zurückzieht, wenn sie von anderen in besserer Qualität und kostengünsti-
ger wahrgenommen werden können. Daneben spielen neue Formen der Verbindung 
von öffentlichen und privaten Aufgabenfinanzierungen eine Rolle. Wachsende Be-
deutung erlangen die Sicherung von gemeinwohlorientierten Aufgaben und sozialen 
Ausgleichs in der Gesellschaft durch den Staat. Diese hier vorgeschlagene Auslegung 
wäre alles andere als ein staatsreduktionistisches Modell und würde sowohl eine Mo-
dernisierungslinie vorzeichnen als auch gerade auf den „ostdeutschen Transformati-
onsfall“ passen. 

Angesichts dieser Veränderungen der Rolle des Staates bleibt es zu dürftig und letzt-
lich verfehlt, die neue Aufgabenteilung zwischen Staat und Gesellschaft mit dem Ziel 

                                                 
94  Vgl. hierzu auch C. Reichard: Staat- und Verwaltungsmodernisierung im „aktivierenden Staat“. 

In: Verwaltung und Fortbildung 1999, S. 117-130. Reichard beschränkt sich bei seinen Darlegun-
gen nicht auf die genannten Gesichtspunkte, sondern zeigt Ansatzpunkte auf, die auch eine parti-
zipativ-demokratische, zivilgesellschaftliche Auslegung oder Weiterführung des Gewährleistungs-
staatsmodells ermöglichen könnten. 

95  Forschungsförderungsprogramm der Hans-Böckler-Stiftung, Juni 2002, S. 20. 
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zu betreiben, möglichst viele Aufgaben abzugeben, wenn dies mit gleichen Kosten 
wie bisher zu machen ist. Genau darauf zielt die „Umkehr der Beweislast“. Die im 
Zusammenhang mit der „Rahmenkonzeption“ (April 2001) explizierte ordnungspoli-
tische Orientierung der Landesregierung auf Wirtschaftlichkeit und die Konzeption 
zur Fortsetzung der Aufgabenkritik (Dezember 2001) sehen eine solche „Umkehr der 
Beweislast“ hinsichtlich des Verbleibs von Aufgaben bei der Landesverwaltung vor. 
Dies bedeutet, dass die Verwaltung nachweisen solle, dass ihre unmittelbare Aufga-
benerfüllung wirtschaftlicher, d.h. sparsamer und effizienter ist, wenn keine Aufga-
benübertragung auf andere erfolgen soll. Hierfür müsse sie sich intern so organisieren 
(insbesondere durch Gründung von Landesbetrieben und durch Kosten-Leistungs-
Rechnung), dass ein Vergleich mit der Wirtschaft möglich wird.96 

Hierzu sind zumindest folgende drei Anmerkungen zu machen: Erstens muss es 
möglich bleiben, Aufgabenbereiche des öffentlichen Sektors aus gesellschaftspoliti-
schen Gründen auch dann im öffentlichen Sektor zu halten, wenn unter Umständen 
die eigene Aufgabenwahrnehmung teurer ist als das Auslagern dieser Aufgabe an 
Private. Hierzu müssen eine ganze Reihe von Bedingungen berücksichtigt werden, 
darunter die Frage nach der Sicherung gemeinwohlorientierter Aufgabenwahrneh-
mung, die Frage von Preiserhöhungen für die Kunden oder Lohn-
/Gehaltsverschlechterungen bei Beschäftigten in privatisierten Betrieben. Die Ent-
scheidungen hierüber werden im Einzelfall politisch zu treffen sein. Zweitens be-
schwört die Landesregierung zwar eine „Umkehr der Beweislast“; es sind aber keine 
Aufforderungen zu erkennen, dass der öffentliche Sektor in diesem Wettbewerb bes-
ser als der private abschneiden soll. Eher entsteht der Eindruck, dass man froh sein 
müsse, wenn der öffentliche Sektor ineffizienter ist und deshalb eben Aufgaben ab-
geben muss. Drittens besteht eine weitere wichtige Frage darin, inwieweit überhaupt 
reale Voraussetzungen dafür bestehen, eine „Umkehr der Beweislast“ zu entwickeln. 
In den ostdeutschen Bundesländern sind diese Voraussetzungen im Vergleich zu den 
alten Bundesländern bedeutend weniger entwickelt, weil leistungsfähige Anbieter für 
das Vorhalten öffentlich zu gewährleistender Aufgaben weniger – wenn überhaupt – 
vorhanden sind. In vielen ostdeutschen Regionen sind weder Markt noch leistungsfä-
hige Nachfrage entwickelt. Staat und Kommunen übernehmen hier Aufgaben, die die 
Gesellschaft bzw. Private noch nicht übernehmen können oder die bei einer Übertra-
gung auf andere Anbieter sogar kostenträchtiger würden. Landesentwicklungsgesell-
schaften, Wirtschaftsförderungsgesellschaften, Landesinvestitionsbank, Krankenhäu-
ser oder kommunale Institutionen wie Kindertagesstätten, Jugendfreizeitklubs, Sport-
stätten, Sozialeinrichtungen würden unter Umständen dramatisch nieder gehen, wenn 
sich Staat und Kommunen aus der Verantwortung drängen ließen. In den ostdeut-
schen Bundesländern – besonders in den entwicklungsschwächsten Regionen – ist 
deshalb besonders sorgfältig zu prüfen, welche Aufgaben sachgerechter und letztlich 
auch kostengünstiger neu verteilt werden können. 

                                                 
96  In der Praxis fällt diese ordnungspolitische Orientierung bescheidener aus. So prüft(e) die Landes-

regierung Privatisierungsmöglichkeiten zunächst in folgenden Bereichen: Liegenschaftsverwal-
tung, Kopierdienste/Großkopieraufträge, Botendienste innerhalb und außerhalb von Dienstgebäu-
den, Betreuung der Informations- und Sicherheitstechnik (Stand vom August 2001). 
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Um dies beurteilen zu können, muss aber der öffentliche Sektor den Wettbewerb um 
bessere und kostengünstigere Aufgabenwahrnehmung, um bessere Dienstleistungen 
annehmen, sollte hierzu mit der Einführung der Kosten-Leistungsrechnung und quali-
tativer Bewertungsparameter die Voraussetzungen eines nachvollziehbaren Wettbe-
werbes schaffen und Verkrustungen des öffentlichen Dienstes überwinden. Das ist 
die große Herausforderung. Die Gewerkschaftsseite verschließt sich einer solchen 
Orientierung auf Wettbewerb nicht, verwahrt sich aber vor einer Wettbewerbsorien-
tierung die ausschließlich auf niedrige Preise setzt und damit eine Lohn- und Sozial-
dumping-Spriale in Gang setzt. „Wettbewerb ist ein Instrument, aber kein Ziel“ – so 
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske.97  

Im Land Brandenburg werden öffentliche Reflexionen und Auseinandersetzungen um 
das Zukunftsbild des Staates wie auch um die Ziele und Inhalte des „Wettbewerbes“ 
verstärkt werden müssen, da ansonsten die Gefahr besteht, dass faktisch „unter der 
Hand“ und unreflektiert eine staatsreduktionistische Politik ihren Lauf nimmt. 

Institutionelle Steuerung qualifizieren 

Die bisherige institutionelle Steuerung der Verwaltungsoptimierung hat sich weitge-
hend bewährt. Wenn man jedoch bedenkt, dass dies erst ein Anfang der Verwal-
tungsmodernisierung ist, für dessen Zukunft gänzlich neue Fragen entstehen, die tief 
in die Gesellschaft hineinreichen, sollte rechtzeitig anhand der praktischen Erfahrun-
gen eine Stärkung bzw. institutionelle Optimierung der politischen und administrati-
ven Führung geprüft werden. Eine Ideallösung gibt es hierfür nicht, jedoch sollen 
folgende Gedanken vorgetragen werden: 

Das Regierungskabinett nimmt die grundsätzlichen, übergreifenden Aufgaben der 
politischen Steuerung der Verwaltungsreform wahr. Es hat sich in den letzten Jahren 
regelmäßig mit dem Fortgang des Verwaltungsreformprozesses befasst und – in der 
Regel auf der Grundlage von Vorlagen des AVO bzw. der StV – Grundsatzbeschlüs-
se gefasst. Die Erfahrungen von Nordrhein-Westfalen und anderer Bundesländer 
belegen, dass es von größter Bedeutung für Erfolge im Verwaltungsreformprozess 
und für die Entwicklung von Mitarbeitermotivation ist, inwieweit der Ministerpräsi-
dent persönlich das Anliegen der Verwaltungsreform symbolisch in die Öffentlich-
keit trägt und dieses Thema zur „Chefsache“ macht. Dies ist eine „conditio sine qua 
non“ jedes erfolgreichen Verwaltungsreformprozesses – eine offensivere Realisie-
rung würde gerade in ostdeutschen Ländern für die Menschen mit ihrem sozialisato-
risch begründeten Sinn für Pragmatik, klare Führung und Gerechtigkeit von großem 
Gewicht sein. 

Zentrales Steuerungsinstrument der Verwaltungsreform in Brandenburg ist der Aus-
schuss für Verwaltungsoptimierung (AVO), der im Auftrage des Kabinetts handelt. 
Dem AVO gehören regelmäßig der Chef der Staatskanzlei (als Vorsitzender) sowie 
die Staatsekretäre des Finanz- und des Innenministeriums an. In der neugefassten 
„Rahmenvereinbarung“ wird der AVO nicht mehr als „Staatssekretärsausschuss“ 

                                                 
97  Vgl. F. Bsirske: Wettbewerb darf nicht zu Lohndumping führen. In: Standort, Zeitschrift des 

ver.di-Fachbereiches Gemeinden, Juni 2002, S. 4. 
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bezeichnet, was prinzipiell die Möglichkeit offen lässt, den AVO zu erweitern. Der-
zeit nimmt der AVO sowohl politische Steuerungsaufgaben (grundsätzliche Zielset-
zungen) der Verwaltungsoptimierung wahr – in der Regel mittels Kabinettsvorlagen 
– als auch operative und verwaltungsorganisatorische Steuerungsaufgaben. Ob diese 
Verknüpfung von politischen und verwaltungsorganisatorischen Steuerungsaufgaben 
auch in Zukunft tragfähig ist, sollte hinterfragt werden. Obwohl sich die Tätigkeit des 
AVO bisher bewährt hat und seine Akzeptanz gestiegen ist, bleibt die unmittelbare 
Verknüpfung von politischen und verwaltungsorganisatorischen Aufgaben in staatli-
chen Institutionen immer ein Problem. Zu sehr können politische Grundsatzentschei-
dungen von verwaltungsorganisatorischen Problemlagen einseitig beeinflusst oder 
sogar ausgebremst werden.  

Hierfür liegen in den Bundesländern unterschiedliche Erfahrungen vor, die aber für 
Brandenburg nicht unbedingt geeignet scheinen. In Hessen liegt die zentrale Steue-
rung und Koordinierung der Verwaltungsreform bei der Staatskanzlei, jedoch sind 
noch vier Staatssekretäre im „Kabinettsausschuss Verwaltungsreform“ vertreten. In 
Hamburg sind in der Lenkungsgruppe des „Projekts Verwaltungsinnovation“ unter 
Leitung des Finanzstaatssekretärs alle Behörden und Bezirksämter, die Gewerkschaf-
ten und Berufsverbände vertreten. In Niedersachsen ist für die Aufgaben der Verwal-
tungsmodernisierung weitgehend das Innenressort zuständig, für die Einführung einer 
leistungsorientierten Haushaltswirtschaft das Finanzressort und für übergreifende 
Aufgaben (Formulierung von Zielen und Koordinierung des Gesamtprozesses) die 
Staatskanzlei. 

Der „Beirat“ ist derzeit nicht mehr und nicht weniger als ein Organ der Zusammen-
arbeit zwischen Landesregierung und Gewerkschaften/Beamtenbund. Der Beirat wird 
an der Entscheidungsfindung zur Verwaltungsoptimierung beteiligt. Er kann den 
Empfehlungen des AVO eigene Voten hinzufügen, über deren Realisierung letztlich 
die Landesregierung entscheidet. Wenn man bedenkt, dass zukünftig mehr denn je 
von den Aufgaben der Verwaltungsmodernisierung nicht nur die Interessen und 
Wahrnehmungen der Beschäftigten, sondern auch jene der Kommunen, des Unter-
nehmertums, von Berufsverbänden und Kammern tangiert werden, wäre es denkbar, 
den Beirat zu einer Art politisch-gesellschaftlichem, öffentlich agierenden Begleit-
ausschuss oder „Lenkungsgremium“ zu erweitern – als beratendes Organ der Landes-
regierung, die im Rahmen der durch den Landtag verabschiedeten Gesetze nach wie 
vor die zentrale Entscheidungskompetenz behält. Alternativ – und dies scheint ange-
messener – könnte die Funktion des Beirates auf seine bisherigen Aufgaben begrenzt 
bleiben, zumal die vertraglich geregelten Beziehungen zwischen Regierung und Ge-
werkschaften angesichts der Haushaltslage und des Fortschreitens des Reformprozes-
ses zunehmend komplizierteren Bewährungssituationen ausgesetzt sein werden. 
Dann wäre aber zu erwägen, ein neues, breiter zusammengesetztes politisches Len-
kungsgremiums als beratendes Organ der Landesregierung zu konstituieren. Auf die-
se Weise würden politische und verwaltungsorganisatorische Verantwortung klarer 
getrennt und gleichzeitig eine größere Breite des politischen Spektrums sowie der 
vielfältigen Interessenbereiche im Lande, die zunehmend von den Verwaltungsre-
formprozessen betroffen sein werden, involviert. 



Frank Berg: Verwaltungsreform und Personal im Land Brandenburg 

KWI-Arbeitshefte 5 (2002) 

 

63 

Die bei der Staatskanzlei angesiedelte Stabsstelle für Verwaltungsmodernisierung 
(StV) dient der Unterstützung des AVO und gleichzeitig als Geschäftsstelle des Bei-
rates. Die StV ist aber letztlich die eigentlich „arbeitende Ebene“ in allen Punkten der 
ressortübergreifenden Steuerung und Koordinierung der Verwaltungsreform. Deshalb 
ist es ein Fortschritt, dass nunmehr diese Arbeitsgruppe mit einem eigenen Bestand 
an Planstellen ausgerüstet ist und die Mitarbeiter der StV nicht mehr aus den Ressorts 
„delegiert“ werden, somit nicht mehr Abhängigkeiten zu den Ressorts stehen. Andere 
Länder (wie Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg oder Rheinland-Pfalz) haben 
ebenfalls Stabsstellen geschaffen, deren Leiter in der „Laufbahn-Hierarchie“ entspre-
chend hoch angesiedelt sind (leider ist das Hierarchie-Denken in den öffentlichen 
Verwaltungen Deutschlands noch immer sehr ausgeprägt) und daher mehr Spielraum 
für die Steuerung ressortübergreifender Fragen der Verwaltungsmodernisierung er-
halten. Diese ressortübergreifenden Fragen der Verwaltungsmodernisierung werden 
aber in Zukunft deutlich an Gewicht gewinnen – für ihre Durchsetzung ist der institu-
tionelle Steuerungsrahmen gegenüber der organisationshoheitlichen Allmacht der 
Ressorts derzeit noch zu schwach ausgestattet. 

Schwerpunkte setzen und Querschnittsaufgaben stärken 

Obwohl, wie im Abschnitt 2.1 dargelegt, eine Reihe von Querschnittsaufgaben der 
Verwaltungsreform angegangen wurden und weiteres in dieser Hinsicht geplant ist, 
bestehen hier Defizite. Eine durchgreifendere ressortübergreifende institutionelle 
Steuerung könnte sowohl über die Beauftragung einzelner Ministerien als auch über 
zentrale Steuerungsgremien realisiert (AVO; StV; KPM) werden. So liegt zum Bei-
spiel eine Festlegung der Zuständigkeit des Innenministeriums für Fragen des Ab-
baus von Normen und Standards98, der Zuständigkeit des Finanzministeriums für die 
Einführung der KLR, die Zuständigkeit der Staatskanzlei für weitere Aspekte des 
Neuen Steuerungsmodells (Zielvereinbarungen, Aufbau von Controllingsystemen) 
nahe.99 In Bezug auf das Personal haben daneben das Innenministerium (Beamten-
Dienstrecht) sowie das Finanzministerium (in Bezug auf Tarifrecht für Arbeiter und 
Angestellte, zum Beispiel Regelungen für Altersteilzeit, Vorruhestand, auch finan-
zielle Aspekte des Dienstrechts) einige ressortübergreifende Kompetenzen. Die KPM 
gibt ressortübergreifend Hilfestellungen für den Aufbau eines modernen Personalma-
nagements. Verbindliche Vorgaben und Kontrollen könnten die zuständigen Ministe-
rien oder zentralen Steuerungsgremien jedoch gegenüber den Ministerien derzeit 
nicht durchführen, solange sie nicht als verbindliches Recht vorliegen (und auch dann 
verbleiben die Kompetenzen in den Ressorts). Sie bleiben auf die freiwillige „Mitar-
beit“ der Ministerien angewiesen, was Blockaden geradezu vorprogrammiert. Ohne 
die Rücknahme von Ressortkompetenzen zugunsten übergreifender, institutionell 
geregelter Querschnittsaufgaben wird der Verwaltungsreformprozess nicht in dem 
notwendigen Tempo und in der notwendigen Qualität durchgeführt werden können.  

                                                 
98  Im Innenministerium selbst wird derzeit intensiv an dem Projekt „Minus 50“ gearbeitet. Eine 

Ausdehnung dieses Projektes auf andere Ministerien unter Koordination des Innenministeriums 
läge nahe und wird derzeit vorbereitet. 

99  In Bezug auf MdF und CdS wurden diese ressortübergreifenden Zuständigkeiten so im September 
2001 festgelegt. 
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Dabei geht es – über die bisher bereits eingeleiteten Ressortabstimmungen hinaus – 
um zentrale, geradezu um strategische Fragen ressortübergreifender Zusammenarbeit 
wie zum Beispiel folgende:  

– um das Verhältnis von Land, Regionen und Kommunen,100  
– um Kommunalisierung bzw. Privatisierung, Public-Private-Partnership-Modelle, 

Outsourcing-Modelle,101 bei bisher durch das Land wahrgenommenen Verwal-
tungsaufgaben,  

– um die Bündelung und Vereinfachung des Förderwesens (Wirtschaft, Arbeit, 
Städtebau, Kultur etc.),102  

– um eine durchgreifendere ressortübergreifende Koordinierung der Weiterbil-
dung,103 um einen vereinfachten ressortübergreifenden Austausch von Beschäf-
tigten und andere Aspekte des Personalmanagements,  

– um systematische Verbesserungen der Dienstleistungsqualität der Verwaltung 
sowie der systematischen Einbeziehung von Bürgerengagement und Bürgervor-
schlägen,104  

– um das Thema „Jugend und Gesellschaft“,  
– um gebündelte Vorbereitungen auf die Ost-Erweiterung der EU,  
– um ressortübergreifende Abstimmungen der angestrebten Fusion mit Berlin.105  

                                                 
100  In Niedersachsen besteht zwar auf Grund anderer struktureller Voraussetzungen und einer dreistu-

figen Landesverwaltung eine völlig andere Situation als in Brandenburg, dennoch ist zur Kenntnis 
zu nehmen, dass die Entwicklung von Regionalmanagement (u.a. über Zielvereinbarungen mit 
den Bezirksregierungen) und der Förderung einer kooperativen Regionalpolitik einen hochrangi-
gen Stellenwert im Rahmen der Verwaltungsreformprozesse einnimmt. In Nordrhein-Westfalen 
wurde bei den Bezirksregierungen ein Regionalrat mit umfassenden Auskunfts- und Mitwirkungs-
rechten, auch bei der Vergabe von Fördermitteln, konstituiert. 

101  Dies ist allerdings schwierig angesichts einer Situation, da das Personal zur Bewältigung der 
betreffenden Aufgaben in der Landesverwaltung vorhanden ist und zusätzliche Mittel für die Inan-
spruchnahme externer Leistungen nicht vorhanden sind. 

102  Positiv zu werten ist die angestrebte Bündelung von Fördermittelverfahren über die Bildung der 
Zukunftsagentur Brandenburg (ZAB), womit im Bereich der Wirtschaftsförderung der Anspruch 
einer „One-Stop-Agency“ erfüllt werden soll, unterstützt noch durch den Aufbau regionale An-
sprechpartner der ZAB. Damit werden bisher jedoch nur wirtschaftliche Förderprogramme erfasst. 
Andere Förderprogramme, so in den Bereichen Arbeit, Wissenschaft, Kultur, Städtebau usw., 
bleiben ausgeklammert. Eine Vereinfachung des Förderwesens – wie dies andere Bundesländer 
anstreben oder realisierten – wurde noch nicht systematisch angegangen. In Bayern wurde z.B. 
rund ein Drittel der Landesförderprogramme eingestellt. Es wurden verfahrensmäßige Vereinfa-
chungen (Anhebung von Bagatellgrenzen, Umstellung auf Festbetragsförderung, Kostenpauscha-
lierungen) durchgesetzt. In ähnliche Richtung gehen Bestrebungen im Freistaat Sachsen und in 
anderen Bundesländern. 

103  Allein eine solche Aufgabe wie die Bildung eines Dozentenpools von Mitarbeitern bzw. Füh-
rungskräften aus der Landesverwaltung lässt sich nur ressortübergreifend lösen. 

104  In Bayerns Wettbewerb „Innovative Verwaltung 2001“, bei dem unter 68 Projekten die besten 
preisgekrönt wurden, stand die Einbeziehung der Bürger in die Erledigung öffentlicher Angele-
genheiten im Mittelpunkt. Das Vorschlagswesen (Vorschläge seitens der Bürgerinnen und Bürger) 
wurde umfassend reformiert. Es ist ein modernes, über elektronische Medien zugängliches 
Rechtsinformationssystem aufgebaut worden. Nicht nur in Bayern, sondern auch in Niedersachsen 
und anderen Bundesländern wird im Rahmen der Verwaltungsreform intensiv und mittels konkre-
ter Projekte an einer Förderung des ehrenamtliches Engagements gearbeitet. 

105  Die zu Ende der 90er Jahre in Brandenburg eingeleiteten Verwaltungsreformprozesse schlossen 
zunächst keine Abstimmung mit dem Verwaltungsreformprozess in Berlin ein – sie werden bis 
zum heutigen Zeitpunkt im wesentlichen unabhängig von einer bevorstehenden Fusion mit Berlin 
vorangebracht. Auf der brandenburgischen (wie auch auf der Berliner) Seite sind hierfür Interes-
senlagen der Ministerialverwaltung maßgebend, die frühzeitige Abstimmungsprozesse zwischen 
beiden Ländern mit Verlusten an eigenen Kompetenzen und Ressourcen verbunden sehen. Sowohl 
von der Landesregierung als auch von Gewerkschaftsseite wird davon ausgegangen, brandenbur-
gische Interessen bei den Verhandlungen der Brandenburg-Berliner Arbeitsgruppen wahrzuneh-



Frank Berg: Verwaltungsreform und Personal im Land Brandenburg 

KWI-Arbeitshefte 5 (2002) 

 

65 

Diese ressortübergreifenden Schwerpunktaufgaben sind durch die bisherige (zurück-
haltende) Art der ressortübergreifenden Steuerung noch nicht oder erst in Ansätzen 
begonnen worden, obwohl sie von enorm wichtiger Bedeutung sind. 

Wenn aber ressortübergreifende Kompetenzen gestärkt werden, muss dies mit einer 
verlässlicheren demokratischen Grundlage des politischen Steuerungsprozesses ein-
hergehen. Schon allein aus diesem Grunde gewinnen die weiter oben benannten Fra-
gen einer Anhebung der politischen Steuerungsqualität an Gewicht. 

Darüber hinaus erfordert die zunehmende Wahrnehmung ressortübergreifender Mo-
dernisierungsmaßnahmen auch neue Überlegungen für die Beteiligung der Beschäf-
tigten. Hierfür sind bisher keine Regelungen vorgesehen. In einem Schreiben des 
Hauptpersonalrates beim MI an die Arbeitsgemeinschaft der Haupt- und Personalräte 
(Dezember 2001) werden verschiedene Modellvorschläge für die Lösung des Prob-
lems unterbreitet, darunter die Entsendung von Delegierten aus der AG Haupt- und 
Personalräte in „interministerielle Arbeitsgruppen“. 

In den Verwaltungen gibt es auch entgegengesetzte, ernstzunehmende Positionen: 
„Ressort- und Töpfchendenken“ seien so ausgeprägt, dass es nicht realistisch sei, im 
größeren Stil ressortübergreifende Reformaufgaben anzugehen.106 Die Verwaltungs-
modernisierung müsse über die Ressorts laufen und hierzu müssten den Ministerien 
zwar klare Budgets, ansonsten aber keine weiteren verbindlichen Vorgaben (wie zum 
Beispiel Stellenzahlen) gemacht werden. Gestützt wird diese These auch dadurch, 
dass seitens des Parlaments bisher zu übergreifenden Reformfragen kaum Initiativen 
entwickelt worden sind, dass hierfür offenbar sowohl Kompetenzen als auch der poli-
tische Willen fehlten. Es mag sein, dass diese Position näher an den heutigen Realitä-
ten liegt, sie würde aber wesentliche übergreifende Reformaufgaben hinausschieben. 
Die Notwendigkeit einer Verständigung über das Gewollte und über das Machbare 
liegt auf der Hand. 

Bei der Vielfalt der Modernisierungsaufgaben – sowohl ressortinterner als auch res-
sortübergreifender Art – ist eine Prioritätendiskussion notwendig. Dies um so mehr, 
da die gegenwärtigen Steuerungsinstrumente AVO und StV (erst recht der Beirat) für 
die komplexe Bewältigung einer derartigen Vielzahl von Reformthemen zu schwach 
ausgestattet sind. Auch die Ministerien und letztlich die Beschäftigten würden durch 
das gleichzeitige Angehen der gesamten Themenpalette überfordert. Eine solche Pri-
oritätensetzung, die auch zu nachvollziehbaren Erfolgserlebnissen führt, wurde bisher 
noch nicht realisiert. 

                                                                                                                                        
men. Der AVO (Brandenburg) hat Vorschläge für eine intensivere Koordination mit Berlin unter-
breitet (Vereinheitlichung des Landesrechts, Personalaustausch zwischen den beiden Landesver-
waltungen, gemeinsame Aufgabenerledigungen, Bildung gemeinsamer Obergerichte). Die „Pro-
jektliste“ enthält mittlerweile vielfältige Projekte der Kooperation mit Berlin, so im MdJE, im MI, 
im MBJS und anderen Ministerien. Geprüft wird auch der Zusammenschluss der Laköv mit der 
entsprechenden Berliner Fortbildungseinrichtung. Der ver.di-Vorschlag zu einer ressortübergrei-
fenden Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Fusion mit Berlin wurde bislang nicht realisiert. 

106  So die Position eines Interviewpartners (Abteilungsleiter in einem Ministerium). 
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3. Zur Kooperation von Verwaltung und 
Beschäftigtenvertretungen 

3.1 Rahmenvereinbarung 

Die bereits in Abschnitt 2.1 erwähnte Rahmenvereinbarung zwischen Landesregie-
rung und Gewerkschaften/Beamtenbund hat bisher ihr Anliegen erfüllt. Insgesamt 
kam es im hier zu behandelnden Zeitraum (ca. Mitte 1999 bis September 2002) zu 
einem konsensualen, teils auch strittigen Diskussionsprozess zwischen den Vertretern 
beider Seiten über alle grundlegenden Prozesse der Verwaltungsoptimierung. Auf 
diese Weise wurde sicher gestellt, dass die Beschäftigten bzw. ihre Vertreter an den 
Prozessen der Verwaltungsoptimierung beteiligt und dass die Schutzrechte realisiert 
wurden. 

Insgesamt fanden im Zeitraum seit dem Inkrafttreten der Rahmenvereinbarung /Juni 
1999) bis zum Ende ihrer ersten Fassung (Juni 2002) 19 formelle Beiratssitzungen 
statt. Es wurden zahlreiche Kabinettsvorlagen des AVO, weitere grundsätzliche und 
ressortbezogene Fragen der Verwaltungsoptimierung besprochen. Die Vorlagen wur-
den – je nach Gegenstand – von der Gewerkschaftsseite entweder zur Kenntnis ge-
nommen, mit Einwänden und Hinweisen versehen oder unterstützt. Aus den Proto-
kollen wie auch mündlichen Aussagen von Beteiligten ist insgesamt eine sachorien-
tierte Atmosphäre der Beiratsarbeit erkennbar. Von der Gewerkschaftsseite wurde 
zum Beispiel auf die Notwendigkeit einer angemessenen Übergangszeit und formel-
ler Hilfestellungen in neu gegründeten LHO-Betrieben (so beim Landesvermes-
sungsamt) orientiert, auf die Notwendigkeit einer wirksameren Qualifizierungsstrate-
gie und größerer Anstrengungen auf dem Gebiet des Qualitätsmanagements, auf 
mehr Transparenz bei der Personalbedarfsplanung, auf die Notwendigkeit des 
Gleichklangs bei den Beteiligungsprozessen nach Rahmenvereinbarung und nach 
Personalvertretungsgesetz. Sie setzte sich ein für die Verstärkung der Projektbeglei-
tung durch eine fest eingerichtete Stabsstelle in der Staatskanzlei oder für eine Ver-
besserung der Verfahren zur Aufnahme von Projekten in die Projektliste. Es gab 
Punkte, bei denen keine Einigung erreicht werden konnte, so zum Beispiel bei der 
Reduzierung der Polizeistrukturen auf 2 Polizeipräsidien, wie sie auch im Gutachten 
von Mummert&Partner vorgeschlagen werden. Die Vertreter der GdP sollten Gele-
genheit zu weiteren Stellungnahmen erhalten. Das Gesamtergebnis wurde zur Kennt-
nis genommen. Auch bei der Absicht, Liegenschafts- und Bauverwaltung zusam-
menzuführen, wurde von der Gewerkschaftsseite zunächst die Zustimmung verwei-
gert, weil mit den Personalvertretungen bis zu diesem Zeitpunkt keine Einigung er-
reicht werden konnte. 

Für die Vertreter der Gewerkschaften und des DBB war jeweils maßgebend, dass die 
Beschäftigtenvertretungen aus den Ressorts zugestimmt hatten. Im Ausnahmefall 
kam es dabei zu Irritationen, bei denen die Zustimmung der Beschäftigtenvertretung 
angezeigt war, die die betreffende Maßnahme jedoch nur zur Kenntnis genommen 
hatten. 
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Wesentlich am Umgang mit der Rahmenvereinbarung ist, dass ein Informations- und 
Meinungsaustausch beider Seiten über die wichtigsten Fragen der laufenden Verwal-
tungsoptimierung statt fand und die Interessen bzw. Meinungen beider Seiten konkre-
ter zur Kenntnis genommen werden konnten. Auf diese Weise hat sich ein institutio-
neller Rahmen etabliert, der sowohl bessere Voraussetzungen zur Einbeziehung der 
Beschäftigten bzw. ihrer Vertretungen in die Optimierungsprozesse schaffen kann als 
auch die Schwelle für Verschlechterungen der Arbeitssituation der Beschäftigten in 
den Ressorts hoch setzt. 

In den Ressorts fand die Rahmenvereinbarung unterschiedliche Resonanz. Formell 
von den Dienststellenleitungen als Rechtsgrundlage akzeptiert, ist doch auch die 
Meinung verbreitet, dass die Rahmenvereinbarung weder genutzt noch geschadet 
habe, dass man die Beteiligungsrechte auch über das Personalvertretungsgesetz reali-
sieren könne. Dies ist sachlich falsch, ist doch die Rahmenvereinbarung in ihren Be-
teiligungsrechten wie auch in den formulierten Kooperationsanforderungen zwischen 
Dienststellenleitungen und Personalvertretungen umfassender angelegt als das Perso-
nalvertretungsgesetz (siehe hierzu auch Abschnitt 3.2 dieser Studie). In einem Falle 
der im Rahmen dieser Studie befragten Personalvertretungen wurde sogar der Ein-
druck geäußert, dass die Rahmenvereinbarung auf der Leitungsebene nicht oder 
kaum bekannt sei und hierauf auch wenig Wert gelegt werde. Inwieweit die Dienst-
stellenleitungen gemäß Rahmvereinbarung oder gemäß Personalvertretungsgesetz 
handeln, war durchgängig ein offenes, wenngleich nicht „dramatisches“ Problem, das 
mitunter auch zu kuriosen „doppelten Absicherungen“ führte.107 Teilweise wird in 
den Dienststellenleitungen kritisiert, dass die Rahmenvereinbarung umfangreiche 
Rechte, aber kaum Pflichten der Beschäftigten enthalte.  

Insgesamt hat sich die Rahmenvereinbarung als ein Instrument der konstruktiven 
Zusammenarbeit zwischen Landesregierung und Gewerkschaften/DBB bewährt. Als 
im Jahre 2001 seitens der Gewerkschaften zunehmend die Forderung nach einer Ver-
längerung oder Entfristung der Rahmenvereinbarung gestellt wurde, bekräftigte die 
Landesregierung zwar ihren Willen nach einer weiteren Zusammenarbeit, hielt sich 
jedoch mit konkreter Verhandlungsbereitschaft vorerst zurück. Die Gewerkschafts-
seite ging davon aus, dass die Rahmenvereinbarung im wesentlichen ohne Verände-
rungen verlängert (oder entfristet108) werden könne, während seitens der Landesre-
gierung und der Stabsstelle durchaus Veränderungsbedarfe aufgerufen wurden. 

Aus der Sicht der Landesregierung sind die langfristig zugesicherte Unkündbarkeit 
und sozialverträgliche Weiterbeschäftigung bei strukturellen Veränderungen, die in 
der Rahmenvereinbarung verankert sind, ein hohes Gut, das angesichts der ange-
spannten Finanzlage des Landes nur mit größten Mühen gesichert werden kann. Im 

                                                 
107  So wurde der Hauptpersonalrat im Innenministerium im Juni 2001 durch zwei Schreiben gleichen 

Datums – eines auf der Grundlage des Personalvertretungsgesetzes, das andere auf Grundlage der 
Rahmenvereinbarung – über Schritte zur Umwandlung des Landesvermessungsamtes in einen 
Landesbetrieb informiert. 

108  Das Instrument einer „Entfristung“ wurde von der Gewerkschaftsseite in die Debatte gebracht, 
weil die von der Landesregierung angedachten Reduzierungsmaßnahmen weit in die Zukunft hin-
einreichen. Andererseits muss gesehen werden, dass in der Debatte um Verwaltungsmodernisie-
rung zurecht gerade das Thema der „Befristung“ von Gesetzen und Vorschriften aufgeworfen 
wird, um die notwendige Flexibilität für veränderte Situationen zu bewahren. 
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Gegenzug legt die Regierung Wert darauf, dass die Bereitschaft der Beschäftigten, 
ihren Arbeitsplatz innerhalb der Landesverwaltung zu wechseln, größer werden müs-
se und in diesem Sinne auch erweiterte Festlegungen in der Rahmenvereinbarung 
getroffen werden sollten.109 Daneben gab es eine Reihe von institutionellen und Ver-
fahrensfragen, die zur Diskussion standen – so klarere Bestimmungen 

– was Maßnahmen im Sinne der Rahmenvereinbarung sind; 
– welche Stellung der AVO als Verwaltungs- und/oder politisches Gremium hat; 
– welchen Stellenwert die Projektliste hat und wie hier besser Schwerpunkte festzu-

legen sind; 
– wie die ressortinternen Projektgruppen zusammengesetzt werden sollen (ein-

schließlich der nachgeordneten Behörden) und welche Rechte für Stellungnah-
men sie erhalten; 

– wie die Beteiligung der Beschäftigtenvertretungen nach Rahmenvereinbarung 
und nach Personalvertretungsgesetz genauer abgestimmt werden kann. 

In den Verhandlungen zur Fortsetzung der Rahmenvereinbarung (seitens der Landes-
regierung unter Federführung des MdF) einigten sich beide Seiten auf eine Fortset-
zung der Rahmenvereinbarung mit nur geringfügigen Veränderungen. Diese Verän-
derungen betreffen insbesondere: 

– Eine weitere Fassung der Definition von Maßnahmen, die in den Rahmen dieser 
Vereinbarung fallen (alle Maßnahmen, ... „die der Verbesserung der Aufbau- 
und/oder Ablauforganisation dienen und Auswirkungen auf die Beschäftigten im 
Landesdienst haben können.“) – damit wird die Grenze zum Beteiligungsverfah-
ren nach Personalvertretungsgesetz noch fließender und ist im einzelnen konkret 
durch Absprachen (ggf. Dienstvereinbarungen) in den Ressorts zu klären.110 

– Klarer, detaillierter und übersichtlicher wurden die Gremien und Verfahren der 
Verwaltungsmodernisierung gefasst. Für die ressortinternen Projektgruppen wur-
de neu festgelegt, dass auch die Beschäftigtenvertretungen der nachgeordneten 
Behörden und Einrichtungen vertreten sein sollen, sofern diese von Projekten be-
troffen sind. Auf diese Weise wird ein Mangel behoben, der sich in der Vergan-
genheit hier und da als Konflikt erwies. 

– Es wurde geregelt, dass in den ressortinternen Projektgruppen den Beschäfti-
gungsvertretern die Gelegenheit zu geben ist, frühzeitig zu den Projekten Stellung 
zu nehmen. 

– Die Einbeziehung der ressortinternen Projektgruppen soll vor den gesetzlich vor-
geschriebenen Beteiligungsverfahren stattfinden. 

Mit diesen Veränderungen wurden die Rechte der Beschäftigten bzw. ihrer Vertre-
tungen weiter gestärkt; eine Reihe von Erfahrungen über Konfliktpunkte der bisheri-

                                                 
109  Nach der bisherigen (wie auch nach der verlängerten) Rahmenvereinbarung gilt es zum Beispiel 

im Ausnahmenfall als zumutbar, bei Arbeitsplatzwechsel eine niedriger als bisher dotierte Stelle 
anzunehmen. Die Differenz soll allerdings (mit den Jahren degressiv) durch eine Zulage ausgegli-
chen werden. 

110  Die bisherige Regelung der Rahmenvereinbarung legte fest, dass man insoweit unter den Schutz 
der Rahmenvereinbarung fallen, „wenn sie von den zentralen Projektgremien und den weiteren 
nachgenannten Gremien erarbeitet und der Landesregierung bzw. den Ressorts zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden.“ (Vgl. Rahmenvereinbarung vom 7.7.1999, a.a.O.). 
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gen Realisierung der Rahmenvereinbarung in den Ressorts wurden in neue Regelun-
gen überführt. 

Beim Stand der Realisierung der Rahmenvereinbarung muss aber auch gesehen wer-
den, dass die bisherigen strukturellen Veränderungen wie auch die Personalreduzie-
rungen insgesamt mit weniger Einschnitten verbunden waren als dies für die Zukunft 
zu erwarten ist. Insofern steht die „eigentliche“ Bewährungsprobe der Rahmenver-
einbarung noch aus. Und es erlangen nicht nur die verankerten Regeln und Verfahren 
zunehmende Relevanz, sondern – mindestens ebenso – wie mit ihr umgegangen wird: 
Wird die Rahmenvereinbarung seitens der Dienstellenleitungen als formales „Ver-
waltungsinstrument“ gehandhabt, die Informations- und Beteiligungspflichten enthält 
– oder wird sie entsprechend ihrem Geist als Instrument zur Mobilisierung von Ideen 
und Engagement der Beschäftigten genutzt? Wird die Rahmenvereinbarung seitens 
der Gewerkschaften und Beschäftigtenvertretungen lediglich als „Schutzinstrument“ 
(oder gar als „Blockadeinstrument“) bei notwendigen Veränderungen eingesetzt oder 
wird sie verwandt, um eigene konstruktive Vorschläge zur Überwindung traditionel-
ler „Verwaltungstrotts“ aufzubringen, zur Entwicklung einer Neudefinition des öf-
fentlichen Dienstes und einer neuen „corporate identity“, für eine neue Balance von 
Fördern und Fordern der Beschäftigten? Ein konstruktiver Umgang mit der Rahmen-
vereinbarung wird um so eher stattfinden, je mehr sich beide Seiten in diese Richtung 
bewegen und über das Niveau einer rein technischen, verwaltungsorganisatorischen 
Handhabung der Rahmenvereinbarung hinauswachsen. Dass beide Seiten präzisere 
inhaltliche Positionen zum Sinn und zu den Perspektiven der Verwaltungsmoderni-
sierung entwickeln und hierbei um Konsens, aber auch um Unverwechselbarkeit und 
Meinungsführerschaft unter den Beschäftigten ringen, ist eine Aufgabe, die erst in 
Anfängen bewältigt ist. In den nächsten Jahren wird es somit von beiden Seiten her 
um die Frage gehen, ob die Rahmenvereinbarung von einem eher passiven Schutz- 
und Beteiligungsinstrument zu einem aktiven „Mobilisierungsinstrument“ werden 
kann. Ungeachtet dessen wird auch die Schutzfunktion der Rahmenvereinbarung an 
Bedeutung gewinnen. 

3.2 Mitarbeiterbeteiligung 

Mitarbeiterbeteiligung erfordert nicht nur, Beteiligungsrechte zu gewährleisten, son-
dern Bedingungen für die Entwicklung von Kreativität der Beschäftigten zu schaffen.  

Sowohl die Landesregierung als auch die Gewerkschaften und anderen Interessenver-
treter der Beschäftigten unterstreichen, dass die Verwaltungsmodernisierung nur er-
folgreich sein kann, wenn sich eine breite Mitarbeiterbeteiligung entwickelt. Im 
Grunde sind hier zwei Fragen zu unterscheiden, auch wenn sie eng miteinander zu-
sammenhängen: Erstens die Frage nach den formellen Beteiligungsrechten und ihrer 
Wahrnehmung, zweitens jene nach dem Engagement und der Motivation, nach den 
eigenen Ideen, Vorschlägen und Initiativen der Beschäftigten, nach der Wahrneh-
mung selbständiger Verantwortung. Während man den ersten Punkt relativ einfach in 
entsprechende Regelwerke „gießen“ kann – was sowohl durch die Rahmenvereinba-
rung als auch durch das Personalvertretungsgesetz realisiert wurde – ist der zweite 
Punkt weitaus schwieriger zu handhaben, hängt in starkem Maße von den Rahmen-
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bedingungen und Inhalten der Verwaltungsmodernisierung wie auch von den konkre-
ten Führungsstilen ab. Im Rahmen der traditionellen, „klassischen“ Verwaltung mit 
ihren Hierarchien, ausdifferenzierten Arbeitsteilungen und Zuständigkeiten, mit ihren 
Laufbahn- und Lebensalterkarrieren statt Leistungskarrieren sind die Anreizmöglich-
keiten für die Entwicklung von Mitarbeitermotivation gering: „Ob ich mich mehr 
oder weniger engagiere, dies ändert für mich nichts“ – so die Wiedergabe von ver-
breiteten Positionen durch einen Interviewpartner. Der bisherige traditionelle öffent-
liche Dienst hat in großem Umfang Eigeninitiative der Beschäftigten verschüttet.111 
So verwundert es nicht, dass der Zustand engagierter Mitarbeiterbeteiligung in der 
Landesverwaltung in den Interviews zu dieser Studie überwiegend kritisch beschrie-
ben wird. Verwaltungsmodernisierung ist mittlerweile – wenngleich sehr unter-
schiedlich – ein Anliegen von Führungsebenen geworden, jedoch noch wenig ein 
Anliegen für die Masse der Beschäftigten.  

Mitarbeiterbeteiligung hängt komplex von Rahmenbedingungen ab 

Die tragenden Akteure der Verwaltungsmodernisierung im Land Brandenburg stehen 
erst am Anfang von Überlegungen und Maßnahmen, eine intensivere und kreativere 
Mitarbeiterbeteiligung in den Verwaltungen zu entwickeln. Dies trifft nicht nur für 
die Regierung und für das Führungspersonal der Landesverwaltung zu, sondern auch 
für die Gewerkschaften, den Beamtenbund und die Beschäftigtenvertretungen. Es 
sind zum Beispiel folgende Elemente, die für die Entwicklung einer engagierten Mit-
arbeiterbeteiligung von zentraler Bedeutung sind: 

– die Sicherheit, mit den Modernisierungsprozessen nicht den eigenen Arbeitsplatz 
zu verlieren; 

– die glaubhafte Vermittlung von Reformzielen, Teilreformergebnissen und psy-
chologischen Signalen, die eine bessere, leistungsfähigere Verwaltung und ein 
neues Image für die Verwaltung schaffen; „Reform“ oder „Modernisierung“ wer-
den von den Beschäftigten oftmals noch als wirkungslose (aber belastende) 
Strukturveränderungen und als Strategie zur Personaleinsparung wahrgenommen; 

– die Übertragung von mehr eigener, komplexer Verantwortung und Selbstbestim-
mung in der Arbeit für die Beschäftigten – dies geht nur auf der Grundlage von 
Hierarchieabbau, dezentraler Ressourcen- und Ergebnisverantwortung, Ergän-
zung der regelmäßigen Verwaltungsstrukturen durch ergebnisorientierte Projekt-
gruppen;  

– eine Verwaltungs- und Leitungskultur sowie Verwaltungspraxis, in der moderne 
kooperative Führungsstile selbstverständlich werden – eine Schlüsselfrage nicht 
nur für die Entwicklung von Mitarbeiterbeteiligung, sondern für den Erfolg der 
Verwaltungsreform überhaupt; 

– die Verbreitung von modernen Steuerungsformen (Ergebnisverantwortung, Ziel-
vereinbarungen, Kontraktmanagement etc.) in den Verwaltungen; 

                                                 
111  Bei der Reduzierung des Personals der Landeshauptkasse hätte durchaus auch die Möglichkeit 

bestanden, das sich die Beschäftigten von sich aus in anderen öffentlichen Einrichtungen bewer-
ben (z.B. Finanzämter). Dies geschah jedoch kaum; verbreitet war statt dessen die Einstellung: 
„Das Land kümmert sich schon um mich...“ (so die Wiedergabe durch einen Interviewpartner). 
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– umfassende Information, Transparenz, Entscheidungsmitbeteiligung und Ge-
währleistung von Weiterbildung bei den beabsichtigten und realisierten Moderni-
sierungsmaßnahmen; 

– Leistung muss sich lohnen, Leistungsenthaltung sollte spürbar sein. Die Personal- 
und Verwaltungsbudgets schaffen mehr Spielräume für differenziertere Leis-
tungsbewertungen, die genutzt werden sollten. 

– Mitarbeitermotivation kann sich nur entwickeln, wenn die Beschäftigten Schritt 
um Schritt konkrete positive Ergebnisse der Verwaltungsmodernisierung anhand 
ihrer eigenen Arbeitsumstände, verbesserter Anreize, komplexerer Eigenverant-
wortung und der Verbesserung von Arbeitsorganisation erfahren. Dies entsteht 
nicht spontan, sondern muss als Bestandteil der Verwaltungsmodernisierung or-
ganisiert werden. Umstrukturierungen sollten zu erfahrbaren Verbesserungen füh-
ren, zu neuen Synergieeffekten, zu Kosteneinsparungen, die zumindest zu einem 
Teil zugunsten einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
weitergegeben werden. 

Mitarbeiterbeteiligung braucht formelle und engagierte Beteiligung der Personalräte 

Auch wenn dies – wie oben dargelegt – nicht alles ist: Die formelle Beteiligung der 
Personalräte ist das Minimum, wenn überhaupt von Mitarbeiterbeteiligung die Rede 
sein soll. Die Einbeziehung ist zwar nun durch die Fortschreibung der Rahmenver-
einbarung noch weitgehender geregelt als die vorherige Fassung der Rahmenverein-
barung (so die Einbeziehung von örtlichen Personalräten), wird sich aber – wie die 
Erfahrungen zeigen – nicht automatisch umsetzen. Auch in Ministerien, die in puncto 
Verwaltungsoptimierung und Mitarbeiterbeteiligung vieles Positives aufzuweisen 
haben, wie das Innenministerium oder das Landwirtschafts-/Umweltministerium, 
wurden zeitweilig Probleme bei der Einbeziehung der Personalräte diskutiert (bei der 
Frage der Perspektive der LDS-Außenstelle in Frankfurt/Oder; bei der Einbeziehung 
der örtlichen Personalrates des Landesumweltamtes). In anderen Ministerien wird die 
mangelnde oder gerade mal nur „pflichtgemäße“ Einbeziehung von Personalräten – 
vor allem auf den örtlichen Ebenen – häufiger angesprochen, als Teil einer (schlech-
ten) Verwaltungskultur beschrieben.  

Die andere Seite liegt in den Personalräten selbst. Rechtlich haben die Personalrä-
te/Hauptpersonalräte durch das Personalvertretungsgesetz und die fortgeschriebene 
Rahmenvereinbarung alle Möglichkeiten, um ihre Informations- und Beteiligungs-
rechte einzufordern. In Dienststellen mit mehr als 300 wahlberechtigten Beschäftig-
ten wird jeweils zumindest ein Mitglied des Personalrates für seine Tätigkeit frei ge-
stellt. In den Interviews zu dieser Studie wurde häufig von mangelnder Aktivität bei 
Personalräten bzw. Hauptpersonalräten oder auch von Konflikten zwischen Personal-
räten und Hauptpersonalräten berichtet – teilweise durch mentale Blockaden auf 
Grund unterschiedlicher institutioneller Herkünfte bedingt.112 Eigene Vorstellungen 
und Initiativen über Fortschritte der Mitarbeitermotivation im Prozess der Verwal-
tungsmodernisierung sind rar. Unterschiedlich ist die Erkenntnis verbreitet, dass die 
                                                 
112  Als eine schwierige Aufgabe erweist sich zum Beispiel die Integration der Beschäftigten des 

MLUR, das aus ehemals zwei Ministerien (Landwirtschaft und Umwelt) hervorgegangen ist, in 
denen unterschiedliche Herkunfts- und Orientierungsmuster vorherrschten.  
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Rahmenvereinbarung weitergehende Beteiligungsrechte und Herausforderungen für 
die Beschäftigtenvertretungen formuliert als dies im Personalvertretungsgesetz ver-
ankert ist. Während sich das Personalvertretungsgesetz auf die Mitbestimmung in 
personellen, sozialen, organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Maßnahmen 
beschränkt (§§ 62-66 Personalvertretungsgesetz), die die Beschäftigten der Dienst-
stelle betreffen, erfordert die Rahmenvereinbarung im umfassenden Sinne, dass die 
Beschäftigten und ihre Vertretungen „ihren Sachverstand konstruktiv in den Prozess 
der Umgestaltung“ einbringen (Präambel der Rahmenvereinbarung), sichert hierfür 
die Beteiligung an ressortinternen Projektgruppen sowie entsprechende Informations- 
und Mitspracherechte. Da in den Geltungsbereich der Rahmenvereinbarung nach 
ihrer neuen Fassung (Juni 2002) alle Maßnahmen eingeschlossen sind, „die der Ver-
besserung der Aufbau- und/oder Ablauforganisation dienen und Auswirkungen auf 
die Beschäftigten im Landesdienst haben können“ (Rahmenvereinbarung, Abschnitt 
I, A), gibt es faktisch keine relevanten Veränderungen mehr, die als Organisations-
rechte des Hauses außerhalb der Rahmenvereinbarung stehen. Dies war nach der 
alten Fassung der Rahmenvereinbarung anders, bei der nur Projekte einbezogen wa-
ren, die von den Projektgremien erarbeitet und zur Entscheidung in den Ressorts oder 
bei der Landesregierung vorgeschlagen wurden.  

Die Aufgaben der Personalräte und Hauptpersonalräte haben sich durch die Rahmen-
vereinbarung (und insbesondere durch ihre Neufassung vom Juni 2002) erheblich 
erweitert. Die Vertretungen der Beschäftigten stehen neben ihrer traditionellen Auf-
gabe der Mitbestimmung in personellen, sozialen und organisatorischen Fragen (ent-
sprechend Personalvertretungsgesetz) vor der Herausforderung, den Verwaltungsop-
timierungsprozess aktiv und umfassend zu begleiten, eigene Ideen und Vorstellungen 
einzuspeisen, eigene spezifische Akzente zu setzen – vor allem solche, die die Mitar-
beitermotivation voranbringen. Mitarbeiterbeteiligung kann nicht mehr nur als 
Schutzfunktion für die Beschäftigten wahrgenommen werden (obwohl dies wichtig 
bleibt), sondern bedarf eigener Ideen, Standpunkte und Initiativen im Rahmen der 
Verwaltungsmodernisierung. Diese Aufgabe wird heute in den Ressorts von den Per-
sonalvertretungen zwar insgesamt noch unzureichend, aber doch zunehmend besser 
wahrgenommen. 

Dies betrifft auch die ressortübergreifende Arbeitsgemeinschaft der Personalrä-
te/Hauptpersonalräte. Bisher beschränkt sich deren Tätigkeit weitgehend auf ein In-
formationsgremium. Eigenständige Initiativen für ressortübergreifende Fragen der 
Mitarbeiterbeteiligung und Personalentwicklung – möglicherweise in Kooperation 
mit der KPM – sind nicht bekannt. Zunehmend werden aber ressortübergreifende 
Fragen der Personalentwicklung eine Rolle spielen: Qualifizierung und Fortbildung, 
ressortübergreifende Personalwechsel, Arbeitszeitformen wie Telearbeit und Ver-
trauensarbeitszeit, Personalwechsel von Landesbehörden zu Landesbetrieben, Privat-
betrieben, kommunalen Institutionen (wie ggf. auch umgekehrt), Einstiegskorridore, 
Genderpolitik, unabhängige Mobbing-Beratung u.a.m. 
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Mitabeiterbeteiligung heißt, Sachverstand zu mobilisieren, der nicht von Hierarchien 
abhängt. 

Geht man von den formalisierten Beteiligungsrechten aus, besteht ein grundlegendes 
Problem darin, die ressortinternen Projektgruppen von Informationsgremien zu Ar-
beitsgremien umzuwandeln. Vielfach sind die Projektgruppen (insbesondere die zent-
ralen) tatsächlich auf dem Niveau von Informations- und Mitentscheidungsgremien, 
erarbeiten noch zu wenig eigene Vorschläge und Initiativen. Dies liegt auch daran, 
dass eine funktionsgebundene Regelzusammensetzung der Projektgruppen zu ge-
währleisten ist. Die von der Stabsstelle und vormals ZPG angemahnte Idee, sachkun-
dige Mitarbeiter in die Projektgruppen einzubinden, wird in vielen Fällen noch nicht 
verwirklicht. Um so mehr wäre es bei den themenspezifischen „Unterarbeitsgruppen“ 
in den Ressorts wichtig, sachkundige, engagierte Mitarbeiter einzubeziehen, die bei 
der Ausarbeitung ihrer Vorschläge weisungsunabhängig sind. So wurde Ende 2001 
im MLUR – bisher einmalig in der Landesverwaltung – eine Projektgruppe „Mitar-
beitermotivation“ etabliert, in der interessierte Beschäftigte – unabhängig von der 
Dienststellung – mitwirken können. Da sich zu viele (ca. 36) meldeten, konnten Un-
terarbeitsgruppen gebildet werden. Eines der Anliegen besteht darin, nach den Grün-
den für Demotivation zu suchen. Dies wird berechtigt als Voraussetzung gesehen, 
auch nach Bedingungen für verbesserte Motivation zu suchen. 

Mitarbeiterbeteiligung setzt eine Verwaltungskultur der Transparenz, Offenheit und 
Klarheit voraus. 

Transparenz und einfacher Zugang zu allen relevanten Informationen der Verwal-
tungsmodernisierung gehören zu den wichtigsten Bedingungen für die Entwicklung 
von Mitarbeitermotivation. Im Ministerium des Innern sind diesbezüglich gute Erfah-
rungen mit dem Intranet gesammelt worden, die weiter ausgebaut werden. Rahmen-
Dienstvereinbarungen zur Verwaltungsoptimierung – so jene im MI vom August 
2001 – können mehr Verlässlichkeit in den Wegen und Formen der Information und 
Beteiligung der Mitarbeiter bringen. Mitarbeiterversammlungen – wie beim Vorha-
ben einer Zusammenführung von Bau- und Liegenschaftsverwaltung – können recht-
zeitig Klarheit schaffen und Gerüchten vorbeugen. In anderen Verwaltungsbereichen 
beklagen Personalvertretungen zu späte oder zu ungenaue Informationen über beab-
sichtigte Strukturveränderungen. Mitarbeiterbeteiligung werde nur als Alibi-Funktion 
praktiziert. Vereinzelt stellten Personalvertretungen ihre Mitarbeit in Projektgruppen 
ein oder beschränkten sie auf das Notwendigste, weil für sie der Eindruck entstand, 
dass es nicht um kreative Reformprozesse, sondern nur um Stellenstreichungen ging. 
Unterschiedlich gehandhabt wird die Beteiligung von Personalvertretungen bei 
Dienstberatungen auf den Führungsebenen der Behörden. Zum Teil wird dies von 
den Behördenleitern abgelehnt – wozu? Zwar ist im Personalvertretungsgesetz ledig-
lich die monatliche gemeinsame Beratung von Dienstellenleitungen und Personalrat 
geregelt; eine Teilnahme an den Beratungen der Dienststellenleitungen wäre aber ein 
unaufwändiges Instrument der Vertrauensbildung wie auch schneller Informations-
flüsse. Regelmäßige Mitarbeiterbesprechungen in den Referaten und Abteilungen, 
bei denen auch seitens der Beschäftigten alle Probleme vorgetragen werden können, 
sind als Führungsinstrument in sehr unterschiedlichem Maße etabliert. 
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Mitarbeiterbeteiligung sollte das Gefühl entwickeln: „Mein Beitrag ist gefragt.“ 

Das psychologische Signal, dass tatsächlich die Meinungen, Erfahrungen und das 
eigene Engagement der Mitarbeiter/-innen gewünscht und nachgefragt werden, geht 
gegenwärtig weder von der Gesamtführung der Landesregierung aus noch von der 
Mehrheit der Ressorts. Warum gibt es noch kaum Ideenbörsen (Intranet), warum 
noch kein entwickeltes Vorschlagswesen? Im Innenministerium ist die Schaffung 
eines Verbesserungs- und Vorschlagswesens eines von 21 hoch interessanten Projek-
ten zur inneren Reform des MI. Warum werden nicht systematisch Ideen gesammelt, 
veröffentlicht und prämiert, durch die die Verwaltung sparen und ihr Image verbes-
sern kann. Warum gibt es keine öffentlichen Internet-Newsgroups zu speziellen 
Themen der Verbesserung des Verwaltungsimages. Positiv zu werten sind die Ansät-
ze, die mit Beschäftigtenkonferenzen (bisher eine; für Anfang 2003 eine nächste ge-
plant) gemacht worden sind. Die Zeitschrift „Format B“, herausgegeben vom Land 
Brandenburg, informiert zudem – allerdings nicht mit unabhängiger Redaktion und 
dadurch wenig problematisierend – über zentrale Ergebnisse und Vorhaben der Ver-
waltungsmodernisierung. Andere Bundesländer – so Baden-Württemberg und Bay-
ern – haben diese Seiten der Verwaltungsreform seit längerem entwickelt. Einge-
schlossen sein sollten hierbei nicht nur Vorschläge der Mitarbeiter, sondern auch 
Vorschläge und Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger des Landes, der Unter-
nehmen usw. Hierfür können – vor allem über elektronische Medien – einfache, 
handhabbare und transparente Wege gefunden werden, die kaum zusätzlichen Ver-
waltungs- oder Kostenaufwandes bedürfen. Auch Mitarbeiterbefragungen (wie jene 
zur Arbeitszeitregelung im MWFK, Jahr 2000) und Kundenbefragungen (als Teil des 
Qualitätsmanagements, so zum Beispiel als Pilotvorhaben im Bereich der Informati-
onstechnik des Innenministeriums) zu speziellen Anliegen sind wichtige Instrumente, 
die regelmäßig eingesetzt werden könnten, ohne kostenaufwendige Fremdkapazitäten 
zu beanspruchen.  

Mitarbeiterbeteiligung braucht moderne Führungsstile 

Allmählich entwickelt sich in der Landesverwaltung ein stärkeres Bewusstsein für 
moderne Führungsstile. Hierzu tragen auch die von der Staatskanzlei einberufenen 
Führungskräftekonferenzen (bisher zwei), die Weiterbildung sowie die ressortüber-
greifende Arbeit der KPM bei. Auch neue bzw. noch in der Erarbeitungsphase be-
findliche Richtlinien der Arbeitszeitverordnung, Laufbahnverordnung, Leistungsstu-
fenverordnung, Stellenbesetzungsrichtlinie (Kabinettsbeschluss vom 25.9.2001113) 
usw. können zur Entwicklung moderner Führungsstile herangezogen werden. Die 
neue Beurteilungsrichtlinie wird in diesem Zusammenhang als Führungsinstrument 
vielfach unter dem Gesichtspunkt bürokratischen Aufwandes kritisch gesehen. In 
allen Ressorts werden die Führungsstile derzeit noch höchst unterschiedlich be-
schrieben. Führungskräfte-Feedback und die generelle Vergabe von Führungspositi-
onen auf Zeit haben sich noch nicht durchgesetzt, letzteres wäre zumindest vorerst 

                                                 
113  Bei der Ausformulierung der Stellenbesetzungsrichtlinie ging es maßgeblich um den Streit darum, 

ab welchem Punkt durch die Staatssekretäre eine externe Ausschreibung erfolgen solle. Frei wer-
dende Stellen sollen zunächst durch Bewerber aus den eigenen Ressorts besetzt werden – eine im 
Grunde anachronistische Festlegung. 
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bei der Neubesetzung von Führungspositionen, so auch in der Folge von Umstruktu-
rierungen, unmittelbar realisierbar. Eine übergreifende Leitkultur zu modernen Füh-
rungsstilen hat sich noch nicht herausgebildet – entscheidend ist die Handhabung 
durch den/die jeweiligen Leiter/in. Mitarbeitermotivation lässt sich nur erreichen, 
wenn sich in den Dienststellen der Landesverwaltung im breiten Umfang ein Über-
gang von autoritären zu kooperativen Führungsstilen und eine diesbezügliche neue 
Leitungskultur entwickelt. Auch hierzu wären systematische Befragungen der Be-
schäftigten, wie sie in anderen Bundesländern betrieben worden sind,114 ein wichtiges 
Analyseinstrument für eine Bestandsaufnahme. 

Mitarbeiterbeteiligung heißt, mehr Verantwortung in die Hände zu nehmen, nicht 
immer gleich mehr Geld. 

Moderne Führungsstile und neue Organisations- und Ablaufformen der Verwaltung 
erfordern die Übertragung von komplexer Verantwortung und ergebnisorientierte 
Bewertungsmaßstäbe. Traditionelle Verwaltungs-Denkmuster gingen davon aus, dass 
die Übernahme von komplexeren Aufgaben und von mehr Eigenverantwortung un-
abdingbar mit Heraufstufungen, Zulagen, Entschädigungen verbunden sein sollen, 
teils auch in älteren Tarifverträgen so verankert. Hier entsteht ein Problem: Mehr 
Mitarbeiterbeteiligung oder mehr Mitarbeiterverantwortung sind ein von allen Seiten 
gewünschtes Ergebnis der Verwaltungsmodernisierung, das Monotonie und Unter-
forderung überwinden und Motivation an der Arbeit verbessern helfen soll. Dies trifft 
im übrigen auch für Führungskräfte zu, die sich im Rahmen der traditionell hierarchi-
schen Strukturen vielfach unterfordert fühlen und eine Erweiterung ihrer eigenen 
Handlungsspielräume wünschen. Verwaltungsmodernisierung ist im Regelfall mit 
wachsenden Anforderungen an die Arbeitsinhalte der Beschäftigten, auch an jene der 
Referats- oder Abteilungsleiter sowie anderer Führungskräfte verbunden. Hieran in 
jedem Falle die Forderung nach mehr Geld zu binden, ist nicht nur eine Frage der 
vorhandenen Finanzmittel, sondern ist auch unter dem Gesichtspunkt der Kriterien 
abzuwägen, inwiefern komplexere Arbeitsanforderungen Höherstufungen oder ande-
re Vergütungsanpassungen rechtfertigen oder eben erwünschte Folgen des Moderni-
sierungsprozesses zu Gunsten der Mitarbeiter sind, verbunden mit mehr Selbstbe-
stimmung und Verantwortung über Arbeitsinhalte, Vertrauensarbeitszeit, Telearbeit, 
aber nicht immer mit Geldanpassung. Die Ideen der Verwaltungsmodernisierung und 
der Verbesserung der Mitarbeitermotivation stehen konträr zu einem traditionellem 
Verwaltungsdenken, nach dem jede zusätzliche, komplexere, höhere Verantwortung 
oder Belastung schriftlich detailliert zu regeln und in bestimmten Stufen oder anderen 
Formen der Vergütung Ausdruck finden muss. Wo dies tatsächlich gerechtfertigt ist, 
muss daher im Einzelfall abgewogen werden und ist auch Gegenstand von Auseinan-
dersetzungen (z.B. zwischen der Gewerkschaft der Polizei und dem MI). Hier wird 
die Realität neue Grenzen ziehen, und dabei sind die Interessenvertretungen der Be-
schäftigten gefragt, auf neue Weise heranzugehen, wenn sie einerseits die Interessen 
der Beschäftigten schützen und Mehrarbeit oder Arbeitsverdichtungen zu Recht mit 
der Forderung nach fairer Gegenleistung verbinden, andererseits aber mehr Eigen-
                                                 
114  Vgl. hierzu als eine der grundlegenden frühen Arbeiten: H. Klages (Hg.) 1991: Mitarbeitermotiva-

tion als Modernisierungsperspektive, Verlag Bertelsmann Stiftung. 
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verantwortung für die Beschäftigten befürworten, wenn sie einerseits Anreizsysteme 
unterstützen, andererseits hochdotierte „Versorgungsfälle“ mit schwachen Leistungen 
nicht mehr ignorieren können. Die (bislang noch nicht geregelte) Mitverantwortung 
der Beschäftigtenvertretungen für den optimalen Einsatz der Personalkostenbudgets 
wird zwangsläufig einen solchen differenzierteren Handlungsansatz der Beschäftig-
tenvertretungen erfordern und hervorbringen. Materielle Anreizsysteme und insbe-
sondere leistungsbezogene Zulagen115 werden auch von den Gewerkschaften unter-
stützt. Sie sind jedoch nur ein Teil der Motivationsmöglichkeiten.116 Sie sollten aus-
geschöpft werden, wenngleich die Möglichkeiten hierfür heute im öffentlichen 
Dienst begrenzt und die Gewöhnungs-, Mitnahme- oder sogar Demotivationseffekte 
nicht zu unterschätzen sind. Entscheidendere und beständigere Motivationsimpulse 
resultieren daraus, dass sich die Beschäftigten mit der Aufgabe identifizieren und 
dafür interessieren können, dass sie mit mehr Eigenverantwortung und Selbstbe-
stimmung verbunden ist. 

Mitarbeiterbeteiligung erfordert eine neue Qualität von Personalmanagement und 
Personalentwicklung 

In der Landesverwaltung wurde damit begonnen, an übergreifenden Aspekten der 
Personalentwicklung als Kern eines neuen Personalmanagements zu arbeiten. Die 
Koordinierungsstelle für Personalmanagement (KPM) erarbeitet Leitlinien für eine 
Vereinheitlichung der Personalentwicklung117 und trägt auf diese Weise dazu bei, zu 
einem einheitlichen modernen Personalmanagement zu gelangen. Ende August 2002 
fand eine erste ressortübergreifende Fachtagung „Personalmanagement“ statt. Kom-
plementär dazu nimmt auch innerhalb der einzelnen Ressorts die Bedeutung von Fra-
gen der (qualitativen) Personalentwicklung zu, zum Beispiel Konzeptionen für Mit-
arbeitergespräche, Führungskräftekonzepte, Rotationskonzepte, neue Fortbildungs-
konzeptionen usw. Insgesamt hat das Personalmanagement in der Landesverwaltung 
in den letzten Jahren eine spürbare Qualifizierung erfahren. 

Personalentwicklung beinhaltet alle Maßnahmen (und ihr Zusammenwirken) für die 
berufliche Förderung und Motivierung der Beschäftigten. Die Etablierung einer mo-
dernen Personalentwicklung heißt, dass das Personal nicht mehr nur anhand von 
Rechtsanwendungen „behandelt“ oder als Kostenfaktor in die Finanzplanungen in-
tegriert wird, sondern als wichtigste Ressource der Verwaltungen angesehen wird. 
Dieser Grundidee der Personalentwicklung kann man nicht allein durch neue Mana-
gement-Maßnahmen (wie sie oben genannt sind) näher kommen, sondern dies bedeu-
tet die Auseinandersetzung um eine neue „Philosophie“ um eine neue Führungs- und 

                                                 
115  Vgl. hierzu K. Tondorf: Leistungszulagen als Reforminstrument? Neue Lohnpolitik zwischen 

Sparzwang und Modernisierung. Berlin: Edition Sigma, 1997. 
116  Vgl. zur Frage der Anreizsysteme auch D. Wagner: Leistungsanreize im öffentlichen Dienst. In: 

Die neue Verwaltung, Heft 1/2002, S. 17ff. 
117  So zum Beispiel Leitlinien für die Personalentwicklung in der Landesverwaltung, Stellenbeset-

zungsrichtlinie, Vorschläge zum sozialverträglichen Stellenabbau (Teilzeitoffensive, Telearbeit in 
Verbindung mit Teilzeit, Prämienzahlungen bei Arbeitszeitreduzierungen, Erweiterung der Sabba-
ticalregelung u.a.m.), Hinweise für Mitarbeitergespräch und Einarbeitung neuer Mitarbeiter, Fort-
bildungskonzeption etc. 
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Verwaltungskultur. Die Personalvertretungen (wie auch Gewerkschaften und Beam-
tenbund) könnten eine wichtige Rolle dabei spielen, eine neue Verwaltungskultur 
herauszubilden: Gehen bisher die Bemühungen für eine Verbesserung des Personal-
management dahin, einzelne Instrumente als Leitorientierungen oder Hilfestellungen 
auszuarbeiten und diese in den Ressorts umzusetzen (z.B. Mitarbeitergespräche), 
wird es nach dieser (sicher notwendigen) Anfangsphase zunehmend um die systema-
tische Verknüpfung der Bestandteile modernen Personalmanagements gehen. Perso-
nalentwicklung muss reflexiv, das heißt zum Hauptelement einer „lernenden Organi-
sation“ werden. Aus den Maßnahmen der Personalentwicklung (zum Beispiel Mitar-
beitergespräche, Führungskräfte-Feedback, Qualifizierungsmaßnahmen) ist systema-
tisch neues Wissen über eine Verbesserung der Aufbau- und Ablauforganisation zu 
generieren. Nur so kann Mitarbeitermotivation entfaltet werden, können sich traditio-
nelle Verwaltungsmentalitäten unter den Beschäftigten für mehr Engagement, Flexi-
bilität und Eigenverantwortung öffnen. Hierbei stellen sich für die Personalvertretun-
gen umfangreiche neue Aufgaben der engagierten Mitwirkung.  

Eine solche neue Qualität des Personalmanagements lässt sich nicht mit dem „klassi-
schen“ bürokratischen Verwaltungsmodell verwirklichen. Die Art und Weise der 
Verwaltungsorganisation muss sich selbst ändern. Modernes Personalmanagement 
zielt weniger auf Verlaufskontrolle, sondern auf Ergebniskontrolle, weniger auf ex-
terne Kontrolle als auf Selbstkontrolle, weniger auf Einwilligung als auf Selbstver-
pflichtung, weniger auf fest definierte als auf flexible Rollen, weniger auf speziali-
sierte Arbeitsteilung als auf integrierende Handlungskompetenzen, weniger auf Kos-
tenminimierung als auf Nutzensmaximierung, weniger auf Rechtsanwendung 
(rechtsadäquates Handeln vorausgesetzt) als auf Dienstleistungsorientierung, weniger 
auf „Zuständigkeiten“ als auf praktische Handlungskompetenz. Dies alles setzt Ver-
änderungen in den Organisations- und Ablaufformen der Verwaltung wie auch den 
Führungsstilen voraus – und hierin liegen „eigentliche“ zentrale Ziele einer Verwal-
tungsmodernisierung, wie sie bislang nur in Anfängen im Blick sind. 

                                                 
118  Als Negativbeispiel könnte man erwähnen, dass in einem Ministerium ein Antrag auf eine (für das 

Ministerium kostenfreie) zweijährige Bildungspause (Ziel: Auslandsaufenthalt; Fremdsprache er-
lernen) mit der Begründung abgelehnt wurde, dass diese Qualifizierung im mittleren Dienst nicht 
gebraucht werde.  
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4. Personalausgaben und Personalstand Brandenburgs im 
Vergleich 

4.1 Personalausgaben und Konsolidierungspolitik 

Das Land Brandenburg hat im Vergleich der deutschen Bundesländer (Flächenlän-
der) nach Sachsen die zweitniedrigsten Personalausgaben pro Kopf der Bevölkerung: 

Tabelle 2: Personalausgaben der deutschen Flächenländer im Jahre 2001 

 Personalausgaben  
(Mio. DM) 

Einwohner am 
30.9.2001 

Personalausgaben pro 
Einwohner (DM) 

Flächenländer insgesamt 161.745 76.477.183 2.115 
Flächenländer Früheres Bundesgebiet 134.796 62.604.522 2.153 
Flächenländer Neue Länder 26.950 13.872.661 1.943 

 
Baden-Württemberg 24.053 10.513.723 2.288 
Bayern 26.692 12.209.832 2.186 
Brandenburg 4.785 2.600.220 1.840 
Hessen 12.863 6.064.433 2.121 
Mecklenburg-Vorpommern 3.763 1.779.709 2.114 
Niedersachsen 15.981 7.923.206 2.017 
Nordrhein-Westfalen 37.492 18.005.610 2.082 
Rheinland-Pfalz 9.156 4.032.134 2.271 
Saarland 2.584 1.068.929 2.417 
Sachsen 8.090 4.432.855 1.825 
Sachsen-Anhalt 5.474 2.624.304 2.086 
Schleswig-Holstein 5.975 2.786.655 2.144 
Thüringen 4.838 2.435.573 1.986 

Quelle: Statistisches Bundesamt; BISS 2002 

Gewiss können die Personalausgaben nur dann richtig gewertet werden, wenn sie in 
den Kontext der Gesamtstruktur der Einnahmen und Ausgaben des Landes gestellt 
werden und wenn hierbei eine Perspektivplanung zugrunde liegt. So lagen im Jahre 
2001 in Brandenburg die tariflichen Löhnen und Gehälter bei 88,5% des Westni-
veaus, im Jahre 2002 bei 90 Prozent. Würde man – rein rechnerisch – die gegenwär-
tigen Pro-Kopf-Ausgaben von 88,5% (Jahr 2001) auf 100% hoch rechnen, lägen sie 
mit 2.079 DM immer noch niedriger als im Durchschnitt der Flächenländer West 
(2.153 DM; bezogen auf Jahr 2001). Zusätzlich fällt ins Gewicht, dass Brandenburg 
(wie insgesamt die ostdeutschen Länder) derzeit noch einen geringeren Anteil an 
Beschäftigten in den Anstalten und Körperschaften unter Landesaufsicht hat (vgl. 
Tabellen 4 und 6), deren Personalausgaben in der genannten Statistik nicht berück-
sichtigt sind. Wenn man von diesen Faktoren ausgeht, könnte man von einer ver-
gleichsweise günstigen Bewertung der Personalkosten in Brandenburg ausgehen. 
Man muss jedoch auch andere Faktoren betrachten: 

Brandenburg hat im Vergleich der deutschen Bundesländer einen hohen Schul-
denstand pro Kopf der Bevölkerung, was mit entsprechenden Zinslasten verbunden 
ist. Nur Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und das Saarland haben noch eine höhe-
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re Pro-Kopf-Verschuldung der öffentlichen Länder-Haushalte als Brandenburg. Die 
Verschuldung pro Einwohner erhöht sich vom Jahre 2000 (5.121 Euro) bis zum Jahre 
2005 noch auf 5.677 Euro, obwohl in diesem Zeitraum die Netto-Neuverschuldungen 
des Landes bis auf Null zurückgefahren werden sollen. Im gleichen Zeitraum erhö-
hen sich gemäß der Haushaltsplanung des Landes auch die Zinslasten, und zwar von 
679 Mio. Euro (Jahr 2000) auf 853 Mio. Euro (Jahr 2005). Erst nach dem Jahre 2005 
ist ein schrittweiser Abbau der Schuldenlast möglich, was aber erhebliche strukturelle 
Einsparungen im Landeshaushalt voraussetzt.119  

Und noch aus einem ganz nahe liegenden Grund ist die vergleichsweise günstige 
Situation Brandenburgs bei den Personalausgaben ambivalent und nur mit weiteren 
Anstrengungen haltbar: Die innere Struktur der Personalausgaben Brandenburgs un-
terscheidet sich – wie Tabelle 3 zeigt – erheblich von jener der westlichen Bundes-
länder. Betrachtet man demnach allein die laufenden Dienstbezüge (Gruppierungs-
nummer 4.2), so hat Brandenburg mit 820 Euro pro Einwohner höhere Personalaus-
gaben als Schleswig-Holstein, jedoch niedrigere als Mecklenburg-Vorpommern. 
Gravierend fällt der unterschiedliche Anteil bei den Versorgungsbezügen ins Ge-
wicht. Die ostdeutschen Länder – so auch Brandenburg – haben hier derzeit noch 
weitaus geringere Ausgaben als die westdeutschen Länder. Perspektivisch ist in den 
ostdeutschen Ländern jedoch mit einem schnellen Wachstum dieser Versorgungsbe-
züge (vor allem Pensionslasten) zu rechnen. Da es sich hierbei um gesetzliche An-
sprüche handelt, ist dieser wachsende Ausgabenblock nicht beeinflussbar und wird 
die Personalausgaben in den nächsten Jahren nach oben drücken. Allerdings muss 
auch berücksichtigt werden, dass der größte Teil dieser Versorgungslasten durch 
Pensionsansprüche der Beamten entsteht. Und hier hat Brandenburg (wie insgesamt 
die ostdeutschen Länder) noch einen etwas niedrigeren Anteil als im Durchschnitt der 
westdeutschen Länder. 

Tabelle 3: Personalausgaben pro Kopf der Bevölkerung (in Euro) nach Gruppierungen laut 
Haushaltsplan in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein im Jahre 2002 

Gruppie-
rungs-
nummer 

Bezeichnung BB M-V S-H 

4.1 Aufwendungen für Abgeordnete und ehren-
amtlich Tätige 

5 5 4 

4.2 Bezüge und Nebenleistungen 820 1046 744 
4.3 Versorgungsbezüge und dgl. 7 9 245 
4.4 Beihilfen, Unterstützungen und dgl. 16 13 57 
4.5 Sonstige personalbezogene Sachausgaben 2 5 5 
4.6 Globale Mehr- und Minderausgaben für 

Personalausgaben 
62 9 0 

4 Personalausgaben gesamt pro Kopf (in 
Euro) 

911 1087 1055 

Quelle: BISS 2002; berechnet nach Angaben der Haushaltspläne der Länder. 

                                                 
119  Bis zum Jahre 2005 soll die Nettokreditaufnahme auf „Null“ zurückgeführt werden; nach diesem 

Zeitpunkt soll dann schrittweise der Schuldenberg abgebaut werden. Diese Prognose wurde aller-
dings abgegeben, bevor das Haushalts-Defizit von 1,4 Mrd. Euro für den Haushalt 2002/2003 be-
kannt wurde (vgl. Einleitung). 
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Die Anstrengungen des Landes zur Konsolidierung der Staatsfinanzen sind ein zent-
raler Punkt, um auch in Zukunft die Handlungsfähigkeit des Staates zu erhalten und 
eine hinreichende öffentliche Daseinsvorsorge zu gewährleisten. Andererseits wird 
diese Herangehensweise heute in Wissenschaft und Politik immer wieder unter dem 
Gesichtspunkt diskutiert, ob ein Abbau staatlicher Überschuldung – gerade in einer 
wirtschaftlichen Krisensituation – allein durch das Sparen auf der Ausgabenseite oder 
ergänzend über die gezielte Verstärkung der Wertschöpfungsbasis im Lande durch 
gebündelte und neuorientierte Wirtschaftsförderung erfolgen kann bzw. muss.120 Und 
noch mehr: Im weiteren Sinne geht es um Strukturreformen des öffentlichen Sektors. 
Während die administrativen Staatsfunktionen „verschlankt“ werden müssen, sind 
die Dienstleistungs- und reproduktiven Funktionen des Staates anders zu behandeln: 
Hier sind die Möglichkeiten rechtlicher Verselbständigung auszuloten, die Aktivie-
rung von Selbstfinanzierungspotenzialen, die Möglichkeiten zum Aufbau und zur 
Unterstützung gemeinwirtschaftlicher Trägerstrukturen, in diesem Zusammenhang 
auch von Belegschaftsbeteiligungen, von Mitbestimmung und speziellen tariflichen 
Rahmenbedingungen. Im politischen Raum Brandenburgs ist diese Debatte noch 
wenig entwickelt, so dass die Ausgabenkürzungen gegenwärtig als der einzige Weg 
erscheinen. Ausgabenkürzungen allein sind aber keine hinreichende Antwort auf die 
Fragen der Zukunft des Landes. Statt dessen gehören Konsolidierungspolitik und 
Strukturreformen zusammen. 

Seitens der Gewerkschaften wird in Brandenburg zurecht auch darauf verwiesen, zur 
Einnahme-Seite des Haushaltes neue Konzepte zu entwickeln. Neben der bereits er-
wähnten Frage, die Wertschöpfungsbasis im Lande durch gebündelte Wirtschaftsför-
derungsmaßnahmen und wertschöpfende öffentliche Investitionen zu stärken, sind 
die Einnahmen im Haushalt Brandenburgs – wie auch in den anderen ostdeutschen 
Ländern – in hohem Maße auf die verschiedensten Transfer- bzw. föderalen Finanz-
ausgleichsleistungen angewiesen, die aber tendenziell – abnehmen. Hinzu kommt die 
weithin offene Frage nach dem Umfang der EU-Förderungen nach dem Auslaufen 
der gegenwärtigen Förderperiode im Jahre 2006. Mit der Einigung der Koalitions-
partner SPD und Bündnis90/Die Grünen auf Bundesebene (September 2002), dass 
Ostdeutschland zu einem Schwerpunkt der Bundes-Regierungspolitik gemacht wer-
den soll, könnten neu die Spielräume ausgelotet werden, die ein Ausbluten des öf-
fentlichen Sektors in Ostdeutschland mangels eigener Steueraufkommen verhindern. 
Daneben gewinnen die in Abschnitt 2.1 erwähnten gewerkschaftlichen Vorschläge 
nach steuerlichen Reformen (Vermögenssteuer, Erbschaftssteuer usw.) – zu adressie-
ren an die Bundesebene und an die Solidarität der Länder121 – an Gewicht. Hierzu 

                                                 
120  Zu den Essentials einer solchen Politik gehören zum Beispiel (hier ohne Wertung für Branden-

burg): 1. systematische Bestandspflege (einschließlich Frühwarnsystem, Krisenmanagement, Sa-
nierungsgesellschaften, Risikokapitalbeteiligung, Kreditbürgschaften usw.) – vor allem im Bereich 
kleiner und mittlerer Unternehmen. 2. Eindeutige Konzentration der Wirtschaftsförderungsmittel 
auf innovative regionale Cluster mit überregionalen Absatzchancen, auf regionale Produktions- 
und Dienstleistungscluster; regionale Wertschöpfungsketten mit überregionalem Marktanschluss, 
Innovationscluster zwischen Hochschulen und Wirtschaft; gewinnorientierte regionale Unterneh-
mensnetzwerke. 3. Systematisch Kerne für selbstragenden Aufschwung aufbauen.  

121  Da es sich bei diesen Steuern um Ländersteuern handelt, müsste die Initiative für Neuregelungen 
von den Ländern ausgehen. Nach den Bundestagswahlen vom September 2002 wurden die Vor-
schläge nach einer Wiedereinführung bzw. Neuregelung der Vermögenssteuer und Neuregelung 
der Erbschaftssteuer erstmals auch seitens einiger SPD-regierter Länder und teilweise in der Bun-
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liegen in Wissenschaft und Öffentlichkeit umfängliche Vorschläge bereit, die auf 
alternativen Denkansätzen zum neoliberalen Rückzug des Staates beruhen.122 Bun-
desgesetzliche Veränderungen bei Ländersteuern wie Vermögens- und Erbschafts-
steuern (auch beispielsweise Kfz-Steuern) bedürfen der Zustimmung des Bundesrates 
und sind bei den gegenwärtigen Mehrheitsverteilungen in Bundestag und Bundesrat 
schwer durchsetzbar. Das Interesse des Landes Brandenburg kann aber hinsichtlich 
Vermögens- und Erbschaftssteuer nur darin gesehen werden, hier zu bundesweiten 
Neuregelungen zu gelangen, von denen Brandenburg vor allem u.a. über den 
horizontalen Länderfinanzausgleich finanziell partizipieren könnte. Immerhin rechnet 
man – je nach konkretem Novellierungsansatz – allein bei diesen beiden Steuerarten 
mit Mehreinnahmen der deutschen Länder bis zu 20 Mrd. Euro. Die gewerkschaftli-
che Aufforderung, dass die Landesregierung hier länderübergreifende Initiativen un-
ternehmen solle, ist vor diesem Hintergrund nachvollziehbar und entspricht den seit 
längerem entwickelten Positionen.123 

Darüber hinaus wäre es angesichts der angespannten Haushaltssituation kein „Wun-
der“, wenn – ergänzend zu den bisherigen Regelungen zur Altersteilzeit, zu Teilzeit, 
Vorruhestand und Abfindungen – auch in Brandenburg die Frage nach einer tarifli-
chen Neuregelung des arbeitszeitlichen Regimes aufgeworfen wird. Im Nachbarland 
und perspektivischen Fusionspartner Berlin wurden Vorstellungen aus dem Senat 
nach einer Verkürzung der Arbeitszeit auf 35 bzw. 37 Stunden für die oberen Ge-
haltsgruppen an die Öffentlichkeit gebracht. Seitens des ver.di-Bezirkes Berlin-
Brandenburg wird eine Verkürzung der Arbeitszeit ohne Lohnausgleich strikt abge-
lehnt. Zugleich signalisieren die Gewerkschaften Verhandlungsbereitschaft hinsicht-
lich neuer Anreizsysteme zur Einführung von Teilzeit – so z.B. hinsichtlich sozial 
gestaffelter Kompensationsregelungen für Nettogehalt und Rentenbeiträge. Hierbei 
seien die Regelungen der Tarifgemeinschaft der Länder zu berücksichtigen. Insgesamt 
stehen die Verhandlungen um diese Fragen einer Neuregelung des arbeitszeitlichen 
Gesamtregimes, nach einer evtl. Verkürzung von Arbeitszeiten und sozial differenzier-
ten kompensatorischen Gegenleistungen noch am Anfang. 

Die perspektivisch prognostizierte Finanzsituation für Brandenburg ist schwerwie-
gend und wird vermutlich dazu führen, dass manche der bisherigen Grundverständ-
nisse über den öffentlichen Dienst neu in die politischen Verhandlungssysteme und 
Auseinandersetzungen eingeführt werden. Nach einer Haushaltsprojektion seitens des 

                                                                                                                                        
des-SPD aufgenommen, unter anderem, um auf diese Weise bildungspolitische Ziele zu finanzie-
ren.  

122  Vgl. hierzu u.a. die Analysen der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (MEMO) an der 
Uni Bremen: http://www.memo.uni-bremen.de. 

123  Seitens der DGB-Landesbezirke Berlin-Brandenburg und Bayern wurde bereits im August 1999 
ein gemeinsamer Vorschlag zur Wiedereinführung der Vermögenssteuer unterbreitet, um auf diese 
Weise mehr öffentliche Investitionen, Wachstum und Beschäftigung zu finanzieren. Die Gewerk-
schaft ver.di fordert die Wiedereinführung einer reformierten Vermögenssteuer bei Freibeträgen 
von ca. 500.000 Euro bei einer vierköpfigen Familie und bei Einbeziehung der vom Bundesver-
fassungsgericht vorgegebenen Richtwerte für die Einbeziehung von Immobilien. Weitere ver.di-
Forderungen sind die höhere Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen, keine weitere Ab-
senkung des Höchststeuersatzes von 47% (geltend ab 2004), eine Reform der Unternehmensbe-
steuerung, keine Steuerbefreiung bei Unternehmensveräußerungen, keine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer, Reformierung des Ehegattensplitting, Besteuerung von Spekulationsgewinnen, Bör-
senumsatzsteuer u.a.m. 
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Brandenburger Finanzministeriums müssten bis zum Jahre 2019 – dem Auslaufen 
des Solidarpakts – jährlich weitere 900 Mio. Euro strukturell eingespart werden.124 
Nur so könne verhindert werden, dass das Land auf weiter steigende Nettokreditauf-
nahmen angewiesen sei. Diese strukturellen Einsparzwänge müssten weitgehend über 
die Ausgabegruppen 4 (Personalausgaben) und 5 (Sachausgaben – hier bestehen nur 
geringe Spielräume) erfolgen, da Fördermittel in den anderen Ausgabegruppen zu 
investiven Zwecken zu nutzen sind. Theoretisch bestünde zwar die Möglichkeit auch 
beim Fördermittelwesen erhebliche Kürzungen vorzunehmen (beispielsweise, indem 
die Mittel der EU oder der „Gemeinschaftsaufgabe“ nicht in Anspruch genommen 
werden und somit Kofinanzierungen entfallen), dies wäre jedoch allein schon deshalb 
kontraproduktiv (s.o.), weil auf diese Weise durch wegfallende Unterstützungen der 
Wirtschaft sowohl Steuereinnahmen als auch Arbeitsplätze verloren gingen. Entspre-
chend der genannten Projektion würde das Land in den nächsten 17 Jahren – um zu 
konsolidierten und nachhaltigen Staatsfinanzen zu gelangen – zu einer schrittweisen 
Reduktion der jährlichen Personalausgaben um etwa ein Drittel gegenüber dem Ist-
Stand gezwungen sein. Damit wird vehement die Frage aufgeworfen, welche Per-
spektiven die öffentliche Hand in der Zukunft noch haben wird. Soll eine drastische 
Reduktion und schleichende Verschlechterung der öffentlichen staatlichen Daseins-
vorsorge verhindert werden, müssen tiefgreifende Strukturreformen (Verschlankung 
der administrativen Staatsfunktionen; Neustrukturierung der Dienstleistungs- und 
reproduktiven Staatsfunktionen) mit der Suche nach einer Verbesserung der Einnah-
mesituation gekoppelt werden: Stabilisierung und Stärkung der Wertschöpfungsbasis 
im Lande; Entwicklung eines Gemeinwirtschaftssektors als Alternative zum Aufga-
benabbau dort, wo sinnvolle öffentliche Daseinsvorsorge nicht mehr möglich und 
private Wahrnehmung nicht angeboten wird; Weiterentwicklung der tariflichen 
Rahmenbedingungen; Initiativen des Landes auf der Bundesebene. 

4.2 Personalstand 

Das Land Brandenburg beschäftigte am 30.6.2001 nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes insgesamt 72.037 Personen im unmittelbaren öffentlichen Landes-
dienst, darunter 69.303 in den Kernhaushalten und 2.734 in Einrichtungen mit kauf-
männischer Rechnungsführung. Für einen Vergleich mit anderen deutschen Bundes-
ländern ist nicht die Anzahl der Personen, sondern die Anzahl der Vollzeitäquivalente 
relevant (vgl. Tabelle 5). Hier steht Brandenburg unter den neuen Bundesländern mit 
26,1 (Gesamtpersonal; einschließlich Einrichtungen mit kaufmännischem Rech-
nungswesen) bzw. 25,1 (nur Kernhaushalt) Vollzeitäquivalenten. pro 1.000 EW an 
„Platz 2“ hinter Sachsen.125 Alle westlichen Bundesländer halten allerdings weniger 
Personal (Vollzeitäquivalente) vor. Außerdem muss berücksichtigt werden, dass die 
Vollarbeitszeit im öffentlichen Dienst Ostdeutschlands derzeit noch 1,5 Stunden über 
der westdeutschen liegt (40 Stunden statt 38,5 Stunden). Würde man rechnerisch 
diese 1,5 Stunden auf Vollzeitäquivalente aufteilen, würde Brandenburg beim Ge-

                                                 
124  So der Staatsekretär des MdF auf einem Vortrag an der Humboldt-Universität zu Berlin am 

31.05.2002. 
125  Es handelt sich hierbei um insgesamt 67.874 bzw. 65.257 (nur Kernhaushalte) Vollzeitäquivalente. 
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samtpersonal auf 27,1 pro 1.000 EW und bei den Kernhaushalten auf 26,1 pro 1.000 
EW kommen. 

Schließlich müssten in einen Vergleich die Vollzeitäquivalente der Anstalten und 
Körperschaften unter Landesaufsicht (ohne Sozialversicherungsträger) einbezogen 
werden, da diese wesentlich aus Landesmitteln finanziert werden (vgl. Tabellen 4 
und 6).  

In Tabelle 4 addieren wir die Vollzeitäquivalente im öffentlichen Dienst und jene in 
den Anstalten und Körperschaften unter Landesaufsicht. Diese Tabelle ist wohl am 
aussagefähigsten, wenn es um einen Vergleich der Personalstände in den deutschen 
Bundesländern geht, wie hier sowohl die Beschäftigten im traditionellen öffentlichen 
Dienst („Kernhaushalte“), die Beschäftigten in Einrichtungen der Länder (auch mit 
kaufmännischer Rechnungsführung, so Universitäten, Krankenhäuser, Landesbetrie-
be) als auch die Beschäftigten in Anstalten und Körperschaften unter Landesaufsicht 
einbezogen sind. Demnach hat Brandenburg 26,4 Vollzeitäquivalente. Das ist im 
Vergleich der ostdeutschen Länder (nach geringfügigem Abstand zu Sachsen; die 
anderen drei ostdeutschen Flächenländer haben deutlich mehr) der zweitniedrigste 
Besatz. Bezieht man die westdeutschen Flächenländer in den Vergleich ein, dann 
haben alle (!) westlichen Flächenländer eine niedrigere Ausstattung an Vollzeitäqui-
valenten als die „Spitzenländer“ Sachsen und Brandenburg in Ostdeutschland. 

Tatsächlich spielt eine wichtige Rolle, von welchen Zahlen die Rede ist, wenn der 
Personalbestand von Bundesländern verglichen wird. So weist die neueste Studie von 
Helmut Seitz126 aus, dass Brandenburg 170 Bedienstete pro 100.000 Einwohner mehr 
als Sachsen und 570 mehr als vergleichbare (finanzschwache) westliche Flächenlän-
der vorhält. Brandenburg müsse 5.000 Stellen kürzen, um auf das Niveau von Sach-
sen oder 15.000 Stellen, um auf das Niveau der finanzschwachen westlichen Flächen-
länder zu gelangen. Seitz bezieht die erstgenannten Zahlen (170 bzw. 570) ausdrück-
lich auf die Kernhaushalte und auf die Anzahl der beschäftigten Personen. Die zweit-
genannten Zahlen (5.000 bzw. 15.000) bezieht er ausdrücklich auf Vollzeitäquivalen-
te und Kernhaushalte. In so weit stimmen die Zahlen mit jenen überein, die auch in 
der hier vorliegenden Studie verwandt wurden. Allerdings wurden sie in Pressemel-
dungen und teilweise auch in der öffentlichen Diskussion so dargestellt, dass Bran-
denburg 15.000 Stellen streichen müsse, um das Niveau vergleichbarer westlicher 
Länder zu erreichen.128 Aber: Was heißt „streichen“? In wie weit geht es wirklich um 
Überbesetzungen oder inwieweit geht es um unterschiedliche Strukturen des Landes-
dienstes, die statistisch verschieden erfasst werden? Formal gesehen, würde es aus-
reichen, diese 15.000 Stellen aus den Kernhaushalten herauszunehmen und in Ein-
richtungen mit kaufmännischer Rechnungsführung (z.B. Landesbetriebe) überzufüh-
ren, um „statistischen Gleichstand“ mit den westlichen Ländern zu erhalten. Auf die-
se Weise wäre natürlich ebenso wenig gelöst wie durch die in der Öffentlichkeit offe-
rierte Behauptung, Brandenburg müsse 15.000 Stellen tatsächlich abbauen.  
                                                 
126  H. Seitz 2002 (September): Benchmarking-Report Brandenburg. Öffentliche Aufgabenerfüllung 

im Ländervergleich, Entwurf, download: http://www.brandenburg.de (MdF, Haushalt). 
127  H. Seitz 2002 (September): Benchmarking-Report Brandenburg. Öffentliche Aufgabenerfüllung 

im Ländervergleich, Entwurf, download: http://www.brandenburg.de (MdF, Haushalt). 
128  Vgl.: Das Land lebt weit über seine Verhältnisse. In: der Tagesspiegel, 1.10.2002. 
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Die sachliche Kernfrage solcher Vergleiche besteht immer darin, welche Zahlen ein-
bezogen werden: Werden nur die Kernhaushalte einbezogen oder auch die Einrich-
tungen mit „Sonderrechnung“ (kaufmännischer Rechnungsführung)? Werden die 
Anstalten und Körperschaften unter Landesaufsicht einbezogen? Außerdem ist 
selbstverständlich vorauszusetzen, dass von der Anzahl der Vollzeitäquivalente und 
nicht von der Anzahl der beschäftigten Personen ausgegangen wird. Dies soll am 
Vergleich Brandenburg-Sachsen dargestellt werden:  

Tabelle 4: Vollzeitäquivalente pro 1.000 EW in den verschiedenen Formen des Landesdienstes 
am 30.6.20011) 

 Öffentlicher  
Landesdienst2) 

Anstalten und Körperschaften unter  
Landesaufsicht3) Gesamt 

Baden-Württemberg 21,7 2,7 24,4 
Bayern 22,1 0,1 22,2 
Brandenburg 26,1 0,3 26,4 
Hessen 18,7 4,5 23,2 
Mecklenburg-Vorpommern 29,5 - 29,5 
Niedersachsen 22,8 0,0 22,8 
Nordrhein-Westfalen 19,5 1,3 20,8 
Rheinland-Pfalz 20,8 2,5 23,3 
Saarland 24,7 0,2 24,9 
Sachsen 24,6 1,6 26,2 
Sachsen-Anhalt 29,9 0,1 30,0 
Schleswig-Holstein 19,1 4,4 23,5 
Thüringen 28,0 0,1 28,1 

1) Für Schleswig-Holstein Jahr 2000. 
2)  Einschließlich Einrichtungen mit kaufmännischer Rechnungsführung wie Krankenhäuser, Universitäten, 

Wirtschaftsbetriebe. 
3)  Ohne Sozialversicherungsträger. 
 Quelle: BISS 2002, berechnet nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.  

Bezieht man nur die Kernhaushalte ein, käme Brandenburg bei 65.257 Vollzeitäqui-
valenten (VZÄ; 30.6.2001) und 2.593.584 Einwohnern auf 2.516 VZÄ pro 100.000 
EW; Sachsen käme bei 101.777 VZÄ und 4.392.673 EW auf 2.317 VZÄ pro 100.000 
EW, das sind 199 weniger als Brandenburg. Bezieht man hingegen die Kernhaushal-
te und die Einrichtungen mit kaufmännischer Rechnungsführung ein, käme Branden-
burg bei 67.874 VZÄ auf 2.617 VZÄ pro 100.000 EW; Sachsen käme bei 108.880 
VZÄ auf 2.479 VZÄ pro 100.000 EW, das sind 138 weniger als Brandenburg. Be-
zieht man hingegen zusätzlich noch die Anstalten und Körperschaften unter Lan-
desaufsicht ein, käme Brandenburg bei 68.778 VZÄ auf 2.652 VZÄ pro 100.000 
EW; Sachsen käme bei 115.858 VZÄ auf 2.638 VZÄ pro 100.000 EW, das sind nur 
14 weniger als Brandenburg. Wenn man dann noch berücksichtigt, dass Sachsen eine 
weitaus größere Einwohnerdichte als Brandenburg hat, könnte man davon ausgehen, 
dass dieser Unterschied von 14 VZÄ pro 100.000 EW mehr als gerechtfertigt ist. 

Sicher lässt sich auch anhand von Tabelle 4 feststellen, dass die östlichen Flächen-
länder jeweils mehr Beschäftigte (VZÄ) als die westlichen vorhalten. Wie ist es aber 
mit den obengenannten 15.000 Stellen, die in Brandenburg abgebaut werden müss-
ten, um auf das Niveau der westlichen Länder zu gelangen? Ziehen wir von den 
68.778 VZÄ (Kernhaushalte, Einrichtungen mit kaufmännischer Rechnungsführung, 
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Anstalten und Körperschaften) 15.000 ab, dann kommen wir auf 53.778 VZÄ. Das 
wären dann 20,7 VZÄ pro 1.000 EW. Vergleicht man mit Tabelle 4, dann hat keines 
der westlichen Bundesländer eine solch niedrige Personalausstattung. Die Zahl 
15.000 scheint unter dieser Sichtweise, wenn man also all die genannten Bereiche der 
direkten und indirekten Personalfinanzierung seitens der Länder einbezieht, stark 
überhöht. 

Es gibt verschiedene Ursachen für die vergleichsweise etwas höhere Personalausstat-
tung in den östlichen Bundesländern. So besteht einerseits noch ein gewisser „Über-
hang“, der aus dem Entstehungsprozess des Aufbaus der Landesverwaltungen zu 
erklären ist (vgl. Kapitel 1). Während die westlichen Bundesländer über 50 Jahre 
hinweg ihre Verwaltungen aufbauen und optimieren konnten, sieht das in den ost-
deutschen Ländern ganz anders aus. Hinzu kommt die herausgehobene Rolle des 
öffentlichen Sektors in Ostdeutschland bei der Kompensierung der Arbeitslosigkeit. 
Anders als in den westlichen Ländern, würde der Abbau von öffentlich bedienstetem 
Personal in Ostdeutschland nicht vom privaten oder „dritten“ Sektor aufgefangen und 
hätte somit wieder neue (auf die Bundesanstalt für Arbeit und auf die Sozialhilfelas-
ten der Kommunen „verschobene“) öffentliche Lasten zur Folge. Zu beachten ist, 
dass die ostdeutschen Länder, zum Beispiel auf Grund der bisher vollständigen Ein-
beziehung in die Ziel-1-Gebiete der Europäischen Union – umfangreichere Verwal-
tungsaufwendungen zum sachgerechten Einsatz der Fördermittel aufbringen müssen. 
Ein weiterer Punkt besteht darin, dass privatisierte Einrichtungen, die bisher zum 
Bestandteil des öffentlichen Dienstes gehörten, nicht in die Statistik einbezogen sind, 
hierfür jedoch nach wie vor öffentliche Mitteln eingesetzt werden: nicht auf dem 
Wege von „Personalkosten“, sondern über „Zuschüsse“ oder sonstigen Ausgaben. 
Dieser Anteil ist den westlichen Bundesländer in der Regel höher – genaue Daten 
liegen nicht vor. Schließlich sind bei jedem Ländervergleich die Einwohnerdichten 
mit in die Betrachtungen einzubeziehen, weil sich bei geringeren Einwohnerdichten – 
so besonders in Mecklenburg-Vorpommern, aber auch in Brandenburg – höhere 
Aufwendungen an Personaleinsatz ergeben als in Ländern mit hoher Einwohnerdich-
te. Insgesamt bedarf es deshalb einer sehr differenzierten Betrachtungsweise, wenn 
vergleichende Aussagen über den Personalstand der Länder getroffen werden. 

Dies trifft ganz besonders dann zu, wenn einzelne Aufgabenbereiche hinsichtlich der 
Personalausstattung zwischen den Ländern verglichen werden. Beim Lesen der 
nachfolgenden Tabelle 5 können die Vergleichszahlen zu einzelnen Aufgabenberei-
chen bestenfalls als grobe Orientierung, nicht aber als Grundlage für Reduktionszie-
le genutzt werden. Hierfür sind die Aufgabenbereiche in den einzelnen Ländern zu 
unterschiedlich zusammengesetzt, sowohl in der Realität als auch in der Statistik. 
Auch die Umfeldbedingungen in den einzelnen Ländern unterscheiden sich zum Teil 
drastisch. So muss Brandenburg beispielsweise als dünnbesiedeltes Flächenland bei 
vielen Aufgabenbereichen – so bei Lehrern oder Polizei – zwangsläufig pro Einwoh-
ner mehr Personal vorhalten als in dichter besiedelten Ländern. Wenn Einrichtungen 
in private Rechtsformen umgewandelt worden sind, so zum Beispiel Krankenhäuser 
(hier auch bei Trägerschaften durch DRK, Kirchen, Wohlfahrtsverbände) oder bei 
der Polizei (zum Beispiel technische Dienste), tauchen Sie in der Personalstatistik 
nicht mehr auf. Wenn die Aus- oder Fortbildung bei der Polizei durch eine spezielle 
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Abteilung im Rahmen einer Verwaltungs(fach)hochschule wahrgenommen wird, 
taucht das Personal nicht mehr unter „Polizei“, sondern unter „Bildungswesen, Wis-
senschaft, Forschung“ auf. Das Personal von privaten Schulen oder Hochschulen ist 
nicht mehr in der Personalstatistik erfasst. Das Benchmarking der Personalzahlen – 
gesamt wie nach Aufgabenbereichen – kann zwar eine Grundlage dafür sein, die 
Ursachen für divergierende Personalbestände zu hinterfragen; formale Anglei-
chungsziele würden jedoch in die Irre führen. Notwendig wäre bei einem solchen 
Benchmarking, genau und differenziert die Wahrnehmung der Aufgaben durch öf-
fentliche, öffentlich-rechtliche, private und andere Anbieter zu analysieren sowie 
herauszufinden, welche Landesmittel auf welchen Wegen hierfür aufgewandt werden. 
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Tabelle 5: Vollzeitäquivalente im öffentlichen Landesdienst pro 1.000 Einwohner am 30.6.2001 
in den deutschen Flächenländern1) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1) Für Schleswig-Holstein Jahr 2000. Punkt 0-8 „Sonderrechnungen“ mit kaufmännischem Rechnungswesen;  
Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnung BISS e.V. 2002. 
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Tabelle 6: Personal der Anstalten und Körperschaften unter Landesaufsicht pro 1.000 Einwoh-
ner am 30.6.2001 in den deutschen Flächenländern1) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1) Nach Angaben des Statistisches Bundesamtes. Ohne Sozialversicherungsträger. Für Schleswig-Holstein Jahr 
2000. Das Land Mecklenburg-Vorpommern weist bei den rechtlich selbständigen Anstalten kein Personal aus. 
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5. Zusammenfassung – 10 Thesen 

1. Seit 1999 hat die Brandenburger Landesregierung einen dynamischen Verwaltungs-
reformprozess in Gang gesetzt, der sich mittlerweile mit den Modernisierungsprozes-
sen in vielen anderen deutschen Ländern messen kann. Gleichwohl steht er noch am 
Anfang. Für die Fortführung stellen sich grundsätzliche konzeptionelle Fragen. Es 
handelt sich um „Weichenstellungen“, die bislang nicht systematisch zum Gegenstand 
politischer Diskussions- und Meinungsbildungsprozesse gemacht worden sind: 

– Wie kann es gelingen, nachhaltige Haushaltskonsolidierung so mit dem Prozess 
der Verwaltungsmodernisierung zu verbinden, dass im Ergebnis die Leistungsfä-
higkeit und Akzeptanz des öffentlichen Sektors nicht geschwächt, sondern gestärkt 
werden? 

– Wie kann es gelingen, den Prozess der Verwaltungsmodernisierung mit einem 
„Motivations- und Partizipationsschub“ für die Beschäftigten (einschließlich Füh-
rungskräfte) in der Landesverwaltung zu verbinden, Demotivationsfaktoren zu-
rückzudrängen und traditionell bürokratische Orientierungs-, Verhaltens- und Re-
gulierungsmuster zu überwinden? 

Auf der Suche nach Antworten auf diese beiden Fragen, ist eine ganzheitliche Sicht 
der Voraussetzungen, des Verlaufs, der Stärken, Probleme und Defizite des Verwal-
tungsreformprozesses erforderlich, sind qualifizierte Einschätzungen zur Mitarbeiter-
beteiligung und ihren institutionellen Formen herauszuarbeiten. Die vorliegende Studie 
soll hierzu einen Beitrag leisten. 

2. Übergreifende Relationen der Landesentwicklung – wie das Verhältnis von Land, 
Regionen und Kommunen, die Frage von Zentralitäts- und Deregulierungstendenzen, 
von institutioneller „government-“ und „governance“-Steuerung – werden im gegen-
wärtigen Prozess der Landesverwaltungsreform noch unzureichend thematisiert. Hier 
neue Zugänge zu finden, gehört aber zu den großen Herausforderungen dieser Reform. 
Dies wird in der Studie anhand spezifischer Seiten des Aufbauprozesses der öffentli-
chen Verwaltung in den 90er Jahren gezeigt. Nach anfänglich anders gearteten Orien-
tierungen führte die „verwaltungsorganisatorische Eigendynamik“ seit der zweiten 
Hälfte der 90er Jahre zu einer fortschreitenden Zentralisierung und Bürokratisierung 
im Sinne „klassischer Verwaltung“ – verbunden gleichzeitig mit Separierungstenden-
zen zwischen den Ressorts. Die ursprünglichen Intensionen bei der Gründung und in 
den ersten Aufbaujahren des Landes („Brandenburger Weg“; „dezentrale Konzentrati-
on“) wurden bereits seit einigen Jahren schrittweise verlassen und sind heute durch 
andere Steuerungsziele und -formen ersetzt worden („government-Steuerung“; „Zen-
tralitäts- und Schwerpunktsetzungen“). Seit kurzem wird auch offiziell seitens der 
Regierung das formal noch gültige Prinzip der dezentralen Konzentration in Frage 
gestellt, allerdings einseitig unter dem Gesichtspunkt von „Abschmelzungen“ der 
Förderungen in den Randregionen bei Konzentration auf das Berliner Umland und 
große Städte. 

Derartige Konzentrationsprozesse benötigen aber als Komplement eine alternative 
Strategie zur Entwicklung der Teilregionen des Landes und damit insbesondere zur 
optimalen Erschließung der endogenen Potenziale des Landes. Die Alternative zur 
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„dezentralen Konzentration“ sollte nicht einfach „Gesamtregion“, „Schwerpunktset-
zung“, „Einsparung“ heißen, sondern auch neue Chancen und neue Wege für die Ent-
wicklung der Teilregionen des Landes, für die Unterstützung regionaler Cluster und 
innovativer Netzwerke aufbauen. Brandenburg hat mittlerweile bei der institutionellen 
Unterstützung endogener Potenziale der Teilregionen des Landes – im Unterschied zu 
den 90er Jahren – einen Rückstand im Vergleich zu anderen deutschen Bundesländern 
(wie Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt sowie einer Reihe westli-
cher Bundesländer) erlangt, die verschiedenste Mitentscheidungskompetenzen in die 
Regionen übertragen haben und gezielt innovative regionale Projektnetzwerke fördern. 
In diesem Zusammenhang wäre zu prüfen, ob der aus der Konzeption der „dezentralen 
Konzentration“ herrührende Zuschnitt der Planungsregionen („Tortenstücke“) heute 
noch einen hinreichenden Bestand an regionalen Gemeinsamkeiten widerspiegelt oder 
diese eher durch andere regionale „Schnitte“ wahrgenommen werden können. Ein für 
die Wahrnehmung regionaler Aufgaben geeigneter institutioneller Regulierungsrah-
men ist noch nicht entwickelt worden. Verortet man die regionalen Aufgaben eher auf 
der kommunalen Ebene, müsste der Verwaltungsreformprozess stärker in die Richtung 
einer Kommunalisierung bisher staatlich wahrgenommener Verwaltungsaufgaben ge-
hen. Dem steht oft entgegen, dass beim Spezialisierungsgrad hoch intelligenter Ver-
waltungsaufgaben keine sachgerechte Wahrnehmung auf kommunaler (kreislicher) 
Ebene vorgehalten werden kann. Verortet man die regionalen Aufgaben hingegen stär-
ker auf der staatlichen Ebene, hätte dies Konsequenzen in Richtung einer konsequen-
ten regionalen Bündelung der sonstigen unteren Verwaltungsbehörden, bis hin zur 
Bildung von „Regionalämtern“ (beispielweise in den heutigen Verwaltungsregionen; 
denkbar wäre auch deren weitere Reduzierung, z.B. von 6 auf 3). Schließlich ist auch 
eine Kombination beider Varianten denkbar. Was hingegen aus den Optionen aus-
scheidet, wäre ein Abgehen von der Zweistufigkeit des Aufbaus der Landesverwal-
tung. Insgesamt ist das Verhältnis von staatlicher und kommunaler sowie von zentraler 
und dezentraler Aufgabenwahrnehmung perspektivisch neu auszutarieren. Es stellt 
sich sowohl die Frage weiterer („echter“ – d.h. nicht nur per Delegation, sondern unter 
Einbeziehung in den „eigenen Wirkungskreis“) Kommunalisierungen von staatlichen 
Verwaltungsaufgaben wie auch umgekehrt einer staatlich wahrgenommenen Zentrali-
sierung bisher kommunal und dezentral wahrgenommener Aufgaben. Das Gesamtpa-
ket von landesweiten, regionalen und kommunalen Aufgaben gehört neu auf den Prüf-
stand dieser Verwaltungsreform. Dabei könnte es in Brandenburg allerdings näher 
liegen, die Wahrnehmung von Regionalisierungsaufgaben aus der kommunalen Ebene 
her zu entwickeln, während die staatlichen regionalen Zuständigkeiten mit der Straf-
fung der Organisationsstrukturen oder auch mit der Bildung von Landesbetrieben an 
Bedeutung verlieren werden. Der Staat behält aber stets seine Verantwortung für die 
Rahmenbedingungen zur Entwicklung seiner Teilregionen: wahrzunehmen zunächst 
durch eine sinnvolle Ordnung seiner Teilregionen, durch die Übertragung von Kompe-
tenzen und Budgets in die Regionen, durch ein flexibles Herangehen an die Frage der 
Zentralisierung und Dezentralisierung von Verwaltungsaufgaben, durch die gezielte 
Förderung von regionalen Clustern und innovativen Projektnetzwerken. 

3. Die Verwaltungsmodernisierung in Brandenburg wird nicht nach einem vorgefertig-
ten „Masterplan“ realisiert, sondern ist als Prozess zu sehen, der sich über die Gene-
rierung von Erfahrungen und über Lernprozesse entwickelt sowie auf äußerliche Ein-
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wirkungen reagiert. Diese Handhabung der Verwaltungsmodernisierung hat sich be-
währt. Die Konstituierung der neuen Landesregierung setzte seit Ende 1999 prägende 
neue Akzente des Reformprozesses, zunächst vor allem in die Richtung struktureller 
Vereinfachungen und einer langfristig berechenbaren Personalreduktion. Zunehmend 
werden weitere Fragen der Verwaltungsmodernisierung angegangen. Bezüglich des 
bisherigen Verlaufs des Modernisierungsprozesses werden in der Studie einige wesent-
liche „Eckpunkte“ in ihrem zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhang dargestellt, 
angefangen von der Schaffung eines institutionellen Steuerungsrahmens (AVO, Rah-
menvereinbarung und Beirat, ZPG bzw. StV, ressortinterne Projektgruppen). Mit dem 
„Gesetz über Grundsätze und Vorgaben zur Optimierung der Landesverwaltung“ (Juni 
2000; Dezember 2001) entstanden – wenngleich im Inhalt eng auf Haushaltsfragen 
zugeschnittene – gesetzliche Grundlagen des weiteren Modernisierungsprozesses. Im 
April 2001 legte die Landesregierung ein Rahmenkonzept zur Verwaltungsmodernisie-
rung und eine aufgaben-, politikfeld- und ressortbezogene Personalbedarfsplanung bis 
zum Jahre 2005 vor. Der Versuch, den Modernisierungsprozess auf der Grundlage von 
Aufgabenkritik zu betreiben (Kabinettsvorlagen vom Mai 2000; Dezember 2001) wur-
de durch die Steuerungswirkung der Personalbedarfsplanung von Anfang an dominiert 
und eingeschränkt. Die Personalbedarfsplanung bis zum Jahre 2006 sieht nunmehr 
eine Reduktion (seit Jahr 2000) um insgesamt 9.300 Stellen vor, die – laut verlängerter 
(und geringfügig veränderter) Rahmenvereinbarung ohne betriebsbedingte Kündigun-
gen erfolgen soll. Parallel dazu wurden zahlreiche ressortübergreifende und ressortin-
terne Modernisierungsprojekte vereinbart, die auf einer zentralen Projektliste zusam-
mengefasst sind. 

4. Das wichtigste Ergebnis des bisherigen Reformprozesses besteht darin, dass der 
Gedanke von der Notwendigkeit einer Reform der öffentlichen Verwaltung im Regie-
rungskabinett und in den Führungsetagen der Ministerialverwaltung Fuß gefasst hat. 
Davon konnte man vor 5 Jahren noch nicht ausgehen. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte des jungen Brandenburg konnte ein ernsthafter, komplexer Reformprozess der 
Landesverwaltung in Gang gesetzt werden, der eine konstruktive Eigendynamik entfal-
tet, nicht mehr umkehrbar scheint, dessen konkrete Zielrichtungen aber auch noch 
nicht deutlich genug sind. Besonders die Frage danach, ob man sich tatsächlich auf 
Verwaltungsmodernisierungsprozesse konzentriert oder lediglich in einem Prozess der 
Personalstellenreduktion verharrt, ist durch die Praxis noch nicht beantwortet. 

5. Zu den wichtigsten ressortübergreifenden Ergebnissen zählt die Einführung von 
Personal- und Verwaltungsbudgets und die beginnende Einführung von Projekten der 
Kosten-Leistungs-Rechnung. Zugleich hat jedes Ressort in diesem Prozess – wenn-
gleich in recht unterschiedlichem Maße und in unterschiedlicher Qualität – „seine“ 
Beiträge eingebracht. Durch die Einführung von Personal- und Verwaltungsbudgets 
sowie der Kosten-Leistungs-Rechnung entstehen Schritt um Schritt völlig neue Bedin-
gungen für die Steuerung der Landesverwaltung und ihrer Ressorts: für eine Ge-
wichtsverlagerung von kameralistischen und administrativen Steuerungsmethoden hin 
zu dezentraleren und betriebswirtschaftlichen Elementen, verbunden mit umfassende-
ren Möglichkeiten des Benchmarking. Bei der Fortsetzung dieses Prozesses wird es 
von zentraler Bedeutung sein, neben den „durchschlagenden“ Kostenfaktoren, denen 
nunmehr objektive Vergleichsmaßstäbe zu anderen Bundesländern zugrunde liegen 
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werden, auch weiterhin gesellschaftspolitische Zusammenhänge und Prioritätenset-
zungen sowie die Entwicklung von Qualitätsmanagement aktiv wahrzunehmen und 
diese neu zu diskutieren. Weitere übergreifende Linien des Verwaltungsreformprozes-
ses, zu denen bereits erste Ergebnisse vorliegen, sind die Umwandlung von öffentli-
chen Behörden in Landesbetriebe, erste Schritte auf dem Wege von E-Government, 
übergreifende Linien qualitativer Personalentwicklung. Am meisten fallen die vorge-
nommenen und weiter geplanten Strukturveränderungen der Verwaltung auf: Reduzie-
rung der Abteilungen und Referate, Zusammenfassung von Behörden und Einrichtun-
gen innerhalb der Ressorts und ansatzweise auch ressortübergreifend.  

6. Als grundlegende Probleme, Herausforderungen und Defizite werden in der Studie 
folgende Punkte beschrieben: 

a) Das hauptsächliche Defizit besteht darin, dass der bisherige Reformprozess keinen 
hinreichenden Schub zur Verbesserung der Motivation von Mitarbeitern und Füh-
rungskräften in den Landesverwaltungen erbracht hat, somit zu wenig Akzeptanz 
findet. Dies resultiert aus der Art und Weise, wie der Verwaltungsreformprozess 
bisher angegangen wurde. Verwaltungsmodernisierung wird von den Beschäftigten 
vielfach noch als ein Prozess nutzloser Strukturveränderungen sowie von Kosten- 
und Personaleinsparungen wahrgenommen. Der Modernisierungsprozess bleibt 
daher meist noch eine Angelegenheit der Dienststellenleitungen, oft schalten sich 
die Beschäftigtenvertretungen bereits aktiv in diesen Prozess ein. 

b) Es fehlt eine übergreifende institutionelle Leitidee, die nicht nur auf dem Papier 
steht, sondern die breite Akzeptanz findet und zunehmend die Handlungsorientie-
rungen der Mitarbeiter und Führungspersonen in den Behörden prägt. Leitideen – 
auch in den einzelnen Dienststellen als spezifische „corporate identities“ – können 
sich nur herausbilden, wenn sie „von unten“ in Diskussionen entwickelt und wenn 
sie mit nachvollziehbaren praktischen Schritten verbunden werden. 

c) Es fehlt ein gesetzlicher Gesamtrahmen zur Verwaltungsreform, der die grundsätz-
lichen Ziele, Inhalte und „Spielregeln“ der Verwaltungsreform beschreibt, ohne 
die laufende Prozess-Steuerung und reflexive institutionelle Lernprozesse einzu-
schränken. Gegenwärtig sind die gesetzlichen Grundlagen viel zu eng auf haus-
haltspolitische Fragen begrenzt. Die Dominanz von haushaltspolitischen Faktoren 
auch in der praktischen Steuerung des Modernisierungsprozesses nimmt der Re-
form den nötigen Atem. 

d) Die eingeleiteten Organisationsreformen und Strukturvereinfachungen müssen 
schlüssiger und systematischer mit Prozessoptimierungen und einer verbesserten 
Binnensteuerung in der Gesamtverwaltung, in den Ressorts und Behörden verbun-
den werden. Strukturvereinfachungen führen nicht automatisch zur Verbesserung 
von Ablaufprozessen, zu mehr Effizienz, Mitarbeitermotivation und besseren Wir-
kungen des Verwaltungshandelns. Jede Strukturveränderung muss daher von vorn-
herein mit erfahrbaren Verbesserungen der Binnenorganisation verbunden werden. 

e) Das gegenwärtige System der Aufgabenkritik ist in der Praxis nicht nur unterbe-
lichtet, sondern auch fragwürdig orientiert. Trotz anderer Verlautbarungen geriet 
die Aufgabenkritik unter die Dominanz der Personalbedarfsplanung. Sie wird auch 
konzeptionell eher auf die Umsetzung von Personalbedarfsplanungen orientiert 
statt als Voraussetzung für Aufgaben- und Personalbedarfsplanung genutzt zu wer-
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den. Wenn hier eine Änderung angestrebt werden soll, müsste die Aufgabenkritik 
neben der notwendigen Zuständigkeit der Ressorts bei den rahmensetzenden 
Schwerpunkten, Richtungen und Prioritätensetzungen ergänzend auch auf neutral 
bzw. breiter zusammengesetzte Gremien übertragen werden. 

f) Politisch-konzeptionell zeigt sich ein Nachholbedarf hinsichtlich der ordnungspoli-
tischen Orientierungen zu Staat und öffentlichem Sektor. Dies ist mit einer defizitä-
ren Rolle des politischen Raumes verbunden – sowohl seitens der Parteien, des 
Parlaments, als auch seitens der Verbände und Interessenorganisationen, der Wis-
senschaft und der Öffentlichkeit. Die immer wieder kehrende Thesen einer Reduk-
tion des Staates auf „Kernaufgaben“ ist unzureichend und konzeptionslos. Konzep-
tionelle Ansätze eines „kooperativen Staates“ oder „Gewährleistungsstaates“ bein-
halten wichtige Überlegungen zu einer neuen Kooperation und Aufgabenteilung 
zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen öffentlichem, gemeinwirtschaftlichem 
und privatem Sektor sowie zur Unterscheidung von Vollzugs- und Gewährleis-
tungsverantwortung. Sie sind aber – im Unterschied zu neoliberalen Auslegungen 
– nicht zwangsläufig auf einen „schmalen“ oder gar „schwachen“ Staat zu richten, 
sondern können auch auf einen viel leistungsfähigeren Staat und öffentlichen Sek-
tor orientiert werden, der sich dem Wettbewerb um die Wahrnehmung öffentlicher 
Daseinsvorsorge aktiv stellt, der darum ringt, „besser als andere“ zu sein und not-
wendige Gemeinwohl- wie soziale Ausgleichsfunktionen übernimmt. Hierauf sind 
die Reformbestrebungen bisher nicht hinreichend eingestellt. Daneben ist gerade in 
Ostdeutschland am Einzelfall zu prüfen und zu entscheiden, ob die Externalisie-
rung von bisherigen staatlich wahrgenommenen Aufgaben wirklich zu einer Ver-
besserung der öffentlichen Daseinsfürsorge oder lediglich zu deren Verschlechte-
rung bzw. Abbau führt. 

g) Obwohl sich die bisherigen institutionellen Steuerungsmechanismen des Reform-
prozesses (Landesregierung, AVO, Beirat, StV u.a.) bewährt haben, ist deren Wei-
terentwicklung zu prüfen. Vor allem sollten politische und verwaltungsorganisato-
rische Steuerung institutionell besser unterschieden werden. Da die Aufgaben der 
Verwaltungsmodernisierung immer mehr in die Interessensphären der Gesellschaft 
hineingreifen, wäre die Etablierung eines politisch-gesellschaftlichem, öffentlich 
agierenden Begleitausschuss bzw. „Lenkungsgremium“ (als beratendes Organ der 
Landesregierung) zu prüfen. Der bereits vorgetragene Vorschlag zur Schaffung ei-
nes parlamentarischen Verwaltungsreformausschusses sollte aufrecht erhalten 
werden. Der AVO, für den gemäß der neuen Rahmenvereinbarung keine Be-
schränkung auf Staatssekretäre vorgesehen ist, könnte erweitert und gleichzeitig 
auf verwaltungsorganisatorische Aufgaben konzentriert werden. Angesichts des 
wachsenden Gewichts ressortübergreifender Reformaufgaben wäre auch eine wei-
tere Stärkung der StV notwendig. 

h) Ressortübergreifende Aufgaben treten zunehmend in den Vordergrund und müssen 
die Schwerpunkte des Reformprozesses fixieren, die bislang noch in einer Vielzahl 
von Einzelmaßnahmen „untergehen“. Hierfür sind die institutionellen Vorausset-
zungen in der Landesverwaltung zu wenig entwickelt. Ohne eine sachorientierte 
Beschränkung der gegenwärtig allumfassenden Organisations- und Personalhoheit 
der Ressorts und ohne die zielstrebige Etablierung bzw. Erweiterung von ressort-
übergreifenden Kompetenzen – sei es in Wahrnehmung über einzelne Ressorts, 
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über zentrale Steuerungsgremien oder ressortübergreifende Projektgruppen – ver-
liert der Modernisierungsprozess an Dynamik und klammert entscheidende Fragen 
aus, die in das Spektrum des Brandenburger Reformprozesses an vordere Stelle 
gehören (so z.B. eine Neuorganisation des Verhältnisses von Land, Regionen und 
Kommunen oder ressortübergreifende Fragen der Vorbereitung einer Fusion mit 
Berlin). Darüber hinaus erfordert die zunehmende Wahrnehmung ressortübergrei-
fender Modernisierungsmaßnahmen auch neue Überlegungen für die Beteiligung 
der Beschäftigten. 

7. Die Rahmenvereinbarung zwischen Landesregierung und Gewerkschaften/Beamten-
bund hat bisher ihr Anliegen als ein Instrument der konstruktiven Zusammenarbeit 
beider Seiten, zur Beteiligung der Beschäftigten(vertretungen) in den Modernisie-
rungsprozess wie auch als Schutzinstrument vor betriebsbedingten Kündigungen er-
füllt. Ihre Realisierung steht zugleich vor neuen Herausforderungen. Durch die Novel-
lierung der Rahmenvereinbarung im Juni 2002 wurden die Rechte der Beschäftigten in 
einigen Punkten weiter konkretisiert. Da für die Zukunft des Modernisierungsprozes-
ses noch tiefgreifendere Einschnitte in die Organisations- und Ablaufstrukturen der 
Landesverwaltung zu erwarten sind, steht die „eigentliche“ Bewährungsprobe der 
Rahmenvereinbarung aus. Hierbei wird es von beiden Seiten her mehr als bisher um 
die Frage gehen, ob die Rahmenvereinbarung von einem eher passiven Schutz- und 
Beteiligungsinstrument zu einem aktiven Mobilisierungsinstrument werden kann. Zu-
gleich gewinnt angesichts der dramatischen Haushaltslage auch die Schutzfunktion der 
Rahmenvereinbarung an Bedeutung. Ein konstruktiver Umgang mit der Rahmenver-
einbarung wird um so eher stattfinden, je mehr beide Seiten über das Niveau einer rein 
technischen, verwaltungsorganisatorischen Handhabung der Rahmenvereinbarung 
hinauswachsen. 

8. Sowohl von der Gewerkschafts- als auch von der Regierungsseite wird betont, dass 
die Verwaltungsreform nur unter Einbeziehung der Beschäftigten erfolgreich sein 
kann – zugleich ist hierin ein zentrales Defizit zu sehen, stellen sich weithin neue An-
forderungen. Während Mitarbeiterbeteiligung im Sinne formeller Beteiligungsrechten 
geregelt ist (neue, bisher ungeregelte Aspekte entstehen dennoch, so hinsichtlich der 
Interessenvertretung in Landesbetrieben, Informations- und Mitentscheidungsrechten 
über Kosten und Budgets), ist Mitarbeiterbeteiligung im Sinne von Engagement und 
Motivation schwieriger zu entwickeln. Bisher konzentrierten sich Dienststellenleitun-
gen, aber auch Gewerkschaften und Beschäftigtenvertretungen de facto ausschließlich 
auf die erste und kaum auf die zweitgenannte Seite. Mitarbeiterbeteiligung kann sich 
aber nur in der Einheit dieser beiden Seiten entwickeln. Die Vertretungen der Beschäf-
tigten stehen neben ihrer Aufgabe der Mitbestimmung in personellen, sozialen und 
organisatorischen Fragen (entsprechend Personalvertretungsgesetz) vor der Herausfor-
derung, den Verwaltungsoptimierungsprozess aktiv und umfassend zu begleiten, eige-
ne Ideen und Vorstellungen einzuspeisen, spezifische Akzente zu setzen – vor allem 
solche, die die Mitarbeitermotivation voranbringen. Die Aufgaben und die Mitverant-
wortung der Personalräte und Hauptpersonalräte haben sich durch die Rahmenverein-
barung erheblich erweitert. Mitarbeiterbeteiligung muss sowohl als Schutzfunktion für 
die Beschäftigten wahrgenommen werden als auch im Sinne eigener Ideen, Stand-
punkte und Initiativen der Beschäftigten im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung. 
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9. Mitarbeiterbeteiligung und Mitarbeitermotivation lassen sich nicht allein durch 
Einzelmaßnahmen (etwa des Personalmanagements) erreichen, sondern bedürfen 
komplexer Rahmenbedingungen, institutioneller Regelungen, Verhaltens- und Orien-
tierungsmuster, von denen zahlreiche im Rahmen der Studie dargelegt werden. Mitar-
beiterbeteiligung heißt, Sachverstand zu mobilisieren, der nicht von Hierarchien ab-
hängt, setzt eine Verwaltungskultur der Transparenz, der Offenheit und Klarheit vor-
aus, braucht Kommunikationskultur. Das psychologische Signal „Deine Meinung und 
Dein Engagement sind gefragt“ geht gegenwärtig weder von der Gesamtführung der 
Landesregierung aus noch von der Mehrheit der Ressorts. Eine übergreifende Leitkul-
tur zu modernen Führungsstilen hat sich noch nicht herausgebildet, wenngleich An-
strengungen in diese Richtung in letzter Zeit sichtbarer geworden sind. In der Studie 
wird zugleich dargelegt, dass Mitarbeiterbeteiligung für die Interessenvertretung der 
Beschäftigten neue Maßstäbe setzt. Mehr Eigenverantwortung und komplexere Aufga-
benstellungen für die Beschäftigten müssen neu in ihrem Verhältnis zu materiellen 
Anreizsystemen und zu Vergütungsanpassungen diskutiert werden. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, dass entscheidende und nachhaltige Motivationsimpulse daraus resultie-
ren, dass sich die Beschäftigten mit der Aufgabe identifizieren und dafür interessieren 
können, dass sie mit mehr Eigenverantwortung und Selbstbestimmung verbunden ist. 
Neue Maßstäbe ergeben sich auch für Personalmanagement und insbesondere für Per-
sonalentwicklung. Gehen bisher die Bemühungen für eine Verbesserung des Perso-
nalmanagement dahin, einzelne Instrumente als Leitorientierungen oder Hilfestellun-
gen auszuarbeiten und diese in den Ressorts umzusetzen, wird es zunehmend um die 
systematische Verknüpfung der Bestandteile modernen Personalmanagements gehen. 
Personalentwicklung muss reflexiv, das heißt zum Hauptelement einer „lernenden Or-
ganisation“ werden. Aus den Methoden der Personalentwicklung (zum Beispiel Mitar-
beitergespräche, Führungskräfte-Feedback, Qualifizierungsmaßnahmen) ist systema-
tisch neues Wissen über eine Verbesserung der Aufbau- und Ablauforganisation zu 
generieren.  

10. Abschließend werden in der Studie die Personalausgaben und der Personalstand 
des Landes Brandenburg im Vergleich zu anderen deutschen Bundesländern darge-
stellt und diskutiert. Dies ist insofern von Bedeutung, da die reduktionistische Perso-
nalbedarfsplanung bis zum Jahre 2006 nicht nur aus finanziellen Zwängen, sondern 
auch aus der Annahme heraus begründet wird, dass Brandenburg im Vergleich der 
deutschen Länder zu viel Personal habe. Die beim Statistischen Bundesamt bis zum 
Jahre 2001 vorliegenden Daten belegen, dass Brandenburg beim Personalstand (Voll-
zeitäquivalente) im Vergleich der neuen Bundesländer relativ gut steht; alle westlichen 
Flächenländer haben jedoch weniger Personal-Vollzeitäquivalente pro Kopf der Be-
völkerung. Die in Tabellen ausgewiesenen Vergleichszahlen nach Aufgabenbereichen 
können hierbei auf Grund der unterschiedlichen Gegebenheiten in den Ländern nicht 
als Maßstab für eigene Reduzierungsziele verwandt werden. Bei den Personalausga-
ben hat Brandenburg im Vergleich aller deutschen Flächenländer nach Sachsen die 
zweitniedrigsten Personalausgaben pro Kopf der Bevölkerung und hätte selbst bei 
Westangleichung der Löhne und Gehälter noch weniger Personalausgaben als im 
Durchschnitt die westdeutschen Flächenländer. Man könnte annehmen, dass es aus 
diesen Tatsachen heraus möglich sein müsste, den Verwaltungsreformprozess in Bran-
denburg besonnen aus seiner einseitigen Fixierung auf Kosteneinsparungen herauszu-
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lösen, um ihm damit völlig neue Entfaltungsmöglichkeiten zu geben. Allerdings muss 
auch gesehen werden, dass die Strukturen der Personalausgaben zwischen west- und 
ostdeutschen Länder verschieden sind und dass zukünftig auch in Ostdeutschland ein 
schnell wachsender Ausgabenblock an Versorgungsleistungen entstehen wird, der die 
Personalkosten in die Höhe treibt. Außerdem führt die Haushaltsprojektion des Fi-
nanzministeriums zu der Schlussfolgerung, dass es in den nächsten 17 Jahren schritt-
weise zu einer strukturellen Reduktion der Personalausgaben um insgesamt ca. einem 
Drittel gegenüber dem Ist-Stand kommen müsse, wenn eine nachhaltige Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen erreicht werden soll. Die Fusion der beiden Länder Berlin und 
Brandenburg würde einen weiteren Druck auf die Senkung des Personalbestandes bzw. 
der Personalausgaben ausüben. In diesen Kontexten – verbunden mit der „plötzlichen“ 
Entdeckung von Haushaltsdefiziten in Höhe von 1,4 Mrd. Euro (Haushalt 2002/2003) 
kann kein verantwortungsvoller politischer Ansatz umhin, realistische Positionen zu 
einer nachhaltigen Haushaltspolitik inklusive des Personalhaushaltes zu entwickeln. 
Die vertraglich vereinbarte Verhinderung von betriebsbedingten Kündigungen ist ein 
hohes Gut, dass nur über weitergehende Anstrengungen aller Seiten erhalten werden 
kann. Die Schutzrechte für die Beschäftigten werden vehement an Bedeutung gewin-
nen; zugleich könnten sich neue Fragen nach einer tariflichen Regelung des Arbeits-
zeitregimes, neuer Anreizsysteme für Teilzeitarbeit und insgesamt einer Weiterent-
wicklung der tariflichen Rahmenbedingungen stellen. Es wird aber auch die Frage 
aufgeworfen, welche Perspektiven die öffentliche Hand in Zukunft noch haben wird. 
Hierbei muss es neben Ausgabenkürzungen auch um neue Überlegungen sowohl zu 
Strukturreformen als auch zur Einnahme-Seite, zur Stärkung der Wertschöpfungsbasis 
im Lande und um Initiativen des Landes auf der Bundes- und Bundesratsebene gehen. 
Soll eine drastische Reduktion und schleichende Verschlechterung der öffentlichen 
staatlichen Daseinsvorsorge verhindert werden, müssen tiefgreifende Strukturrefor-
men (Verschlankung der administrativen Staatsfunktionen; Neustrukturierung der 
Dienstleistungs- und reproduktiven Staatsfunktionen) mit der Suche nach einer Ver-
besserung der Einnahmesituation gekoppelt werden: Stabilisierung und Stärkung der 
Wertschöpfungsbasis im Lande; Entwicklung eines Gemeinwirtschaftssektors als Al-
ternative zum Aufgabenabbau dort, wo sinnvolle öffentliche Daseinsvorsorge nicht 
mehr möglich und private Wahrnehmung nicht angeboten wird; Weiterentwicklung der 
tariflichen Rahmenbedingungen; Initiativen des Landes auf der Bundesebene. 


	Titelblatt
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	0. Einleitung
	1. Land, Regionen und Kommunen im Spannungsraum: Zur Genese der öffentlichen Verwaltung in Brandenburg
	1.1 Landesebene
	1.2 Kommunale Ebene

	2. Ergebnisse und Defizite des bisherigen Modernisierungsprozesses der Landesverwaltung
	2.1 „Eckpunkte“ des Reformprozesses im zeitlichen Verlauf
	2.2 Bisherige und geplante Ergebnisse
	2.3 Probleme, Herausforderungen, Defizite

	3. Zur Kooperation von Verwaltung und Beschäftigtenvertretungen
	3.1 Rahmenvereinbarung
	3.2 Mitarbeiterbeteiligung

	4. Personalausgaben und Personalstand Brandenburgs im Vergleich
	4.1 Personalausgaben und Konsolidierungspolitik
	4.2 Personalstand

	5. Zusammenfassung – 10 Thesen

